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Schwierige Kompromisse 

Welche Rolle haben die Kommunisten in derVR 
Donezk? Darüber diskutierte ein Parteitag. Renate 
Koppe war dabei. 
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„Kulturhoheit“ statt Bildung 

Bologna-Prozess und Finanzausgleich: 

Was bankrotte Hochschulen mit schwäbischen 
Hausfrauen zu tun haben. 
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Thema der Woche 


Brecht - Zeitgenosse 

Vor 60 Jahren starb Brecht - sein Werk hilft 
uns, die Verhältnisse zu durchschauen. Zu 
jedem Brecht-Jubiläum gehört, dass am 
Bild des Dramatikers, Dichters, Schriftstel¬ 
lers und Theatertheoretikers gekratzt, sein 
Werk für überholt erklärt wird. 

Wir stellen drei Sichten auf Person und 
Werk vor, aus denen hervorgeht, wie heutig 
Brecht ist, wie er hilft, Fragen zu beantwor¬ 
ten und notwendige Fragen zu stellen. 
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Im Gleichschritt marsch 

Merkels Neun-Punkte-Plan für den reaktionären Staatsumbau 



Angela Merkel bei derTruppeninspektion in Afghanistan im Dezember 2010, neben ihr Generalmajor Hans-Werner Fritz 


N ach den Anschlägen in Ans¬ 
bach, Würzburg und München 
schlägt die Stunde der Hardli¬ 
ner. Bayerns Ministerpräsident Horst 
Seehofer (CSU) ätzte vom Tegernsee 
erneut gegen Bundeskanzlerin Mer¬ 
kel (CDU) und ihr „Wir schaffen das“ 
und plädierte für Abschiebungen in 
Kriegsgebiete. Andere raunten von 
Fußfesseln, Schleierfahndung und Re¬ 
servistenarmee. Verteidigungsministe¬ 
rin Ursula von der Leyen (CDU) ließ 
es nicht bei Worten, sondern versetz¬ 
te noch während des Amoklaufes in 
München eine Feldjägereinheit, Sani¬ 
tätstrupps und Hubschrauberregimen¬ 
ter der Bundeswehr in Bereitschaft. 
Man wird ja wohl noch üben dürfen. 

Um das Heft des Handelns nicht 
völlig aus der Hand zu geben, brach 
Angela Merkel kurzerhand ihren Ur¬ 
laub ab, trat vor die Medien und fasste 
alles sorgfältig in einem „Neun-Punk - 
te-Plan für mehr Sicherheit“ zusam¬ 
men. Auf dem Rücken von Flüchtlin¬ 
gen, die - ob ein islamistischer, rechts¬ 
radikaler oder gar kein Hintergrund 
bekannt ist - irgendwie schuld sind, 
wird der Ausbau des reaktionären Si¬ 
cherheitsstaates vorangetrieben. Es 
geht um mehr Geld, mehr Personal, 
mehr Technik und mehr Rechtsbruch 
für die Innere Sicherheit. 

Oben auf der Wunschliste steht der 
Bundeswehreinsatz im Innern. Im neu¬ 
en „Weißbuch“ der Bundeswehr, das 
von der Leyen im Juli vorgestellt hat¬ 
te, konnten sich CDU und CSU zwar 
nicht ganz gegen den Koalitionspart¬ 
ner SPD durchsetzen, aber der Kom¬ 
promiss kann sich schon sehen lassen: 
Die Bundeswehr darf „bei größeren 
Terroranschlägen“ ohne Grundgesetz¬ 
änderung eingesetzt werden. Noch im 
Spätsommer soll entschieden werden, 
für welche Szenarien Bundeswehr, 
Bundes- und Länderpolizei gemeinsam 
üben sollen. Diese zivil-militärische 
Tateinheit war bisher nicht möglich. 

Zweitens geht es um mehr Über¬ 
wachung. Vorratsdatenspeicherung, 
Vernetzung und ungehinderten Da¬ 
tenaustausch innerhalb der EU und 
„mit befreundeten Diensten“ und das 
Knacken verschlüsselter Kommunika¬ 
tion stehen auf dem Programm. 


Drittens geht es um härteres Ab¬ 
schotten und schnelleres Abschieben. 
Merkel will die „Rückführungsan¬ 
strengungen“ vor allem nach Afgha¬ 
nistan und Nordafrika verstärken. Ein 
Frühwarnsystem - auffälliges Verhal¬ 
ten soll sofort gemeldet werden - soll 
„Gefährder“ in Flüchtlingsheimen 
und Integrationsmaßnahmen ausma¬ 
chen. Dabei sind die Zahlen von Ab¬ 
schiebungen und sogenannten „frei¬ 
willigen Ausreisen“ so hoch wie nie. 
Noch besser als Rückführungen fin¬ 
det Merkel es, wenn die Flüchtlinge 
gleich draußen bleiben. Sie ist voll 
des Lobes für die Arbeit der militäri¬ 
schen EU-Grenzschutzagentur Fron¬ 
tex. Durch mehr als 3 000 Flüchtlinge, 
die allein im ersten Halbjahr 2016 im 


Mittelmeer ertrunken sind, lässt sie 
sich nicht beirren. 

Beim Umbau des Staates hin zu 
einem reaktionären Sicherheitsstaat 
geht es sicher nicht darum, individuel¬ 
len Terror aus Verzweiflung, Verblen¬ 
dung oder religiösem Eifer zu ver¬ 
hindern. Die Bundesregierung trägt 
durch ihre Kriegspolitik, die Unter¬ 
stützung der NATO-Kriege, die Zer¬ 
schlagung anderer Staaten auch mit 
Hilfe von Terrormilizen wie dem IS 
Mitverantwortung an dem, was heu¬ 
te passiert. Merkels Sofortprogramm 
ist keine Lösung, sondern die Fortset¬ 
zung und Vertiefung der Probleme. 

Stattdessen gilt es Kriegspolitik 
und NATO zu stoppen, das Zerstö¬ 
ren von Volkswirtschaften und das 


Ausplündern von Ressourcen durch 
hiesige Konzerne zu beenden - und 
damit auch Fluchtursachen zu ver¬ 
hindern. Es gilt die Verursacher und 
Profiteure anzugehen. Es gilt, in die¬ 
sem Land statt Ausgrenzung soziale 
Bedingungen für alle hier lebenden 
Menschen zu schaffen, die ein Leben 
lebenswert machen. Dazu gehören 
Frieden, Arbeit, Ausbildung, Bildung, 
Gesundheit, ein Dach über dem Kopf, 
Solidarität und gleiche Rechte für alle. 
Das ist die Idee des Sofortprogramms 
der DKP. Dafür demonstrieren wir am 
17. September in sieben Städten gegen 
die Freihandelsabkommen TTIP und 
CETA und am 8. Oktober in Berlin 
gegen die NATO-Kriegspolitik. 

Wera Richter 


Erfolg in Aleppo 

Syrische Armee drängt Terroristen zurück 


Im Sommer 2012 drangen Bewaff¬ 
nete aus dem Umland, aus Dörfern 
und Kleinstädten und viele aus dem 
Ausland nach Aleppo ein. Es gelang 
ihnen weite Teile der Stadt zu beset¬ 
zen und in der Folge bis zur Altstadt 
mit der Zitadelle und dem Souk vor¬ 
zudringen. 

Es war der Beginn eines Alp¬ 
traums. Die Stadt wurde geteilt, die 
Front dazwischen war das „Mekka 
für ausländische Kämpfer“ - wie der 
Spiegel einmal schrieb. 

Nun scheint ein Ende des Alp¬ 
traums möglich - die syrische Ar¬ 
mee hat die Gebiete, die von Ter¬ 
roristen besetzt sind, völlig vom 
Nachschub abgeschnitten. Für die 
Zivilisten in dem eingeschlossenen 


Gebiet stehen Fluchtkorridore be¬ 
reit. Bewaffnete aus Syrien, die den 
Kampf aufgeben, erhalten eine Am¬ 
nestie. 

Die Offensive der syrischen Ar¬ 
mee entspricht der UN-Resolution 
2254 in der es ausdrücklich heißt, 
dass ein Waffenstillstand nicht ge¬ 
genüber IS, al-Nusra und ihren Ver¬ 
bündeten gilt. Und die Behauptun¬ 
gen über die „gemäßigten Rebellen“, 
die von der syrischen und der russi¬ 
schen Luftwaffe bombardiert wür¬ 
den, war immer nur eine Schutzbe¬ 
hauptung des Westens, der nach wie 
vor vom Sturz der syrischen Regie¬ 
rung träumt. 

Es fällt nicht leicht, angesichts von 
Tod und Zerstörung in Syrien von ei¬ 


nem Sieg zu sprechen. Aber zweifel¬ 
los haben die syrische Armee und ihre 
Verbündeten einen wegweisenden Er¬ 
folg erzielt. 

Aleppo ist die bedeutendste 
Stadt Syriens nach der Hauptstadt 
und die besetzten Gebiete waren 
ein Faustpfand in den Händen von 
al-Nusra, IS und ihren Förderern im 
Ausland. Ein Faustpfand sowohl für 
die sporadischen Verhandlungen 
in Genf als auch im Krieg. Angrif¬ 
fe mit Raketen und Granaten auf 
die „sicheren Gebiete“ konnten je¬ 
derzeit erfolgen - und erfolgten ge¬ 
rade in den letzten Monaten. Die 
Angriffsmöglichkeiten sind jetzt 
eingeschränkt. Und wenn dieses 
Faustpfand nicht mehr in den Hän¬ 


den der Terroristen und ihrer För¬ 
derer liegt, kann es dem inner-syri¬ 
schen Dialog nur dienen. 

IS und al-Nusra von ihrem Nach¬ 
schub abzuschneiden ist ein strategi¬ 
scher Erfolg. Es erscheint nun mög¬ 
lich, die Terroristen durch militäri¬ 
schen Druck und Verhandlungen aus 
Aleppo zu vertreiben - wie es 2015 in 
Horns geschehen war. 

Die Terroristen zu vertreiben ist 
nur der erste Schritt. Eine wirkliche 
Lösung können nur der Ausgleich 
unterschiedlicher Interessen und ein 
Prozess nationaler Versöhnung brin¬ 
gen. Und je weniger Einfluss darauf 
NATO und Golfstaaten nehmen kön¬ 
nen, umso besser. 

Manfred Ziegler 


Gedenken an 
Hiroshima und 
Nagasaki 

Am 6. August 1945 explodierte die 
US-Atombombe „Little Boy“ über 
Hiroshima, drei Tage später die Plu¬ 
toniumbombe „Fat Man“ über Naga¬ 
saki. Etwa 100 000 Menschen starben 
sofort, weitere 130 000 bis Jahresende. 
Hunderttausende starben in späteren 
Jahren an den Folgen. Es traf selbst 
die Nachgeborenen. 

Bis heute wird versucht diese 
Kriegsverbrechen zu relativieren: Die 
Abwürfe hätten erheblich dazu beige¬ 
tragen, dass kurz darauf, am 15. Au¬ 
gust, Japans Kaiser Hirohito in einer 
Rede die Beendigung des „Großosta¬ 
siatischen Krieges“ bekanntgeben und 
Japan am 2. September 1945 kapitulie¬ 
ren musste. Eine Lüge. 

Heute wächst die Gefahr des Ein¬ 
satzes von Nuklearwaffen. Auch auf¬ 
grund der aggressiven NATO-Politik 
gegenüber Russland. Trotz diverser 
Abrüstungsverträge und zuletzt des 
Neu-START-Vertrags, der 2011 in 
Kraft trat und mit dem sich USA und 
Russland verpflichteten, ihre nuklear¬ 
strategischen Trägermittel - U-Boote, 
Interkontinentalraketen und Lang¬ 
streckenbomber - auf 800 zu halbie¬ 
ren und die Zahl der Sprengköpfe zu 
reduzieren, würden die verbliebenen 
Sprengköpfe der USA und Russlands 
sowie die Frankreichs, von China, 
Großbritannien, Pakistan, Indien, Is¬ 
rael und Nordkorea ausreichen, die 
Menschheit mehrfach auszulöschen. 

Und die nuklearen Arsenale wer¬ 
den weltweit modernisiert. Auch die 
Atomwaffen in Büchel sollen qualita¬ 
tiv aufgerüstet werden. Vom 26. März 
bis zum 9. August gab und gibt es des¬ 
halb Protestaktionen verschiedener 
Gruppen vor Ort. 

Seit 1947 erinnern Menschen am 
6. August alljährlich in Hiroshima an 
das Geschehen. Ihnen haben sich sehr 
viele weltweit angeschlossen. Und sie 
alle verbinden bis heute das Geden¬ 
ken an die Atombombenabwürfe auf 
Hiroshima und Nagasaki sowie die 
vielen Opfer mit der Ablehnung von 
Krieg und Rüstung sowie der Forde¬ 
rung nach einer von Atomwaffen frei¬ 
en, friedlichen und solidarischen Welt. 

Nina Hager 
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Weg mit 
dem KPD- 
Verbot! 


Zentrale Veranstaltung 
der DKP am 10. September 
in Karlsruhe 

Kundgebung & Demonstration 
Ludwigsplatz, 15.00 Uhr 


Im Anschluss 

Veranstaltung im Lokal 
„Walhalla“, Augartenstraße 27 
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Wirtschaft und Soziales 
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Lucas Zeise zu neun Jahren Finanzkrise 

Vergeblicher Stresstest 



Skyline Frankfurt 


Vertrauenswerbung für die Banken 

Aufsicht testet und stellt „deutlich höhere Widerstandsfähigkeit“ fest 


Am nächsten Montag, am 9. August 
wird die Finanzkrise neun Jahre alt. 
Und wenig überraschend ist die Fi¬ 
nanzkrise noch mitten unter uns. 
Ohne die Finanzkrise gäbe es auch 
jenen Stresstest der EU-Banken 
nicht, dessen Ergebnisse nach viel 
Pomp und Aufregung am vergan¬ 
genen Freitag nach Börsenschluss 
publiziert wurden. Veranstalter des 
Tests - es war der vierte seiner Art 
in der EU - waren die Aufsichtsbe¬ 
hörden, die Europäische Zentralbank 
(EZB) und die European Banking 
Authority (Europäische Bankauf¬ 
sicht EBA). Der Zweck der Übung 
war es, Vertrauen zu verbreiten. Es 
sollte staatlich geprüft und öffentlich 



dargestellt werden, dass den Banken 
zu trauen ist. Niemand soll Angst ha¬ 
ben, dass morgen die Bank zahlungs¬ 
unfähig ist. Diese Angst grassiert im 
Weltfinanzsystem immer noch. 

Die Angst, aber noch keine Panik, 
brach aus an jenem Vormittag des 9. 
8.2007. Der Geldmarkt unter Banken 
hörte auf zu funktionieren. Dieser 
Markt befindet sich im Zentrum des 
Geld- und Kapitalverkehrs. Hier lei¬ 
hen sich und verleihen die Geschäfts¬ 
banken kurzfristig Geld, mit Laufzei¬ 
ten von einem Tag bis zu zwei Jahren. 
Die Zinssätze sind niedrig und immer 
ganz nah an den so genannten Leit¬ 
zinsen, mit denen die Notenbanken 
die Banken mit Geld versorgen. Zwar 
sind die Zinsen und Zinsdifferenzen 
gering, dafür sind die Beträge riesig. 
Jeden Tag geht der Saldo der Zahlun¬ 
gen, den eine Bank abwickelt durch 
diesen Markt. 

Die Banken hörten am 9. August 
2007 auf, ihresgleichen hunderte von 


Millionen Euro ohne Sicherheit auch 
kurzfristig zu leihen. Die Geldhänd¬ 
ler hatten Angst davor, dass sie das 
Geld nicht mehr Wiedersehen wür¬ 
den, weil die Partnerbank in der 
Zwischenzeit pleite gehen würde. Es 
war eine berechtigte Angst. Die Ban¬ 
ker wussten, welchen Schrott - meist 
Hypothekenkredite der ,subprime‘- 
Qualität - das eigene Institut in den 
Büchern hatte. Wenn nur fünf Pro¬ 
zent der Ausleihungen faul werden, 
kann bei den niedrigen Eigenkapi¬ 
talquoten, den Banken halten müs¬ 
sen, auch die ganze Bank weg sein. So 
weit war es an diesem Tag noch nicht. 
Aber ohne die Hilfe der Zentralban¬ 
ken (die EZB lieh allein am 9. August 
90 Mrd. Euro zusätzlich aus) wäre der 
große Bankenkrach sogleich passiert. 

Der 9. August markiert das Da¬ 
tum, von dem an die große Finanz¬ 
spekulation und Kreditblase aufhör¬ 
te, die zurückbleibende Nachfrage 
nach produzierten Gütern zu stützen. 
Es handelt sich dabei um die größ¬ 
te Aufblähung des Finanzsektors in 
der bisherigen Geschichte des Kapi¬ 
talismus. Von August 1982 (der Pleite 
Mexikos) bis 2007, volle 25 Jahre lang 
dauerte diese grandiose Expansions¬ 
und Spekulationsperiode. Das Sys¬ 
tem funktionierte mit einigen Unter¬ 
brechungen ganz gut, um die Folgen 
dessen zu überdecken, was Marxisten 
die ,Überakkumulationskrise 4 nen¬ 
nen. Seit 2007 funktioniert es nicht 
mehr. Dem Krach am Finanzmarkt 
folgte deshalb unmittelbar die Krise 
der Realwirtschaft und der Sturz in 
die Rezession. 

Zwar ist es gelungen, die Banken 
mit viel Geld vom Staat und der in¬ 
tensiven Betreuung durch die Zen¬ 
tralbanken zu stabilisieren und die 
Gewinne der meisten Unternehmen 
und die Aktienkurse zu neuen Höhen 
zu führen. Die Angst der Banken vor 
der Pleite ist nicht akut. Auch wur¬ 
de ein enges staatliches Sicherheits¬ 
netz gezogen, das den Kreditgebern 
im Notfall ihre Beträge sichert. Die 
Notenbanken stehen minütlich be¬ 
reit, um im Bedarfsfall Liquidität in 
den Finanzmarkt zu pumpen. Den¬ 
noch ist die Zuversicht dahin. Ohne 
Aussicht auf satte Gewinne in der 
Zukunft sind Spekulation und ein 
Finanzboom nicht möglich. Die Ban¬ 
ken, der ganze Finanzsektor haben 
den größten Teil der Schrumpfkur 
noch vor sich. 


E s war der vierte Stresstest, dem 
sich die großen Banken in der EU 
unterziehen mussten. Veranstalter 
war die EBA (Europäische Bankenauf¬ 
sicht), die mit der Europäischen Zen¬ 
tralbank (EZB) zusammenarbeitete, 
die ihrerseits für die Aufsicht der gro¬ 
ßen Banken im Eurogebiet zuständig 
ist. Geprüft wurden 51 Banken aus 16 
Ländern, darunter neun aus Deutsch¬ 
land. Der Stress des Tests bestand in 
den Annahmen einer Konjunkturkri- 
se (Schrumpfung der Wirtschaft um 
1,2 Prozent in diesem Jahr und weitere 
1,3 Prozent im nächsten) und entspre¬ 
chend sinkenden Immobilien- und Ak¬ 
tienpreisen. Wie hoch würden die Ver¬ 
luste der Bank dann sein, wie viel Ei¬ 
genkapital der Bank würde von diesen 
Verlusten aufgezehrt werden und wie 
viel Eigenkapital würde im Verhältnis 
zur Bilanzsumme dann übrig bleiben? 
Das waren die Fragen. Die Ergebnis¬ 
se wurden vor einer Woche öffentlich 
gemacht - und von den Veranstaltern 
positiv kommentiert. 

Daniele Nouy, die oberste Ban¬ 
kenaufseherin bei der EZB, sagte, der 
Bankensektor sei heute deutlich wider¬ 
standsfähiger als noch vor zwei Jahren. 
Wahrscheinlich hat sie sogar recht mit 
ihrer Einschätzung. Die Banken waren 
schließlich von den Aufsehern nach 
den erneuerten internationalen Richt¬ 
linien, genannt „Basel III“,verpflichtet 
worden, mehr Eigenkapital vorzuhal¬ 
ten. Wenn mehr davon da ist, bleibt 
nach Verlusten in schlechten Zeiten 
auch mehr übrig. Aber all das hängt 
von den Annahmen ab. Die Annahme 
einer Bankpleite in einem EU-Land 
oder die Pleite eines Eurolandes sel¬ 
ber tauchten in den Szenarien nicht 
auf. Griechische und portugiesische 
Banken wurden mangels Größe gar 
nicht getestet. 


Interessanter als der Überblick 
über die gesamte EU-Bankenland- 
schaft wirkte dann die relative Position 
der Einzelbank gegenüber der Konkur¬ 
renz. Nur eine Bank hatte am Testende 
rechnerisch eindeutig zu wenig Eigen¬ 
kapital übrig. Das war die drittgrößte 
Bank Italiens, die Banca Monte die 
Paschi di Siena, die zugleich die ältes¬ 
te noch funktionierende Bank der Welt 
ist. Über ihre Probleme war schon so 
viel geschrieben worden, dass auch das 
niemanden mehr überraschte. Die Füh¬ 
rung des Sieneser Instituts erklärte ei¬ 
nige Stunden vor der Veröffentlichung 
des Stresstests, dass sie eine Kapitaler¬ 
höhung von etwa 5 Mrd. Euro vorneh¬ 
men und ihre faulen Kredite zu einem 
Drittel des Nominalwertes verkaufen 
und auslagern werde. Wer die faulen 
Kredite und die Kapitalerhöhung über¬ 
nehmen werde, verschwieg die Bank. 
Diese kleine Krise geht jedenfalls wei¬ 
ter. Die beiden größten deutschen Ban¬ 
ken, die Deutsche Bank und die Com¬ 
merzbank, waren nach Ergebnissen 
des Stresstests unter den zehn schlech¬ 
testen zu finden und lagen dieses Mal 
auch hinter allen sonst so geschmäh¬ 
ten öffentlichen Landesbanken. Der 
Stresstest ist eine durchaus aufwändi¬ 
ge Übung. Für jede der 51 getesteten 
Banken wurden 16 000 Einzeldaten ge¬ 
prüft. Bei der EZB waren 200 Fachleu¬ 
te mit dem Test beschäftigt. 

Welchen Zweck hatte die Veran¬ 
staltung? Nach dem ersten Sturm des 
Finanzdesasters begriffen selbst die 
erzliberalen EU-Politiker, dass es not¬ 
wendig war, die Standards der Banken¬ 
aufsicht anzuheben und aneinander 
anzugleichen. So entstand die Euro¬ 
päische Bankenaufsichtsbehörde oder 
European Banking Authority (EBA) 
mit Sitz in London. Die kleine Behörde 
mit anfangs gerade mal 40 Angestell¬ 


ten nahm Anfang 2011 ihre Arbeit auf. 
Ihr expliziter Auftrag lautete, zu einem 
europäischen Regelwerk der Banken¬ 
aufsicht beizutragen und die Aufsichts¬ 
praxis der nationalen Aufsichtsbehör¬ 
den einander anzunähern. Es war also 
mehr ein Beratungs- als ein Entschei¬ 
dungsgremium. Die Behörde sollte 
nur dann entscheiden, wenn sich ver¬ 
schiedene nationale Aufseher bei ei¬ 
ner Bank mit grenzüberschreitenden 
Geschäften absolut nicht einig werden 
könnten. 

Die EBA hat nicht nur ihren Sitz 
in London, sie wird auch von der briti¬ 
schen Bankaufsicht und den hinter ihr 
stehenden Banken dominiert. Schließ¬ 
lich weist Britannien den bei weitem 
größten Bankensektor aller EU-Staa- 
ten auf. Und mit dem kleinen Stab an 
Leuten begann die EBA, kaum gab 
es sie, den ersten wirklich EU-weiten 
Stresstest der Banken. Warum ging 
das so schnell? Weil die Banken sich 
gegenseitig immer noch nicht trauten, 
obwohl im Frühjahr 2011 fast vier Jah¬ 
re seit Ausbruch der Finanzkrise ver¬ 
gangen waren. Die Testergebnisse sol¬ 
len das Vertrauen festigen. Deswegen 
werden sie veröffentlicht. Außerdem 
haben die großen und starken Ban¬ 
ken ein Interesse an so einem Stress¬ 
test. Er soll ihre Wettbewerbsposition 
verbessern. Die Veranstaltung wurde 
und wird allerdings von den Bankern 
selbst nicht ganz ernst genommen. Sie 
wissen, dass die Details des Tests von 
den heimischen, nationalen und altbe¬ 
kannten Aufsehern durchgeführt wer¬ 
den und dass mit den Annahmen kein 
wirklicher Stress verbunden ist. Einen 
früheren Test hatten die spanische Ban- 
kia und die belgische Dexia gut bestan¬ 
den, um kurz danach vor der Pleite ge¬ 
rettet werden zu müssen. 

Lucas Zeise 


XXXL-Kündigungen in Oberhausen 

Kündigungen, schlechtere Arbeitsbedingungen, Zerschlagung der Betriebsräte 
ziehen sich durch die ganze Republik 


Werner Sarbok zur Rentenkampagne der Gewerkschaften 

Brandgefährlich 


Die Gewerkschaften bereiten Kam¬ 
pagnen für ein höheres Rentenniveau 
vor. Nachdem die IG Metall im Juli 
ein entsprechendes Konzept vorge¬ 
legt hat, meldet sich nun auch ver.di- 
Chef Frank Bsirske zu Wort. 

Es könne nicht sein, dass man 
nach jahrzehntelanger Arbeit mit der 
Rente nicht anständig über die Run¬ 
den kommt, hatte Bsirske erklärt. Der 
zentrale Stellhebel sei das gesetzliche 
Rentenniveau. Es müsse stabilisiert 
und dann angehoben werden. 

Der DGB will vor dem Bundes¬ 
tagswahlkampf für einen Kurswech¬ 
sel mobilisieren, nach der Sommer¬ 
pause wollen die Gewerkschaften 
Druck machen. 

Das wird höchste Zeit! 

Die „Arbeitgeber“ der Metallin¬ 
dustrie fürchten, über die Erhöhung 
der Beiträge ein paar Krümel ihrer 
Profite zu verlieren. Ihr Verbandsge¬ 
schäftsführer Oliver Zander kritisier¬ 
te zynisch, die Forderungen der Ge¬ 
werkschaften können eine „brandge¬ 
fährliche Dynamik erzeugen.“ 

Denn nicht die berechtigten For¬ 
derungen der Gewerkschaften, son¬ 
dern der Sozial- und Rentenraub der 
letzten Regierungen haben bereits 


eine brandgefährliche Dynamik er¬ 
zeugt - für große Teile der arbeiten¬ 
den Menschen in unserem Land. Der 
ausufernde Niedriglohnsektor in Ver¬ 
bindung mit der massiven Absenkung 
des Rentenniveaus werden zwangs¬ 



läufig in eine Zukunft der Massenal¬ 
tersarmut führen. 

Das zu verhindern, ist ein Gebot 
der Stunde. Dieser Kampf wird ein 
zentraler sein in unserer Republik 
und wird zeigen, was die Kraft von 
Millionen gegen die Macht der Milli¬ 
onäre bewirken kann. 


Am 1. August fand das erste Beru¬ 
fungsverfahren eines ehemaligen Kol¬ 
legen vom Oberhausener Möbelhaus 
Rück vor dem LAG Düsseldorf statt. 
Der österreichische XXXL-Konzern 
hatte das Haus 2014 übernommen 
und aktuell Berufung gegen die Wei¬ 
terbeschäftigung der Beschäftigten 
eingelegt. Das Arbeitsgericht Ober¬ 
hausen hatte im Vorfeld klar entschie¬ 
den, dass die gekündigten Arbeitneh¬ 
merinnen weiterbeschäftigt werden 
müssen. 

Dieses erste Berufungsverfahren 
vor dem Landesarbeitsgericht endete 
mit einem Vergleich. Geklagt hatte ein 
Schreiner, der seit 1977 für Rück tätig 
war. Der Kollege erreichte zwar sein 
Ziel nicht, wieder eingestellt zu wer¬ 
den. Jedoch muss ihm der österreichi¬ 
sche XXXL-Konzern, der das Möbel¬ 
haus 2014 übernahm, eine Abfindung 
in Höhe von 75 000 Euro zahlen. 

Der Kollege war wie viele seiner 
Kollegen Anfang 2015 zu einer Toch¬ 
terfirma gewechselt, die den Betrieb 
des Möbelhauses übernahm. Doch 
nach einem halben Jahr kündigte das 
Möbelhaus den Auftrag an die eigene 
Tochterfirma, bei der der Kollege nun 
Beschäftigt war. Zum 31. März erfolgte 
dann die betriebsbedingte Kündigung, 


da angeblich keine anderen Aufträge 
mehr vorliegen würden. 

Im Januar hatte der Kollege seine 
Kündigungsschutzklage vor dem Ar¬ 
beitsgericht Oberhausen noch gewon¬ 
nen. Dem Landesarbeitsgericht fehlten 
nun aber von beiden Seiten „noch kon¬ 
kretere Belege für ihre Rechtsauffas¬ 
sungen“. Ohne Vergleich wäre der Pro¬ 
zess vertagt worden. 

Selbst in der Kommunalpolitik 
schlägt das Vorgehen des österreichi¬ 
schen Konzerns Wellen. In einer Sit¬ 
zung des Rates der Stadt Oberhau¬ 
sen am 4. Juli hatten alle Fraktionen 
die skandalöse Umgehensweise von 
XXXL-Rück mit den (ehemaligen) 
Beschäftigten kritisiert. 

Dazu Bernd Borgards, Betriebsrats- 
Vorsitzender von XXXL-Rück: „Mit 
einigen Beschäftigten habe ich an der 
Ratssitzung teilgenommen und mit 
großem Interesse die Diskussion ver¬ 
folgt. Die fraktionsübergreifende und 
deutliche Unterstützung für die Be¬ 
schäftigten hat uns sehr gefreut.“ 

Die Gewerkschaft ver.di begrüßt 
die klare, ablehnende und kritische 
Haltung des Rates und aller Fraktio¬ 
nen zur Vorgehensweise von XXXL- 
Rück gegenüber den ehemaligen Be¬ 
schäftigten. 


ver.di hatte vor der Verhandlung 
XXXL-Rück aufgefordert, „zeitnah 
die Berufungen vor dem LAG zu¬ 
rückzunehmen und die Kolleglinnen 
zu den alten Konditionen weiterzu¬ 
beschäftigen.“ ver.di stellt fest: „Die 
Arbeitsplätze sind weiter frei und 
befinden sich als offene Arbeitsange¬ 
bote bei der Agentur für Arbeit - al¬ 
lerdings zu viel schlechteren Konditi¬ 
onen.“ Die Gewerkschaft fordert die 
Verantwortlichen in Oberhausen auf, 
in den nächsten Wochen sehr genau 
das Verhalten von XXXL-Rück im 
Auge zu behalten und bei der letzt¬ 
endlichen Entscheidung auch das 
Verhalten von XXXL-Rück gegen¬ 
über der ehemaligen Beschäftigten 
zu berücksichtigen. 

Aber auch an die Bürgerlnnnen aus 
Oberhausen wendet sich ver.di mit ei¬ 
ner großen Bitte: „Lassen Sie sich nicht 
von den großflächigen Werbeanzeigen 
täuschen. Das Verhalten von XXXL- 
Rück zieht sich durch die Republik. 
Kündigungen, schlechtere Arbeitsbe¬ 
dingungen, Zerschlagung der Betriebs¬ 
räte usw. Das ist die Strategie und ein 
solches Verhalten steht im krassen Wi¬ 
derspruch zu der Arbeitertradition in 
der Stadt Oberhausen.“ 

-ler 
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Stellenabbau bei Siemens 

Tausende Beschäftigte demonstrieren gegen die Pläne der Firmenleitung 



M it einem Aktionstag am 
20. Juli reagierten IG Metall 
und Betriebsräte mehrerer 
Standorte auf den geplanten Stellenab¬ 
bau der Siemens AG. Bereits im März 
hatte die Firmenleitung im Wirtschafts¬ 
ausschuss aufgrund der schlechten 
Auftragslage im Öl- und Gasgeschäft 
weltweit 2500 Arbeitsplätze in Frage 
gestellt, davon allein 2 000 in Deutsch¬ 
land. Zum Auftakt der nun beginnen¬ 
den Verhandlungen zwischen Manage¬ 
ment und Betriebsräten waren in allen 
betroffenen Werken über 4600 Be¬ 
schäftigte auf die Straße gegangen. 

Ob in der Gasförderung, in Pipe¬ 
line-Systemen oder im industriellen 
Fertigungs- und Anlagenbereich, elek¬ 
trische Antriebe und Spezialmaschi¬ 
nen des Siemens-Sektors PD bieten 
mit einer breiten Produktpalette viele 
Einsatzmöglichkeiten. Gefertigt wer¬ 
den die Motoren noch überwiegend 
in den bayerischen Werken Nürnberg, 
Ruhstorf und Bad Neustadt sowie in 
Wien. An allen Standorten sollen nach 
dem Willen der Firmenleitung Arbeits¬ 
plätze abgebaut werden. Nürnberg ist 
mit 733, Ruhstorf mit 700, Bad Neu¬ 
stadt mit 370 und Wien mit 250 zur 
Disposition gestellten Arbeitsplätzen 
so stark betroffen, dass die Betriebs¬ 
räte den kompletten Verlust der Werke 
befürchten. Hinzu kommen noch etwa 
150 Arbeitsplätze in Erlangen, wo Ver¬ 
trieb, Steuerungstechnik und Entwick¬ 
lung beheimatet sind. 

Begründet wird der Schritt von der 
Firmenleitung mit der schlechten Auf¬ 
tragslage im Öl- und Gasgeschäft, aber 
auch mit fehlenden Aufträgen aus der 
deutschen bzw. europäischen Industrie, 
die wegen vorhandener Überkapazi¬ 
täten immer weniger investiert. Mit 
Blick auf die aktuellen Geschäftszah¬ 
len muss man allerdings von Jammern 
auf hohem Niveau sprechen. Immer¬ 
hin konnte der Vorstandsvorsitzende 
Joe Kaeser mit Abschluss des letzten 
Geschäftsjahres den Rekordgewinn 
von 7,4 Mrd. Euro bilanzieren, zu dem 
auch der Sektor PD mit weit über 530 
Millionen Euro einen erklecklichen 
Beitrag leistete. Und für das laufende 
Geschäftsjahr erwartet die Siemens 
AG erneut „anhaltendes Wachstum 
bei Auftragseingang und Profitabilität“. 

Beschäftigte und Betriebsräte at¬ 
testieren dem Management daher zu 
Recht einen „Gewinnwahn“. Aktuell 
fordert der Vorstand für das indus¬ 
trielle Geschäft der Siemens AG eine 
Ergebnismarge zwischen 10 und 11 
Prozent. Dabei drücken enorme Kre¬ 
ditschulden den Konzern, die Joe Kae- 


Da ist sie wieder: Die Keule mit dem 
Schadenersatz: „Ein Streik, dessen 
Kampfziel auf die Durchsetzung von 
Forderungen gerichtet ist, welche die 
in einem Tarifvertrag vereinbarte Frie¬ 
denspflicht verletzen, ist rechtswidrig. 
Er verpflichtet bei schuldhaftem Han¬ 
deln zum Ersatz der dem Kampfgeg¬ 
ner entstandenen Schäden.“ 

So urteilte das Bundesarbeitsge¬ 
richt in seinem Urteil vom 26.7.2016, 
Az.: 1 AZR 160/14, in dem Rechts¬ 
streit der Frankfurter Flughafenge- 
sellschaft gegen die Gewerkschaft der 
Flugsicherung GdF. Über die Höhe 
des Schadenersatzes soll nun das Hes¬ 
sische Landesarbeitsgericht entschei¬ 
den. Dasselbe Gericht hatte zuvor ei¬ 
nen Schadensersatzanspruch verneint. 
Gefordert werden 5,2 Mio Euro we¬ 
gen angeblicher Einnahmeverluste 
von Fraport. 

Während die Rechtsprechung ei¬ 
nerseits die Rechtsprechung zur Zuläs¬ 
sigkeit gewerkschaftlicher Streiks im 
Laufe der Jahre nicht zuletzt als Reak¬ 
tion auf die zunehmende Nutzung die¬ 
ses Kampfmittels etwa bei Warnstreiks, 
Solidaritätsstreiks und Flash-Mob-Ak¬ 
tionen gelockert hatte, nutzt sie nun als 


ser durch den Kauf des US-amerika¬ 
nischen Turbinenherstellers Dresser 
Rand erst im vergangenen Jahr aufge¬ 
häuft hat. Das für die Akquisition ein¬ 
gesetzte Kapital von 7,8 Mrd. Euro ist 
eine erhebliche Belastung, zudem sei 
der Konzern nun „noch stärker den 
Schwankungen im weltweiten Öl- und 
Gasmarkt ausgesetzt“, heißt es im Ge¬ 
schäftsbericht. Eingetrübt werden die 
Aussichten auch durch über Jahre ver¬ 
schleppte Investitionen in Forschung 
und Entwicklung, was besonders im 
Bereich alternativer Energieerzeugung 
und bei innovativen Antriebstechnolo¬ 
gien große Probleme aufwirft. 

Im Hintergrund des nun geplanten 
Stellenabbaus wirken also ein enormer 
Kostendruck und die fehlende Orien¬ 
tierung auf Zukunftstechnologien. Be¬ 
leg dafür ist auch die Tatsache, dass die 
Fertigungskapazitäten nicht komplett 
abgebaut, sondern mindestens zum 
Teil nach Osteuropa verlagert werden 
sollen, wo in den vergangenen Jahren 
in Tschechien und Rumänien Moto¬ 
renwerke aufgebaut wurden. Bei ru¬ 
mänischen Durchschnittslöhnen von 
etwa 300 Euro im Monat werden so 


„Reservekeule“ das in anderen westeu¬ 
ropäischen Ländern völlig unbekann¬ 
te Mittel des Schadenersatzes, um die 
Handlungsfreiheit der Gewerkschaf¬ 
ten gegenüber den Unternehmen er¬ 
neut massiv zu beschneiden. 

Bemerkenswert ist daran, vor wel¬ 
chem konkreten Hintergrund dies ge¬ 
schieht: Die GdF hatte nicht etwa eige¬ 
ne Forderungen zum Gegenstand des 
Streiks gemacht sondern die Empfeh¬ 
lungen eines unabhängigen Schlichters. 
Dieser hatte dabei auch Nebenforde¬ 
rungen mit einbezogen, für die wegen 
einer Teilkündigung des Tarifvertrages 
noch formal die Friedenspflicht galt. 
Was hätte die GdF tun sollen? Nicht 
mehr das Gesamtpaket der Verhand¬ 
lungen zum Verhandlungsgegenstand 
machen? Auch wenn es sich bei den 
Nebenforderungen nicht um zentrale 
Punkte handelte, so waren sie Teil des 
Gesamtpakets,. Ihre willkürliche Ab¬ 
trennung wäre lebensfremd gewesen 
und hätte zudem einen massiven Ein¬ 
griff in die Koalitionsfreiheit einer Ge¬ 
werkschaft bedeutet. 

Doch das war noch nicht alles: Der 
völlig zu Recht erhobene Einwand der 
GdF, auch bei Verzicht auf diese For- 


zwar Einsparungen auf Kosten der 
Beschäftigten erzielt, aber das dürf¬ 
te auch nur ein paar Quartalsberichte 
weit reichen. 

Längst erkannt haben das die Be¬ 
schäftigten und ihre Interessenvertre¬ 
ter. Der Betriebsratsvorsitzende des 
Nürnberger Werks, Gerald Eberwein, 
rief während der Kundgebung in Rich¬ 
tung Management-Etage: „Die Zeit 
des Stillstands ist vorbei. Wir fordern 
Zukunft!“ Die IG Metall kämpft nicht 
nur für den Erhalt aller Arbeitsplätze, 
sondern fordert konsequent den Aus¬ 
bau der Werke und massive Investiti¬ 
onen in Forschung und Entwicklung. 
Wenn es gelingt, diese Perspektive in 
den nun laufenden Verhandlungen 
mit konkreten Forderungen zu unter¬ 
mauern, könnte das auch die Verhand¬ 
lungsmacht der Beschäftigten enorm 
stärken. Das Management verteidigt 
derzeit nichts als die eigene Profitgier, 
die Beschäftigten aber die industrielle 
Zukunft alternativer Antriebstechno¬ 
logien. 

Entscheidend für die Verhandlun¬ 
gen wird auch die Solidarität unter 
den Standorten sein. Die Wiener Kol- 


derung wäre es zum Streik gekommen, 
und zwar mit denselben Folgen, wurde 
zurückgewiesen. Das - so das BAG - 
wäre dann ein „anderer Streik“ gewe¬ 
sen ... Grundlage der Entscheidung 
war das in den 1950er Jahren von dem 
Alt-Nazi Hans Carl Nipperdey - dem 
ersten Präsidenten des BAG - entdeck¬ 
te Prinzip des „Eingriffs in den einge¬ 
richteten Gewerbebetrieb“ bei einem 
Streik. Schon dieser Ansatz war und 
ist verfassungswidrig. Streiks sind kei¬ 
ne rechtswidrigen Eingriffe in ein an¬ 
gebliches und nirgendwo fixiertes „Un¬ 
ternehmensrecht“. Streiks sind nach 
dem Grundgesetz „für jedermann und 
alle Berufe“ gewährleistet. Sie können 
schon begrifflich keinen „Eingriff“ in 
Unternehmensrechte darstellen. 

Während das BAG einerseits immer 
wieder den angeblichen Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit bei Streiks betont, 
scheint es bei der eigenen Rechtspre¬ 
chung jede Verhältnismäßigkeit über 
Bord zu werfen: Wenn wegen einzel¬ 
ner Nebenforderungen der Streik ge¬ 
gen die Friedenspflicht verstoßen soll, 
der Streik aber auch ohne diese Forde¬ 
rungen durchgeführt worden wäre, ist 
es mehr als unverständlich, wenn den- 


leginnen und Kollegen haben eine Er¬ 
klärung veröffentlicht, in der sie aus¬ 
drücklich die Stärke des Fertigungsver¬ 
bunds mit den rumänischen Werken 
hervorheben und den Erhalt aller 
Arbeitsplätze fordern. Das Leitmotiv 
der IGM-Kampagne hingegen lautet 
„Stärkt den Standort D!“ was durch¬ 
aus auch als Konkurrenz- und Kampf¬ 
ansage an andere Standorte verstan¬ 
den werden könnte. Angesichts der 
eklatanten Lohnunterschiede in Eu¬ 
ropa und der relativen Schwäche ost¬ 
europäischer Gewerkschaftsverbände 
sollte gerade die IG Metall eine grenz¬ 
überschreitende Interessenvertretung 
befördern. Die Konkurrenz mit Nied¬ 
riglohnländern jedenfalls verlieren im 
Zweifel die deutschen Beschäftigten. 
Da Einsichten und solidarische Hal¬ 
tungen vor allem in Auseinanderset¬ 
zungen wachsen, bleibt dennoch rich¬ 
tig, was der bayerische IGM-Bezirks- 
leiter Jürgen Wechsler in Nürnberg 
sagte: „Wir bleiben hier, dafür kämp¬ 
fen wir!“ 

»SP 

Aus „Erlanger Rot“ Zeitung der DKP Erlangen, Ausgabe 
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noch der gesamte Streik rechtswidrig 
sein und Schadensersatzansprüche der 
Unternehmer auslösen soll. Es bedarf 
keiner näheren Darlegung, dass solche 
Schadenersatzsummen, wie sie jetzt im 
Raume stehen, die Existenz einer Ge¬ 
werkschaft nachhaltig bedrohen kön¬ 
nen. Allein das ist verfassungswidrig. 
Im Übrigen sei daran erinnert: Auch das 
BAG war schon mal weiter. Der unseli¬ 
ge Satz aus der ersten Streik-Entschei¬ 
dung von Nipperdey 1955 über Streiks, 
„die im allgemeinen unerwünscht sind, 
weil sie volkswirtschaftliche Schäden 
verursachen“, galt eigentlich als über¬ 
wunden. Es scheint so, als marschiere 
das BAG jetzt wieder zurück in diese 
unselige Epoche und rücke das Phan¬ 
tom vom „Schaden“ der Unternehmen 
wieder in den Vordergrund, obwohl die 
Reduzierung des Profits der Unterneh¬ 
men beim Streik zum Wesensmerkmal 
des Streiks gehört. Streiks, die nicht 
„weh“ tun, sind keine Streiks! 

Es wird Zeit, die Verteidigung des 
Streikrechts wieder zu einem zentra¬ 
len Thema zu machen. Praktisch, aber 
auch auf dem Wege der fachlichen Kri¬ 
tik an dieser Rechtsprechung. 

Rolf Geff ken 


Hauptstadt der Armen 

574 039 Berlinerinnen und Berliner 
waren nach dem Stand von April 2016 
auf Hartz IV angewiesen. Die „Leis¬ 
tungen“ aus diesem ALG II liegen 
deutlich unter der Armutsgrenze. Bei 
rund 3,5 Millionen Einwohnern sind 
das rund 16,5 Prozent der Bevölke¬ 
rung. Das ist der höchste Anteil bun¬ 
desweit. Berlin ist die Hauptstadt der 
Armen. Der Bundesdurchschnitt liegt 
bei 7,7 Prozent und in Ostdeutschland 
bei 9,5 Prozent. 

Mit Schulden Geld verdient 

Der Bund machte im ersten Halbjahr 
1,5 Mrd. Euro Gewinn mit der Aufnah¬ 
me neuer Schulden. Die Bundesregie¬ 
rung profitiert dabei von den Negativ¬ 
zinsen für neu ausgegebene deutsche 
Staatsanleihen. Für Altschulden fallen 
dagegen noch kräftige Zinszahlun¬ 
gen an. In den ersten sechs Monaten 
des laufenden Jahres summierten sich 
die Netto-Zinsausgaben des Bundes - 
einschließlich der Zahlungen für alle 
schon seit Jahren laufenden Schulden - 
auf nur noch 7,03 Mrd. Euro. Das be¬ 
deutete einen Rückgang um 27,3 Pro¬ 
zent im Vergleich mit der entsprechen¬ 
den Vorjahresperiode. 

ver.di beklagt türkische 
„Säuberungen“ 

Mit großer Besorgnis reagiert Frank 
Bsirske, Vorsitzender der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
auf die von Staatspräsident Erdogan 
nach eigener Aussage veranlassten 
„Säuberungen“ und die Verfolgung 
von Gewerkschaftern, Justizbeamten, 
Staatsbediensteten, Akademikern, 
Journalisten und Zivilisten in der Tür¬ 
kei. 

„Es gibt keine Rechtfertigung für 
den versuchten Militärputsch gegen 
eine demokratisch gewählte Regie¬ 
rung. Aber die türkische Regierung 
nutzt diesen Putsch, um nun willkür¬ 
lich gegen Zehntausende vermeintli¬ 
che Gegner vorzugehen und die De¬ 
mokratie zu suspendieren. Wir for¬ 
dern die türkische Regierung auf, 
umgehend unverzichtbare demokra¬ 
tische Rechte wie die Meinungs- und 
Pressefreiheit, die Versammlungsfrei¬ 
heit, die berufliche Betätigungsfreiheit 
und das Recht auf faire und unabhän¬ 
gige Justizverfahren wieder herzustel¬ 
len. Leib und Leben der Verhafteten 
müssen geschützt und Foltervorwürfe 
aufgeklärt werden“, sagte Bsirske un¬ 
ter anderem. 

Öl- und Benzinpreise sinken 

Der Benzinpreis ist im Juli zum ersten 
Mal seit vier Monaten wieder gesun¬ 
ken. Nach der Kalkulation eines In¬ 
ternetportals betrug der durchschnitt¬ 
liche Preis für einen Liter Diesel 1,08 
Euro und für einen Liter Super (E10) 
1,28 Euro. Von März bis Juni waren die 
Preise an den Tankstellen in Deutsch¬ 
land gestiegen. Der Hauptgrund für 
den Rückgang der Preise war der 
deutlich gesunkene Rohölpreis. Ein 
Fass (159 Liter) der Sorte Brent kos¬ 
tete Ende Juni noch 50 Dollar, einen 
Monat später nur noch 43 Dollar. 

Dudley warnt vor zu 
schneller Zinserhöhung 

Der Chef der New Yorker Unter¬ 
gliederung der US-Notenbank Fed, 
William Dudley hat vor einer vorei¬ 
ligen Leitzinserhöhung in den USA 
gewarnt. Die Fed von New York ist 
die bei weitem wichtigste Unterglie¬ 
derung der Fed, weil sie die Banken 
an der Wall Street vertritt. Negative 
Schocks für die US-Wirtschaft seien 
derzeit wahrscheinlicher als positive, 
sagte Dudley. Zu den Risiken zählte 
er die möglichen Folgen des britischen 
Ausstiegs aus der EU und den relativ 
starken Dollar. 

Arbeitgeber wollen 
Null-Runde 

Die zweite Tarifverhandlung zum 
Lohn-, Gehalts- und AusbildungsVer¬ 
gütungstarifvertrag für das Dachde¬ 
ckerhandwerk ist ohne Annäherung 
beendet worden. Die Arbeitgeber“ 
sind entschlossen, eine Null-Runde 
durchzusetzen. Nur auf Drängen der 
IG BAU konnte ein weiterer Verhand¬ 
lungstermin für den 2. September ver¬ 
einbart werden. 


Schadenersatz für Unternehmen 

Das neue BAG-Urteil ist eine alte Keule gegen die Fluglotsen 
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Wahlkampf mit Wohnraum 

Die Berliner Behörden drohen, am 
9. August den linken Laden „M99“ in 
der Kreuzberger Manteuffelstraße 99 
zwangsweise zu räumen. Das Bündnis 
„Zwangsräumungen verhindern“ ruft für 
diesen Tag zu Protesten auf, der Laden 
stehe „für ein rebellisches Kiez“. Der Se¬ 
nat, stellt das Bündnis fest, habe „versagt, 
er tut nichts gegen Verdrängung“. 

Klaus Lederer, Spitzenkandidat der 
Linkspartei für die Wahlen im Septem¬ 
ber, leistet den Gentrifizierungsgeg- 
nern zweifelhaften Beistand. Seine Par¬ 
tei wolle den Bestand an kommunalen 
Wohnungen durch Kauf und Neubau 
erhöhen. Als Teil der rot-roten Berliner 
Regierung hatte die Linkspartei die Pri¬ 
vatisierung von Wohnungen vorangetrie¬ 
ben. 

Parteiischer Glückwunsch 

54 Plakatwände an deutschen Bahnhö¬ 
fen wollte die „Junge Welt“ buchen, um 
dem kubanischen Revolutionär Fidel 
Castro großflächig zum 90. Geburtstag 
zu gratulieren. „Zur Wahrung der po¬ 
litischen Neutralität“ lehnte die Deut¬ 
sche Bahn AG den Anfang Mai erteil¬ 
ten Auftrag nun ab und wies Einsprüche 
des Verlages 8. Mai, in dem „junge Welt“ 
erscheint, zurück. 

Die „junge Welt“ wertet das als po¬ 
litische Zensur. Sie prüft eine Klage ge¬ 
gen die Bahn, rechnet aber nicht damit, 
sich rechtzeitig durchsetzen zu können 
und bucht deshalb andere Plakatwände 
in Innenstädten. 

Der Bus und die Zukunft 

Rico Gebhardt, Vorsitzender der 
Linksfraktion im Sächsischen Landtag, 
hat seine Forderung erneuert, überall 
in Sachsen gleichwertige Lebensver¬ 
hältnisse zu ermöglichen. Nachdem in 
vielen Teilen des Landes die sozioöko- 
nomischen Grundlagen teilweise oder 
ganz zerstört worden seien und deshalb 
viele - vor allem junge - Menschen in 
der Flucht ihre einzige Möglichkeit ge¬ 
sehen hätten, um in anderen Landestei¬ 
len der Bundesrepublik oder im Aus¬ 
land ihre Existenz aufzubauen, gelte es, 
den Hiergebliebenen eine Perspektive 
zu geben. „Eine Schlüsselrolle bei der 
Entwicklung in den Regionen nimmt 
die Frage der Verkehrsanbindung ein“, 
konstatierte Gebhardt. Die Politik im 
Freistaat Sachsen müsse daher dar¬ 
auf ausgerichtet werden, dass „die re¬ 
gelmäßige Anbindung an den öffent¬ 
lichen Personennahverkehr und auch 
Schienenpersonennahverkehr überall 
im Land gewährleistet wird“. Notwen¬ 
dig sei ein Regionalbudget für ländli¬ 
che Gestaltungsräume, weil vor Ort, in 
Kooperation mit Nachbarkommunen, 
der Förderbedarf bekannt ist. Außer¬ 
dem müsse die Digitalisierung gerade 
auch in den ländlichen Räumen voran¬ 
getrieben werden, forderte der Links¬ 
parteipolitiker. 

Wechsel bei der „jungen Welt“ 

Stefan Huth ist neuer Chefredakteur 
der linken Tageszeitung „junge Welt“. 
Huth, 48 Jahre alt, arbeitet seit 2012 
als stellvertretender Chefredakteur 
der Zeitung, vorher hatte er das Res¬ 
sort „Thema“, in dem täglich auf zwei 
Seiten marxistische Analysen, Hinter¬ 
grundberichte und Debattenbeiträge 
erscheinen. Wir gratulieren Stefan zu 
diesem wichtigen Job. 

Sein Vorgänger Arnold Schölzel 
(68) hatte die Redaktion seit 2000 ge¬ 
leitet. Er bleibt Mitglied der Chefredak¬ 
tion und arbeitet außerdem in der Re¬ 
daktion der Zeitschrift „Rotfuchs“ mit. 

Hindernis für Rot-Rot-Grün 

Die Vorsitzende der Partei „Die Lin¬ 
ke“, Katja Kipping, ließ sich am vergan¬ 
genen Sonntag im ARD-Sommerinter- 
view nicht provozieren. Sie könne sich 
vorstellen, dass sich ihre Partei nach den 
Bundestagswahlen 2017 an einer rot-rot- 
grünen Regierung beteilige. Wenn es die 
Möglichkeit einer „sozial-ökologischen 
Gerechtigkeitswende“ gebe, sei die Linke 
auf jeden Fall dabei. 

In entscheidenden Fragen blieb Kip¬ 
ping - anders als zuvor Bodo Ramelow 
und Sahra Wagenknecht, die bei einem 
Interview eine Woche zuvor auswei¬ 
chend reagiert hatte - konsequent: An 
neuen Kriegsabenteuern werde sich 
ihre Partei nicht beteiligen. Das blie¬ 
ben Streitthemen mit SPD und Grünen. 


Die gespaltene Community 

Türkischstämmige Deutsche demonstrieren pro und kontra Erdogan. 
CSU fordert Verbot von Religionsgemeinschaften 


B is zu 40 000 Demonstranten ha¬ 
ben am vergangenen Sonntag an 
einer Kundgebung von Anhän¬ 
gern des türkischen Präsidenten Recep 
Tayyip Erdogan in Köln teilgenommen. 
Diese war von der sogenannten „Uni¬ 
on Europäisch-Türkischer Demokra¬ 
ten“ (UETD) organisiert worden, die 


die Straße gingen. „Die deutsche Rech¬ 
te von AfD bis Pro NRW/NPD und die 
türkische Rechte von AKP und MHP 
stehen für ein Gesellschaftsmodell, in 
dem sexuelle, religiöse und ethnische 
Minderheiten keinen Platz haben. Sie 
stehen für denVersuch, soziale Konflik¬ 
te durch völkische und nationalistische 


acht Dortmunder Antifaschisten an. 
Einige der Antifaschisten wurden ver¬ 
letzt, einer musste im Krankenhaus be¬ 
handelt werden, berichtete das Bündnis 
„Dortmund stellt sich quer“. 

Im Vorfeld der AKP-Kundgebung 
hatte auch das Deutschland-Komitee 
der Kommunistischen Partei (Tür¬ 



Gegen Rechte und Faschisten in Deutschland und der Türkei: Bei der Demonstration gegen die Pro-Erdogan-Kundgebung. 


als verlängerter Arm der AKP in der 
Bundesrepublik gilt. Viele Kundge¬ 
bungsteilnehmer trugen jedoch Pullo¬ 
ver mit dem Logo des heulenden Wol¬ 
fes - Symbol der faschistischen Bewe¬ 
gung der Grauen Wölfe. Auch Fahnen 
der faschistischen Partei MHP waren 
zu sehen. 

Gegen den Aufzug der AKP-An¬ 
hänger und ihrer Unterstützer hatten 
verschiedene antifaschistische Zusam¬ 
menschlüsse und Parteien wie etwa 
das Bündnis „Köln gegen Rechts“, an 
dem auch die SDAJ beteiligt ist, sowie 
DKP und Linkspartei mobil gemacht. 
Sie wandten sich zugleich gegen einen 
Aufmarsch von Rechtspopulisten, Neo¬ 
nazis und Hooligans, die ebenfalls ge¬ 
gen die Pro-Erdogan-Kundgebung auf 


Phrasen zu übertünchen und die Men¬ 
schen in eine religiöse oder nationale 
Volksgemeinschaft zu zwängen, in der 
,Fremde 4 keinen Platz haben“, kritisier¬ 
te „Köln gegen Rechts“ in seinem De¬ 
monstrationsaufruf. 

„Insgesamt verliefen die Veranstal¬ 
tungen trotz hoher Emotionalisierung 
ohne größere Störungen“, schätzte die 
Kölner Polizei anschließend ein. Dabei 
hatten die Beamten den Aufmarsch der 
rund 320 extremen Rechten, darunter 
auch Anhänger der neofaschistischen 
Partei „Die Rechte“, aufgelöst, da sich 
einige Teilnehmer offenbar bewaffnet 
hatten und stark alkoholisiert waren. 

Nach den Demonstrationen griffen 
etwa 40 deutsche Faschisten auf einem 
Bahnsteig des Kölner Hauptbahnhofes 


kei) zu Protesten aufgerufen, „um den 
Krieg, den Putsch, die Armut und die 
Reaktionäre zu vertreiben. Es gibt 
nur eine reelle Alternative zur Putsch¬ 
gefahr der Sekten, die in Koordinati¬ 
on mit den imperialistischen Zentren 
agieren und zur Finsternis der AKP, so¬ 
wie zur Regierung irgendeiner anderen 
Partei, die dieses Ausbeutungssystem 
fortsetzt: ein Systemwechsel, den Sozi¬ 
alismus“, stellte die Partei in einer Stel¬ 
lungnahme fest. 

Unterdessen nehmen die Konflikte 
unter türkischstämmigen Deutschen 
zu. So kam es in verschiedenen bun¬ 
desdeutschen Städten zu Protesten 
von Kurden, linken Türken wie etwa 
Anhängern der HDP, die sich gegen 
den versuchten Militärputsch, aber 


auch das AKP-Regime und Erdogan 
aussprachen. Auch AKP-Anhänger 
und andere nationalistische Kreise 
zog es auf die Straße. Sie erklärten 
ihre Solidarität mit Erdogan und for¬ 
derten die Wiedereinführung der To¬ 
desstrafe in der Türkei. Mancherorts 
kam es zu gewalttätigen Übergriffen 
türkischstämmiger Rechter auf Kur¬ 
den und Linke sowie Anhänger der 
Gülen-Bewegung, die von der AKP 
für den Putschversuch verantwortlich 
gemacht wird. Die „Türkisch-Islami¬ 
sche Union der Anstalt für Religion 
e.V“ (DITIB) erklärte: „Jeder Mensch 
kann sich nur in einem rechtsstaatli¬ 
chen und freiheitlich-demokratischen 
Gemeinwesen entfalten. Was für uns 
in Deutschland eine Selbstverständ¬ 
lichkeit ist, haben Menschen in der 
Türkei in den vergangenen Stunden 
verteidigen und behaupten müssen“. 
Zudem kritisierte der DITIB-Dach¬ 
verband, der ebenfalls als AKP-nah 
gilt, „auch die Medien“ in Deutsch¬ 
land und bezichtigte diese der „Stim¬ 
mungsmache“, welche „die Spannun¬ 
gen und Entfremdungen“ zunehmend 
anheize und das „Frustrationspoten¬ 
tial“ erhöhe. 

Unterdessen forderte der CSU- 
Rechtsaußenzusammenschluss „Kon¬ 
servativer Aufbruch“ ein „sofortiges 
Verbot aller radikalislamischen Ver¬ 
bände, Vereinigungen oder sonstigen 
Organisationen, darunter auch DI¬ 
TIB“ und ein „gesetzliches Verbot der 
Finanzierung von Religionshäusern 
und Vereinigungen aus dem Ausland 
nach österreichischem Vorbild“. Jens 
Spahn, Abgeordneter und Mitglied 
des CDU-Präsidiums, forderte in ei¬ 
nem Zeitungsbeitrag Loyalität zum 
deutschen Staat: „Wessen Herz für 
Erdogan schlägt, wer für ihn und sei¬ 
ne AKP auf die Straße geht und seine 
Gegner mundtot zu machen sucht, der 
sollte das besser in der Türkei tun. Und 
dem müssen wir eine klare Entschei¬ 
dung abverlangen. Unser Staatsober¬ 
haupt jedenfalls heißt Joachim Gauck.“ 
Für die kommenden Wochen rechnen 
die deutschen Behörden mit weiteren 
Protesten pro und kontra Erdogan in 
der Bundesrepublik. 

Markus Bernhardt 


Aufmischen statt mitspielen 

Im Wahlkampf führt die DKP Berlin die Forderungen der Gewerkschaften und Bewegungen zusammen 


„Jede Stimme für die DKP kann dem 
Protest gegen die herrschende Poli¬ 
tik Ausdruck geben und zum Wider¬ 
stand ermutigen“, sagt die DKP Berlin 
in ihrem Wahlprogramm. Die Landes¬ 
organisation kandidiert zu den Ab¬ 
geordnetenhauswahlen am 18. Sep¬ 
tember. „Nicht mitspielen, sondern 
aufmischen“ ist das Motto des Wahl¬ 
programms. 

Die DKP verspricht nicht, dass es 
möglich sei, im Abgeordnetenhaus die 
Richtung der Politik zu ändern. Sie 
nutzt den Wahlkampf, um zu zeigen: 
Die Sorgen und Nöte der Menschen 
haben ihre Ursache in einem Kapita- 

Liste 12, Kommunisten 

Die Kandidatinnen und Kandidaten 
der DKP Berlin 

Auf den ersten drei Plätzen der Berli¬ 
ner DKP-Liste kandidieren: 

Dietmar Koschmieder (6o), Geschäfts¬ 
führer,, Verlag 8. Mai“, der die Zeitung 
„junge Welt“ herausgibt. 

Lena Kreymann (27) studiert und ist 
Mitglied des SDAJ-Bundesvorstandes. 
Klaus Linder (54), Komponist und Mie¬ 
teraktivist. 

Außerdem kandidieren: Renate 
Schönfeld, Rainer Perschewski, Wera 
Richter, Heinz Langer, Erika Baum, 
Sven George, Ingeborg Lohse-Ge- 
serick, Stefan Natke, Dennis Simon, 
Sebastian Carlensjoachim Geserick, 
Peter Neuhaus, Klaus Kubacki, Klaus 
Meinel, Michael Czech. 


lismus, „dessen Krise einfach nicht zu 
Ende gehen will“ und der sich „immer 
gnadenloser“ zeigt. Wichtiger als die 
Werbung um Stimmen ist der DKP die 
Aufforderung: „Wehren wir uns.“ 

Mit ihrem Wahlprogramm reagiert 
die DKP darauf, dass die Politik der - 
seit 2001 SPD-geführten - Landes¬ 
regierung dazu beigetragen hat, das 
Hartz-IV-Regime zu verschärfen, die 
Mieten explodieren zu lassen und die 
Klassenspaltung im Gesundheitswe¬ 
sen zu vertiefen. Das Programm greift 
die Kämpfe und Forderungen von Ge¬ 
werkschaften und Bewegungen auf: 
Die Tarifkämpfe im Gesundheitswesen 
und die Blockaden gegen Zwangsräu¬ 
mungen, die Forderungen von Schülern 
und Lehrerinnen und die Solidarität 
mit Flüchtlingen. Das Wahlprogramm 
führt diese Forderungen zusammen, 
erklärt die Probleme als Teil der „Ge¬ 
neraloffensive gegen alle, die ihre Ar¬ 
beitskraft verkaufen müssen“ und trägt 
sie in den Wahlkampf. 

Die Partei „Die Linke“ zu unter¬ 
stützen könne nicht dazu beitragen, 
die Probleme der arbeitenden Men¬ 
schen zu lösen, so die DKP Berlin. Sie 
verweist darauf, dass die Linkspartei 
von 2001 bis 2011 Teil des Berliner Se¬ 
nats war und sich in ihrer Regierungs¬ 
arbeit „den kapitalistischen Sach- und 
Sparzwängen bedingungslos unterwor¬ 
fen“ habe - die Linkspartei-Senatoren 
stimmten dem Verkauf landeseigener 
Wohnungen zu und bekämpften das 
Volksbegehren, das durchsetzen woll¬ 


te, die Geheimverträge über die Was¬ 
serprivatisierung offenzulegen. Die 
Berliner Linkspartei bewertet ihre Be¬ 
teiligung an der Kürzungspolitik im ak¬ 
tuellen Wahlprogramm so: „Wir haben 
in unserer Regierungszeit von 2001 bis 
2011 gemeinsam mit der SPD den Lan¬ 
deshaushalt stabilisiert und die massi¬ 
ve Verschuldungspolitik der neunziger 
Jahre beendet“ - nun solle der Haus¬ 
haltsüberschuss für eine „Investitions¬ 
offensive“ eingesetzt werden. 

Bereits im vergangenen Jahr hat¬ 
ten alle Gruppen der DKP Berlin über 
die Kandidatur diskutiert und sich da¬ 
für ausgesprochen. Ende des Jahres 
beschloss eine Landesmitgliederver¬ 
sammlung die Schwerpunktthemen. 
Die Programmkommission entwickel¬ 
te auf dieser Grundlage das Wahlpro¬ 
gramm, das Ideen und Forderungen 
aus Bündnissen, Gewerkschaften und 
SDAJ einbezieht und Ende April be¬ 
schlossen wurde. Auf kommunaler 
Ebene kandidiert die DKP im Bezirk 
Friedrichshain/Kreuzberg. 

Parteien, die wegen der 5-Prozent- 
Hürde bisher nicht im Abgeordneten¬ 
haus vertreten waren, müssen Unter¬ 
schriften von 2 200 Unterstützern ein¬ 
reichen, um kandidieren zu dürfen. Für 
die DKP unterschrieben auch Mitglie¬ 
der der Partei „Die Linke“, der MLPD 
und der SPD und Aktive der radikalen 
Linken. Der KPD-Landesverband un¬ 
terstützt den DKP-Wahlkampf. 2 295 
Unterschriften wurden vom Landes¬ 
wahlleiter als gültig anerkannt. 



Weil Hartz IV nicht zum Leben reicht - 
einer der Gründe für die DKP, sich in 
den Wahlkampfeinzumischen. 


Der Wahlkampf ist für die Berliner 
DKP nicht losgelöst von, sondern Teil 
der alltäglichen politischen Arbeit. Sie 
wirbt dort um Stimmen und Unter¬ 
schriften, wo sie in Bündnissen und auf 
der Straße aktiv ist: Beim Ostermarsch 
und den Maidemonstrationen, bei der 
Unterstützung für die Streikenden der 
Charite- und Vivantes-Kliniken und bei 
Antifa-Blockaden. 

Uli Scholz 

Das Wahlprogramm der DKP Berlin un¬ 
ter: dkp.berlin 
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„Farbdebatten“ und „Männergehabe“ 

Rot-Rot-Grün? Vermögenssteuer? Die Grünen streiten um ihren Kurs für die Bundestagswahl. 



Kein Männergehabe: Winfried Kretschmann und Thomas Strobl unterzeichnenden schwarz-grünen Koalitionsvertrag für 
die baden-württembergische Landesregierung. 


F ührende Vertreter der SPD, der 
Grünen und vor allem der Linken 
haben schon vor vielen Wochen 
ein rot-rot-grünes Bündnis zur Bundes¬ 
tagswahl 2017 ins Spiel gebracht. Was 
nach den Abgeordnetenhauswahlen in 
Berlin dort - wie schon in Thüringen - 
durchaus Wirklichkeit werden könnte, 
ist in Bezug auf den Bund hoch umstrit¬ 
ten. Vor allem auch bei den Grünen: 
Bei denen herrscht unter dem Füh¬ 
rungspersonal Uneinigkeit über mög¬ 
liche Koalitionspartner im Bund und 
damit die Wahlorientierung für 2017. 
Nach Monaten des Stillhaltens gibt es 
wieder Zoff. 

Jürgen Trittins Äußerungen am 
17. Juli im „Spiegel“ stoßen auf Wi¬ 
derspruch. Der forderte die SPD und 
Linkspartei dazu auf, ein rot-rot-grünes 
Bündnis voranzutreiben. Durch die Koa¬ 
litionen mit der Union auf Länderebene 
stelle man fest, „dass für eine Partei der 
linken Mitte wie die Grünen die Schnitt¬ 
stellen mit den Sozialdemokraten und 
auch mit weiten Teilen der Linken ein¬ 
fach höher sind als mit der CDU und 
vor allem der CSU“. Es gebe zwar „bei 
manchen Grünen die Haltung, der Sig¬ 
mar Gabriel sei ein Proll, den mögen wir 
nicht“, während Merkel als „ruhig, sach¬ 
lich und so sympathisch“ gesehen werde. 
Jetzt lerne man aber plötzlich, dass es 
mit der Union doch nicht so einfach sei. 
Zuvor hatte Fraktionschef Anton Hof¬ 
reiter zwar ebenfalls von einer mögli¬ 
chen „rot-rot-grünen“ Koalition gespro¬ 
chen, aber auch eine Zusammenarbeit 
mit der Union nicht ausgeschlossen. 

Die Zahl der bilateralen Gespräche 
und Kreise, die Rot-Rot-Grün vorbe¬ 
reiten wollen, habe zugenommen, so 
Trittin im „Spiegel“. Auch die Vorsit¬ 
zenden von Fraktionen und Parteien 
redeten miteinander. Vor ein paar Mo¬ 
naten habe er Oskar Lafontaine getrof¬ 
fen, bestätigte er und meinte: „Wenn 
es eine politische Gelegenheit gäbe, 
ein Bündnis links der Mitte zu formen, 
würde Oskar das nicht um jeden Preis 


blockieren.“ Er würde lieber mit Sah- 
ra Wagenknecht regieren als mit Horst 
Seehofer. Bundesgeschäftsführer Mi¬ 
chael Kellner bezeichnete dagegen 
Sahra Wagenknecht und ihren Mann 
Oskar Lafontaine jüngst als das größte 
Hindernis für Rot-Rot-Grün. 

Auf Trittin reagierten Katrin Gö- 
ring-Eckardt, Claudia Roth, Schles¬ 
wig-Holsteins Umweltminister Robert 
Habeck und andere direkt. Fraktions¬ 
chefin Katrin Göring-Eckardt, lehnte 
Koalitionsaussagen vor Wahlen sofort 
strikt ab. In der „Süddeutschen Zei¬ 
tung“ griff sie Trittin an: Dieses „klas¬ 
sische Männergehabe“ sei von gestern. 
Trittin versuche „die alten Muster der 
Politik in die neue Zeit zu übertragen. 
Das geht nicht mehr“. Göring-Eckardt: 
„Wir entwickeln unsere Kraft aus uns 
selbst heraus; nicht, indem wir uns an 
einen Partner anhängen. Egal, wer die¬ 
ser Partner sein mag.“ 

Roth wiegelte ab: „Ich glaube, wir 
Grüne tun uns keinen Gefallen, wenn 
wir ein Jahr vor der Bundestagswahl 
diese Farbdebatten führen. Wir wer¬ 
den am stärksten, wenn wir grün strah¬ 
len.“ Das stelle man sich mal bildlich 
vor. Übrigens: Claudia Roth trug auch 
schon Knallrot - so vor einigen Jahren 
bei einer Protestaktion gegen einen 
NPD-Parteitag in Berlin... 

Die Grünen seien offen gegenüber 
allen demokratischen Parteien, erklär¬ 
te die Bundestagsvizepräsidentin. Und 
weiter: „Zu sagen, Hauptsache wir 
kommen an die Regierung, egal mit 
wem, das bringt uns gar nichts.“ „Wir 
brauchen klare Positionen in der Um¬ 
weltpolitik, der Sozialpolitik, der Eu¬ 
ropa- und der Flüchtlingspolitik - und 
dann schauen wir, ob und was zusam¬ 
menpasst.“ 

Während die einen sich derzeit 
gegen Koalitionsaussagen wenden, 
ist für andere, vor allem den baden- 
württembergischen Ministerpräsiden¬ 
ten Kretschmann, der gerade wegen 
geheimgehaltener Nebenabsprachen 


zum Koalitionsvertrag mit der SPD- 
und FDP-Opposition im Landtag Är¬ 
ger hat, diese Frage offenbar entschie¬ 
den. Kretschmann setzt auf Schwarz- 
Grün im Bund und ist bei den Grünen 
damit nicht allein. 

Den Streit um mögliche Koalitionen 
führen die Grünen auch im Zusammen¬ 
hang mit der Steuerpolitik. Während 
Trittin und andere die Wiedereinfüh¬ 
rung der Vermögenssteuer wollen und 
damit klare Aussagen in der Sozial- und 
Steuerpolitik in Richtung der Geringer¬ 
verdienenden, lehnen andere das ab. 

Trittin warf im „Spiegel“ den Geg¬ 
nern der Vermögensteuer vor, sich 
Lobbyinteressen zu beugen. „Ich glau¬ 


be, wenn man sich sozialer Gerechtig¬ 
keit verpflichtet fühlt, darf man sich 
von Lobbyinteressen und Großkon¬ 
zernen nicht einschüchtern lassen“, so 
Trittin im „Spiegel“. Alle Grünen woll¬ 
ten eine höhere Besteuerung von Ver¬ 
mögen, doch allein mit der Erbschaft¬ 
steuer funktioniere das nicht. „Was wir 
einführen wollen ist eine Superreichen¬ 
steuer, die nur für das reichste Prozent 
der Bevölkerung fällig wird.“ Auch Par¬ 
teichefin Simone Peter, die auch der 
Steuerkommission vorsteht, sowie die 
Jugend der Partei sind für die Vermö¬ 
genssteuer. 

Dagegen warnt der sogenannte Re¬ 
alo-Flügel der Grünen davor. Die Ge¬ 


fahr sei groß, dass Vermögende ihr Ka¬ 
pital ins Ausland schaffen und dadurch 
Jobs gefährden. Sie sind für Verände¬ 
rungen an der Erbschaftsteuer. Der 
Ex-KBWler Winfried Kretschmann hat 
sich entschieden gegen die Einführung 
einer Vermögensteuer ausgesprochen. 
„Familienbetriebe sind das Rückgrat 
unserer Wirtschaft. Wir wollen sie nicht 
durch Substanzsteuern schwächen“, 
sagte Kretschmann der „Rheinischen 
Post“. Vize-Fraktionschefin Kerstin An- 
dreae ist dagegen, die Vermögensteuer 
in das Wahlprogramm ihrer Partei auf¬ 
zunehmen. Das soll nun ein Parteitag 
entscheiden. 

Nina Hager 


Mal wieder ein Missverständnis 

Sahra Wagenknecht und die Flüchtlingspolitik 


Nachdem sich vor zwei Wochen ein jun¬ 
ger Flüchtling in Ansbach in die Luft 
gesprengt hatte, klang Sahra Wagen¬ 
knecht ein bisschen wie die CSU: Die 
Integration sei schwieriger, als „Mer¬ 
kels leichtfertiges,Wir schaffen das 4 uns 
einreden wollte“. Damit die Menschen 
sich sicher fühlen können, müsse der 
Staat dafür sorgen, „dass wir wissen, 
wer sich im Land befindet und nach 
Möglichkeit auch, wo es Gefahren¬ 
potentiale gibt.“ Wer ist „wir“? Wenn 
die Polizei weiß, welche Flüchtlinge im 
Land sind und der Verfassungsschutz 
weiß, wer eine Bombe bastelt - kann 
die Bevölkerung sich dann sicher füh¬ 
len? 

Der Bundestagsabgeordnete Jan 
van Aken ließ in der Zeitung ausrich- 
ten, dass Wagenknecht zurücktreten 
solle: „Wer Merkel von rechts kritisiert, 
kann nicht Vorsitzender einer Links¬ 
fraktion sein“ Linksparteimitglieder 
sammeln Unterschriften unter einen 
Aufruf „Sahra, es reicht“, die Medien 
lassen anonyme Fraktionsmitglieder 
orakeln, dass der Streit bis zum Sturz 
Wagenknechts eskalieren könnte. 

„Meine Stellungnahme hat offen¬ 
bar zu Missverständnissen geführt“, 
schreibt Wagenknecht auf Facebook. 
Es ist nicht das erste Mal. Im Dezem¬ 
ber 2015 sagte sie in einem Interview: 
„Wir können nicht jedes Jahr eine Mil¬ 
lion Menschen aufnehmen.“ Und: Kon¬ 
tingente für Flüchtlinge könnten eine 
Verbesserung sein. Zu diesem Zeit¬ 
punkt forderten bürgerliche Politiker 
Obergrenzen für Flüchtlinge, die Zei¬ 
tungsberichte und einige Äußerungen 
ihrer Parteikollegen klangen, als wür¬ 
de Wagenknecht diese Forderungen 
unterstützen. Gesagt hatte sie, dass 
auch andere Länder über Kontingente 



Wagenknecht im Interview:„Nicht 
links, Probleme zu verschweigen.“ 


Flüchtlinge aufnehmen müssten und le¬ 
gale Einreisewege für Flüchtlinge nötig 
seien. Sie spricht sich gegen Obergren¬ 
zen aus, ihre Äußerung war absichtlich 
missverstanden worden. 

Für das nächste Missverständnis 
sorgte sie, als sie nach der Kölner Syl¬ 
vesternacht in eine Kamera sprach: 
„Wer Gastrecht missbraucht, der hat 
Gastrecht dann eben auch verwirkt“ 
Die Flüchtlinge als Gäste, das Asyl¬ 
recht als großzügige Geste, die der 
gnädige Gastgeber bei Fehlverhal¬ 
ten der Fremden dann eben auch zu¬ 
rücknimmt: Wagenknechts Gastrecht- 
Spruch war nicht missverständlich. 

„Es ist nicht links, Probleme zu 
verschweigen.“ Auch damit reagierte 
Wagenknecht auf das jüngste Missver¬ 
ständnis. Sie kritisiert die scheinheili¬ 
ge Willkommenskultur der Kanzlerin, 
die daran spart, die nötigen Vorausset¬ 
zungen zu schaffen, damit die Flücht¬ 
linge hier ein neues Leben aufbauen 
können: Es brauche eine „grundle¬ 
gende Wende“ in der Politik, die für 
Wohnung, Arbeit und Ausbildung, für 
öffentlichen Dienst und Infrastruk¬ 


tur sorgt. „Sonst“, sagt Wagenknecht, 
„wird die Integration der Flüchtlin¬ 
ge scheitern.“ Und sie macht deut¬ 
lich, dass die Flüchtlinge nicht nach 
Deutschland kommen, weil sie Lust 
auf ein Land mit freundlicher Will¬ 
kommenskultur haben: Die Freihan¬ 
delsabkommen, die die Lebensbe¬ 
dingungen in afrikanischen Ländern 
zerstören, die Kriege des Westens be¬ 
nennt sie als Ursachen der Flucht, die 
Fluchtursachen zu bekämpfen bedeu¬ 
te aufzuhören, „sich an Öl- und Gas¬ 
kriegen im Nahen und Mittleren Os¬ 
ten mit unzähligen zivilen Opfern zu 
beteiligen“ 

Weil Wagenknecht solche Probleme 
klarer benennt als die Kräfte der Links¬ 
partei, die stramm auf Regierungskurs 
sind, steht sie in dieser Partei links. Wa¬ 
genknechts Missverständnis besteht 
darin, dass ihre Schlüsse nicht zu ihrer 
Beschreibung passen: Wenn die impe¬ 
rialistischen Mächte die Menschen zur 
Flucht zwingen, wie kann eine linke Po¬ 
litikern sie als Gäste bezeichnen? Wenn 
die Politik der Bundesregierung gegen 
die Interessen von Flüchtlingen wie 
aller anderen arbeitenden Menschen 
im Land gerichtet ist, warum erweckt 
Wagenknecht den Eindruck, von einer 
etwas besseren Regierung und etwas 
konsequenteren Behörden seien Ver¬ 
besserungen zu erwarten? 

Die Linkspartei steht vor der Fra¬ 
ge, wie sie sich vor der Bundestagswahl 
auf den Aufstieg der AfD einstellen 
soll. Die einen setzen auf rot-rot-grü- 
ne Willkommenskultur, die die Sozial-, 
Außen- und Asylpolitik mit symboli¬ 
schen Korrekturen fortsetzt. Die ande¬ 
ren benennen die Widersprüche dieser 
Willkommenskultur - und sorgen für 
Missverständnisse. Olaf Matthes 


Manfred Sohn zum Streit in der AfD 

Weder Spaltung noch Entwarnung 


Der eine oder andere hatte sich Hoff¬ 
nung gemacht, dass sich die AfD vom 
Südwesten beginnend in ihre einzel¬ 
nen Bestandteile zerlegen würde. Der 
Fraktionsvorsitzende im Landtag, Jörg 
Meuthen, wollte den Abgeordneten 
Wolfgang Gedeon wegen dessen anti¬ 
semitischen Äußerungen ausgeschlos¬ 
sen sehen, die Fraktion stimmte nicht 
mit der nötigen Zweidrittelmehrheit 
zu, Meuthen bildete mit der Mehrheit 
der alten Fraktion eine neue mit dem 
Namen „Alternative für Baden-Würt¬ 
temberg“. Vorläufig ist der Streit herun¬ 
tergefahren: Die Landtagsverwaltung 
hat die neue Fraktion von Meuthen 
am 25. Juli für rechtens erklärt und der 
Vorsitzende ließ verlauten, er strebe 
„eine Zusammenführung der beiden 
AfD-Fraktionen innerhalb der nächs¬ 
ten drei Wochen“ an. 

Ob das gelingt, bleibt abzuwarten. 
Zuviel Hoffnungen auf die Selbstzerle¬ 
gungsprozesse der AfD sollte sich auf 
der Linken niemand machen. Natürlich 
unterliegt diese neue Partei wie alle, die 
sich den Gesetzen des Parlamentaris¬ 
mus unterwerfen, den üblichen Profi¬ 
lierungsprozessen ihrer Repräsentan¬ 
ten, die auch mal bis zur Spaltung von 
solchen Parteien führen können. Aber 
vieles von dem, was sich dort abspielt, 
ist genauso Kalkül wie Beschimpfun¬ 
gen von Parteifreunden als Affenarsch 
oder andere Liebkosungen in der Öf¬ 
fentlichkeit. Sie dienen dem Ziel, den 
Bekanntheitsgrad der Formation als ei¬ 
nem entscheidenden Zugang im Wett¬ 
kampf um Medienplätze zu erhöhen. 
Mehr noch als für persönliche Angrif¬ 
fe gilt das für inhaltliche Differenzen. 
Darauf hat am 15. Juni 2016 Naika Fo- 
routan, Professorin für Integrations¬ 
forschung und Gesellschaftspolitik aus 


Berlin im „Kölner Stadtanzeiger“ hin¬ 
gewiesen und erläuternd hinzugefügt: 
„Dazu gehören inszenierte ,Flügel¬ 
kämpfe 4 zwischen dem Führungsper¬ 
sonal der AfD. Sie dienen dazu, rassis¬ 
tische Positionen vorzutragen, die im 
ersten Schritt für Empörung und Auf¬ 
merksamkeit sorgen. Im zweiten Schritt 
kommen die Schein-Beschwichtiger 
der AfD und platzieren das Gedanken¬ 
gut ihrer Partei mit einer vermeintlich 
erklärenden Position breitflächig im 
Diskurs. Damit verschieben sich nach 
jeder Provokation die Sagbar keitsgren- 
zen mit den Koordinaten. ,Das wird 
man doch wohl noch sagen dürfen 4 und 
,Den oder das kann man doch nicht 
ernst nehmen 4 .“ 

Mit diesem Pingpong-Spiel und der 
Inszenierung als einzige Protestpartei 
jedenfalls scheinen sich den jüngsten 
Umfragen zufolge die nächsten Erfolge 
dieser Gruppierung bei den Wahlen in 
Mecklenburg-Vorpommern und Ber¬ 
lin abzuzeichnen, bei denen die Wahl¬ 
forscher jeweils Stimmanteile zwischen 
10 und 20 Prozent prognostizieren. Wer 
sich dann auch noch - wie die Partei 
„Die Linke“ - mit anderen etablierten 
Parteien, die Agenda 2010 und Kriege 
weltweit verantworten, gegen die AfD 
öffentlich im Schulterschluss darstellt, 
fördert diese Inszenierung als Protest¬ 
partei mehr als das eine solche Wahl¬ 
taktik sie schwächt. 

Der AfD wirksam entgegenzutre¬ 
ten, wird weder durch Hoffnung auf 
ihre Spaltung noch durch wahltaktische 
Manöver gelingen. 

Von Manfred Sohn erscheint im Sep- 
tember„Ein aufhaltsamer Aufstieg. Die 
AfD und andere-das Übel an der Wur¬ 
zel packen“ (PapyRossa-Verlag). 
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Den Kommunisten werden vielfach 
Hemmnisse in den Weg gelegt 

ln Donezk fand der III. Parteitag der KP der Donezker Volksrepublik statt 



Boris Litwinow ist Vorsitzender der Kommunistischen Partei der Donezker Volksrepublik 


A m 16. Juli fand in Donezk, der 
Hauptstadt der DVR, der 3. Par¬ 
teitag der KP der DVR statt, auf 
dem die DKP mit einer Beobachterin 
vertreten war. Die Partei wurde im Ok¬ 
tober 2014 einige Monate nach der Un¬ 
abhängigkeitserklärung der Donezker 
Volksrepublik gegründet. Ihr Vorsitzen¬ 
der, Boris Litwinow, ist einer der Auto¬ 
ren der Unabhängigkeitserklärung. 

Der 3. Parteitag, der nur drei Mona¬ 
te nach dem 2. Parteitag im April 2016 
stattfand und an dem mehr als hundert 
Delegierte teilnahmen, war ein außer¬ 
ordentlicher Parteitag. 

Grund für seine Einberufung war 
die Notwendigkeit von Änderungen 
im Statut der Partei, zum einen, weil 
dieses sehr schnell und vorläufig zur 
Gründung der Partei erarbeitet wurde 
und eine Diskussion über Änderungen 
bereits seit Längerem stattfindet. Zum 
jetzigen Zeitpunkt jedoch war dies 
hauptsächlich aufgrund von Anfor¬ 
derungen des Justizministeriums der 
DVR für den Erhalt des Parteistatus 
wichtig, da die KP der DVR derzeitig 
die einzige in der Republik zugelasse¬ 
ne Partei ist. 

Der inhaltliche Schwerpunkt des 
Parteitags war die Rolle und die Stel¬ 
lung der KP der DVR in der Donezker 
Volksrepublik. 

Als wichtig betrachten die Kommu¬ 
nisten eine stärkere gesamtwirtschaft¬ 
liche Planung und auch Transparenz in 
ökonomischen Fragen, als dies bisher 
der Fall ist. 

Weitere inhaltlich-politische Fra¬ 
gen, die aufgeworfen wurden, betref¬ 
fen die Transparenz bei den Minsker 
Verhandlungen. Es müsse deutlicher 
werden, welche Ziel die Republik da¬ 
bei anstrebt, wobei die Minsker Ver¬ 
einbarungen selbst nicht in Frage ge¬ 
stellt werden, auch wenn die Angriffe 
von Seiten der Ukraine derzeit wie¬ 
der von Tag zu Tag zunehmen. Ein 
weiterer Punkt, der eine Rolle spiel¬ 
te, ist die soziale Absicherung der Ve¬ 
teranen der Volksmiliz. Dazu gibt es 
schon Maßnahmen und Regelungen 


seitens der Regierung, aber sehr häu¬ 
fig offenbar bürokratische Hindernis¬ 
se, wie überhaupt in vielen Bereichen 
die aus der ukrainischen Zeit über¬ 
nommenen Beamten, die aufgrund 
ihres Fachwissens tatsächlich häufig 
noch gebraucht werden, große Prob¬ 
leme bereiten. 

Insbesondere die Forderung nach 
einer stärkeren Planung der Wirtschaft 
greift in Auseinandersetzungen ein, die 
offenbar auch in der Republik im all¬ 
gemeinen stattfinden. Es geht um Fra¬ 
gen der Nationalisierung von Eigentum 
ukrainischer Oligarchen, die, wenn sie 
ihre Betriebe noch fortführen, häufig 
Steuern an die Ukraine und nicht an 
die DVR zahlen. Bezüglich der Frage 
der Nationalisierung und eines ent¬ 
schiedenen Vorgehens gegen Oligar¬ 
chen jeder Art gibt es auch innerhalb 


der Führung der Republik offenbar 
Auseinandersetzungen. Gesetzliche 
Grundlagen zur Lösung dieser Frage 
existieren inzwischen teilweise, es hat 
die staatliche Übernahme stillgeleg¬ 
ter Industriebetriebe stattgefunden, 
im Übrigen auch eines Metallbetriebs, 
der einem russischen Konzern gehört, 
sie ist aber auch nach Auffassung der 
Kommunisten nicht leicht zu lösen. 
Denn die Nationalisierung funktionie¬ 
render Betriebe kann zum Verlust von 
Arbeitsplätzen führen, da der Absatz 
der Produkte nicht gewährleistet ist. 
Dies liegt nicht nur an der fast voll¬ 
ständigen Wirtschaftsblockade von 
Seiten der Ukraine, den Zerstörungen 
und dem Kriegszustand, sondern auch 
daran, dass es erhebliche Hindernisse 
für den Export in die Russische Föde¬ 
ration gibt. 


Die KP macht in ihren program¬ 
matischen Thesen deutlich, dass die 
grundlegenden Industriezweige ge¬ 
sellschaftliches Eigentum sein müssen, 
eine Auffassung, die übrigens auch das 
Staatsoberhaupt Sachartschenko häu¬ 
fig geäußert hat. 

Solche und andere Auseinanderset¬ 
zungen innerhalb der Republik führ¬ 
ten dazu, dass im Mai den beiden Ab¬ 
geordneten der KP der DVR im Parla¬ 
ment (dem Volkssowjet) ihre Mandate 
entzogen wurden. Die Abgeordneten 
der KP waren über die Liste einer der 
beiden gesellschaftlichen Organisa¬ 
tionen, da sie nicht eigenständig kan¬ 
didieren durften, in den Volkssowjet 
gelangt, durch die Führung dieser Or¬ 
ganisation wurde ihnen das Vertrauen 
entzogen, ohne dass dafür stichhaltige 
Gründe vorgelegt worden wären. Dies 


Die Glaubenskriegerin 

Die Nominierung Clintons und die deutsche Cheerleader-Presse 


Friedensreferendum 
in Kolumbien 

Der Verfassungsgerichtshof Kolumbi¬ 
ens hat am 18. Juli das Gesetz für ein 
Referendum über die Ergebnisse des 
Friedensprozesses zwischen Regie¬ 
rung und den Revolutionären Streit¬ 
kräften (FARC) als verfassungsge¬ 
mäß gebilligt. Nach einem offiziellen 
Friedensschluss würden demnach 13 
Prozent der Wahlberechtigten (4,4 
Millionen Menschen) bei einem „Ja“ 
reichen, um die Übereinkunft juris¬ 
tisch abzusichern. Eine nachfolgende 
Regierung könnte damit eine Umkeh¬ 
rung nur mit einem neuerlichen Re¬ 
ferendum erreichen, nicht aber per 
Dekret. Für einen noch höher zu be¬ 
wertenden Verfassungsrang des Frie¬ 
densschlusses, der noch ohne Termi¬ 
nierung ist, müsste zudem das Parla¬ 
ment zustimmen. 

GP 

Taliban gewinnen in 
Afghanistan an Boden 

Die Taliban haben in Afghanistan wei¬ 
teres Territorium erobert. Das geht aus 
einem Bericht des Aufsichtsgremiums 
des USA-Senats für die Hilfe in Afgha¬ 
nistan (Sigar) hervor. Die afghanische 
Regierung kontrolliert demnach nur 
noch 65,6 Prozent des Landes (Stand 
Ende Mai). Ende Januar seien es noch 
70,5 Prozent gewesen. Unter Beru¬ 
fung auf US-Militärquellen heißt es, 
268 Verwaltungsbezirke seien in den 
Händen der Regierung, 36 unter Kon¬ 
trolle oder Einfluss von Extremisten 
und 104 Bezirke stünden „in Gefahr“, 
von ihnen unter Kontrolle gebracht zu 
werden. 

ZLV 


„Warum wir Hillary Clinton feiern soll¬ 
ten“, erklärt uns eine Anett Meiritz im 
„Spiegel“ und nörgelt „Die Euphorie 
von damals“ (bei Obama 2008) feh¬ 
le bei ihr hierzulande völlig. „Unver¬ 
ständlich“, immerhin unterstütze „die 
Obama-Familie“ Frau Clinton „leiden¬ 
schaftlich“. Clinton sei eine Frau, glaubt 
Meiritz zu wissen, dazu „Rechtsanwäl¬ 
tin, Senatorin und Außenministerin, ist 
Mutter und Großmutter“. Für „dieses 
Leben und diese Karriere“ verdiene sie 
„Respekt. Und mit Sicherheit auch et¬ 
was mehr Begeisterung.“ Frau Clinton 
könne wie Angela Merkel, „eine der 
angesehensten Spitzenpolitikerinnen 
der Welt“ werden. Sie könne „Trump 
verhindern und ihr Amt fähig gestal¬ 
ten“. Über diese Perspektive dürfe man 
„happy sein. Und es auch zeigen.“ 

Die Ergebenheitsartikel der übri¬ 
gen deutschen Qualitätspresse anläss¬ 
lich von Frau Clintons Nominierung 
liegen auf ähnlichem Niveau. Leider 
geht es nicht um die Großmutter-Qua¬ 
litäten von Frau Clinton, sondern um 
die schlichte Frage, auf wen die größte 
Zerstörungsmaschine, die die Welt je 
gesehen hat - wohlmöglich unter dem 
Oberkommando dieser Dame - als 
nächstes gehetzt werden wird. 

Frau Clinton hat ihre diesbezügli¬ 
chen Fähigkeiten, beispielsweise als 
Außenministerin von Barack Obama, 
hinreichend unter Beweis gestellt. Ei¬ 
ner der wenigen harten Fakten, die es 
in diesem US-Wahlkampf gibt. Der 
große Erfolg der Außenministerin 


Clinton war der unprovozierte Krieg 
gegen den souveränen Staat Libyen. 
Er hat, vermutlich zum großen Unver¬ 
ständnis von Frau Meiritz, außer viel¬ 
leicht einer Reihe islamistischer Fun¬ 
damentalisten vom Schlage IS oder 
Al-Kaida, dort kaum jemand „happy“ 
gemacht. Wer es kann, kratzt sein letz¬ 
tes Geld für einen Platz im Schlauch¬ 
boot zusammen. 

Die US-Autorin Diane Johnstone 
hat in ihrem empfehlenswerten Buch 
„Die Chaoskönigin - Hillary Clinton 
und die Außenpolitik der selbsternann¬ 
ten Weltmacht“, „Hillarys ureigene(n) 
Krieg“ nachgezeichnet. Wieder einmal 
angeleiert vom französischen Kriegs¬ 
treiber Nr. 1 - ein andereres Wort fällt 
einem da nicht ein -, Bernard-Henri 
Levy, stieg auch Clinton umgehend in 
die große Anti-Gaddafi-Show ein. Aus 
dem mittlerweile seiner panarabischen 
Hoffnungen ledigen, aber im regiona¬ 
len Vergleich immer noch rational-auf¬ 
geklärten libyschen Führer wurde eine 
„bizarre, manchmal auch schauderer¬ 
regende Figur“ (Clinton). Gaddafi hat¬ 
te vor 40 Jahren den Fehler gemacht, 
dem „Westen“ ordentlich in die Suppe 
zu spucken. So etwas vergisst das Impe¬ 
rium und erst recht Frau Clinton nicht. 
Bevor der „Westen“ seinen Frieden 
mit einem Gaddafi, Assad, Mossadegh 
oder Nadschibullah macht, ist der IS, 
Al-Kaida oder die Taliban allemal das 
„kleinere Übel“. Also Bomben auf Tri¬ 
polis. Die Ergebnisse sind bekannt. Das 
Motto heißt: Je schlimmer, desto besser. 


Was für „Greater Middle East“ gilt, 
gilt erst recht für Russland. Das Land 
war über 70 Jahre das „Reich des Bö¬ 
sen“ (Reagan) schlechthin. Das nach 
wie vor größte Land der Erde verfügt 
über strategische Bodenschätze, lei¬ 
der auch strategische Atomwaffen und 
steht damit im Fokus der alten, von 
Brzezinski, den Neocons, Friedman & 
Co. aufgewärmten Strategie, keinen 
eurasischen Herausforderer entstehen 
zu lassen. Grund genug für ein Revival 
eines nur für einen - bestenfalls - na¬ 
iven Gorbatschow und einen - eben¬ 
falls bestenfalls - grenzdebilen Jelzin 
hinter dem Vorhang gehaltenen Kalten 
Kriegs. Und Grund genug für ein Bil¬ 
lionen Dollar teures atomares Aufrüs¬ 
tungsprogramm. Wladimir Putin hatte 
spätestens auf der Münchener Sicher¬ 
heitskonferenz 2007 klargemacht, dass 
er sich nicht hinter Boris Jelzin einrei¬ 
hen und den globalen Allmachtsan¬ 
spruch der USA anzuerkennen gewillt 
war. Seither trägt er das Fadenkreuz auf 
der Stirn. 

Zu denjenigen, die ihren Zeigefin¬ 
ger gern am Abzug hätten, gehört an 
erster Stelle Hillary Clinton. Sie hatte 
sich schon sehr früh als Obamas Au¬ 
ßenministerin als engagierte Scharf¬ 
macherin bei der Dämonisierung des 
russischen Präsidenten hervorgetan. 
Nachdem Russland weder nach dem 
Ukraine-Putsch noch im Syrienkrieg 
eingeknickt ist, hat das Powerplay ge¬ 
gen Wladimir Putin an Schärfe zuge¬ 
nommen. Falls nun die Türkei in Reak¬ 


werden die betroffenen Abgeordne¬ 
ten auch gerichtlich überprüfen lassen. 
Auch an anderen Stellen werden den 
Kommunisten bei ihren Veranstaltun¬ 
gen bürokratische Hindernisse in den 
Weg gelegt. 

Die politische Lage in der Repu¬ 
blik ist nicht einfach, da bei der Ver¬ 
sorgung und humanitärer Hilfe, auf 
die aufgrund der Wirtschaftsblockade 
nach wie vor viele Menschen angewie¬ 
sen sind, die Abhängigkeit von der rus¬ 
sischen Föderation groß ist. Der Vorsit¬ 
zende Litwinow wies in seinem Refe¬ 
rat darauf hin, dass das im November 
2014 gewählte Oberhaupt der Repub¬ 
lik, Alexander W. Sachartschenko, not¬ 
wendigerweise gezwungen ist schwieri¬ 
ge Kompromisse einzugehen. Die KP 
der DVR wird ihn auch weiter auf dem 
gemeinsamen Weg zu einer sozial ge¬ 
rechten, freien Donezker Volksrepub¬ 
lik, die den vom Volk im Frühjahr 2014 
gewählten Weg weiter verfolgt, unter¬ 
stützen. 

Auf dem Parteitag gab es teils hefti¬ 
ge Diskussionen darüber, wie offensiv 
die Partei in dieser Situation Vorgehen 
muss. Es gab aber schließlich auch eine 
große Einmütigkeit dabei, dass die KP 
der DVR die Führung der Republik da¬ 
bei unterstützen wird, den eingeschla¬ 
genen Weg konsequent fortzuführen. 

Große Unterstützung gibt es von 
der KP der Russischen Föderation, die 
mit einer dreiköpfigen Delegation auf 
dem Parteitag vertreten war, seit Früh¬ 
jahr 2014 humanitäre Hilfe sammelt 
und liefert und beratend nicht nur den 
Genossen in Donezk, sondern auch den 
staatlichen Organen der Republik zur 
Seite steht. 

Nach Auffassung der Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten aus der DVR ist 
es eine wichtige Unterstützung, wenn 
Genossinnen und Genossen aus der 
EU in ihren Ländern darüber infor¬ 
mieren, was tatsächlich in den Volks¬ 
republiken des Donbass geschieht und 
somit dazu beitragen, die Informations¬ 
blockade der EU und der Ukraine zu 
durchbrechen. Renate Koppe 


tion auf den Putschversuch eine Neu¬ 
positionierung in Richtung Russland 
und Syrien vornimmt, könnte die Lage 
an gefährlicher Brisanz deutlich zu¬ 
nehmen. Das gilt auch gegenüber Iran. 
Eine immense Versuchung für Politi¬ 
kerinnen mit Omnipotenzphantasien. 

Für die außenpolitische Haltung 
des Exzentrikers Donald Trump gibt 
es diese Erfahrungen nicht. Nach dem 
was er beispielsweise im New-York- 
Times-Interview erklärt hat, läuft sei¬ 
ne Haltung auf eine Art kommerzge¬ 
steuerten Pragmatismus hinaus, der 
die enormen Kosten des globalen US- 
Interventionismus negativ kalkuliert. 
Bei einem Schuldenberg von bald 20 
Billionen Dollar und einer satt nega¬ 
tiven Handelsbilanz würden die USA 
sich ihn auf Dauer nicht mehr leisten 
können. Daher müsse man mit Russ¬ 
land und China sozusagen ins Geschäft 
kommen, „einen Deal“ abschließen. 
Eine nicht ungefährliche Haltung für 
einen US-Präsidenten. Ob der mäch¬ 
tige US-Repressionsapparat so etwas 
tatsächlich zulassen würde, steht auf ei¬ 
nem anderen Blatt. 

Bei Clinton dagegen ist die Sache 
klar. Sie ist eine ebenso zynische Über¬ 
zeugungstäterin wie die Neocons der 
Bush-II-Administration. Sie glaubt tat¬ 
sächlich, dass die USA die auserwähl¬ 
te Nation sei; berufen, für ein weiteres 
Jahrhundert das Heil in die Welt zu 
bomben. Also, ein bisschen Begeiste¬ 
rung, bitte. 

Klaus Wagener 
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Pläne für militärische Zusammenarbeit in Syrien 

Die USA wollen IS und Al-Nusra nicht zerstören, sondern kontrollieren 



Trümmerlandschaft in Aleppo 


E nde Juni berichtete die „Washing¬ 
ton Post“ über Pläne der US-Re- 
gierung für eine militärische Zu¬ 
sammenarbeit mit Russland im Kampf 
gegen IS. Diese Zusammenarbeit - „in 
einem noch nie zuvor erreichten Aus¬ 
maß“ - sollte den politischen Prozess 
für einen Übergang in Syrien und den 
Waffenstillstand wiederbeleben. 

Einer der Kernpunkte des Vor¬ 
schlages: Russland solle Syrien dazu 
drängen, die Luftangriffe auf Grup¬ 
pen, die Washington nicht als terro¬ 
ristisch ansieht, einzustellen. Freilich 
würden dazu keine genauen Koordi¬ 
naten genannt, sondern geographische 
Zonen. In diesen Zonen dürfe die syri¬ 
sche Luftwaffe keine Angriffe fliegen: 
eine „Flugverbotszone light“ - vorerst. 

Der Vorschlag strebt damit eine 
weitere Delegitimierung der syrischen 
Regierung an. Nach den Vorstellungen 
der USA sollen Russland und die USA 
völlig losgelöst vom syrischen Staat - 
aber auf syrischem Staatsgebiet - den 
IS bekämpfen. Dennoch lehnten US- 
Verteidigungsminister Ashton und das 
Militär den Vorschlag von vornherein 
ab - es sei ein Geschenk an Russland. 
Indes konnten sie sich mit ihrer Ableh¬ 
nung gegen Obama und das Außenmi¬ 
nisterium nicht durchsetzen. 

Die Zusammenarbeit Russlands 
mit Syrien und die Erfolge in Aleppo 
zeigen, wie IS, Al-Nusra und ihre Ver¬ 
bündeten geschwächt und vertrieben 
werden können. Die USA hingegen 
wollen IS und Al-Nusra nicht zerstö¬ 


ren, sondern kontrollieren. Assad und 
die syrische Regierung sollen keinen 
Nutzen aus den Angriffen auf IS zie¬ 
hen. In vielen Fällen wurde weniger IS 
angegriffen als syrische Infrastruktur, 
oder zuletzt Zivilisten. 

Ashton forderte, Russland müs¬ 
se „das Richtige tun“, dann wäre eine 
Zusammenarbeit problemlos möglich. 
Das richtige aber wäre, die „gemäßig¬ 


ten Rebellen“ und die kurdischen Ver¬ 
bündeten der USA in ihrem Vormarsch 
auf ar-Raqqa zu unterstützen. Das wäre 
ein wichtiger Schritt in dem Bemühen 
der USA, ein eigenes Gewicht in Ver¬ 
handlungen um die Zukunft Syriens 
einzubringen. 

Eine besondere Rolle bei den gegen¬ 
wärtigen Verhandlungen spielen Grup¬ 
pen sogenannter gemäßigter Rebellen. 


„In Aleppo gibt es Gruppen wie 
Al-Nusra, die legitime Ziele sind, und 
Gruppen, die den Waffenstillstand an¬ 
erkennen ... und alle diese Gruppen 
sind miteinander verwoben“, erklärte 
der Sprecher des US-Außenministeri¬ 
ums. Die Konsequenz daraus ist aber 
keineswegs, die räumliche Trennung 
dieser Gruppen zu verlangen. Den 
USA dient es als Vorwand, unter dem 


sie jeden Angriff auf diese Gebiete als 
Bruch des Waffenstillstands bezeich¬ 
nen. Russland hingegen verlangt seit 
Monaten von den USA, dass sogenann¬ 
te gemäßigte Gruppen sich von IS und 
Al-Nusra trennen müssen - vergeblich. 

Bereits seit Wochen verhandeln 
Fachleute Russlands und der USA über 
diese Fragen - bis heute ohne substan¬ 
tielles Ergebnis. Der Erfolg der syri¬ 
schen Armee in Aleppo hat vorerst 
die Realität vor Ort verändert. Welche 
Gruppen in Aleppo gemäßigt sind und 
welche nicht, hat heute an Bedeutung 
verloren. Und die Bemühungen der 
USA, die Situation zu kontrollieren, 
haben einen Rückschlag erlitten. 

Aber wie wird sich das auf die Ver¬ 
handlungen über eine militärische Zu¬ 
sammenarbeit auswirken? Werden die 
USA dennoch bereit sein, eine Zusam¬ 
menarbeit mit Russland in Syrien an¬ 
zustreben? US-Außenminister Kerry 
sprach sogar davon, bestimmte „gemä¬ 
ßigte Rebellen“ seien faktisch Unter¬ 
gruppen von IS und Al-Nusra. Oder 
wird sich der Verteidigungsminister mit 
seiner Linie („Keine Geschenke für 
Russland“) durchsetzen? Oder werden 
sich die Falken aus dem Außenministe¬ 
rium wieder melden mit ihrer Forde¬ 
rung: „Bombardiert Syrien“? 

Syrien zumindest hatte seine Bereit¬ 
schaft zu einer militärischen Zusam¬ 
menarbeit erklärt und auch seine Be¬ 
reitschaft, Ende des Monats wieder an 
Verhandlungen in Genf teilzunehmen. 

Manfred Ziegler 


Machtkampf in Südsudan entschieden? 

Sezession des größten arabischen Landes in Afrika wurde von den imperialistischen Mächten vorangetrieben 


„Das Gras leidet, wenn zwei Elefanten 
kämpfen“ besagt ein altes afrikanisches 
Sprichwort. Und das „Gras“ leidet schon 
seit mehr als zwanzig Jahren, denn so 
lange dauern die Rivalitäten zwischen 
dem Präsident des Südsudan, Salva Kiir 
Mayardit und Riek Machar, seinem frü¬ 
heren Stellvertreter. Ein „Kampf um die 
Quellen rascher Bereicherung durch 
hohe Gehälter, unbegrenzte Privilegi¬ 
en und Dienstbarkeiten“ wie die Kom¬ 
munistische Partei Südsudans (CPSS) in 
einer Erklärung schrieb. 

UN-Angaben zufolge sind 716 000 
Menschen innerhalb Südsudans auf 
der Flucht, 158 800 in Nachbarländern. 
Nun droht auch noch eine große Hun¬ 
gersnot, da zusätzlich zur grassieren¬ 
den Trockenheit Felder nicht bestellt 
werden konnten. Hilfsorganisationen 
und selbst die UN-Militärmission im 
Südsudan (MINUSS), deren Mandat 
um zwei Monate bis Ende September 
verlängert wurde, rufen zu internatio¬ 
naler Hilfe auf. 

Auch wenn seit dem 18. Juli der 
Waffenstillstand weitgehend respek¬ 
tiert wird, verbreiten verselbstständigte 
militärische Gruppen in einigen Regi¬ 
onen weiterhin Unruhe. Im nördlichs¬ 
ten Bundesstaat Obernil und in der 
Hauptstadt Juba gab es Kämpfe zwi¬ 
schen rivalisierenden Militärs. Gleich¬ 
zeitig gruppiert Riek Machar aus dem 
Ausland die ihm loyal gebliebenen 
Truppen um. Eine große Fraktion hat¬ 
te Machar abgesetzt und Taban Deng 
Gai aufs Schild gehoben, der nunmehr 
Vizepräsident ist. Riek Machar setzt 
derweil weiterhin auf Krieg - bis zum 
aktiven Eingreifen der Afrikanischen 
Union oder der UN-Friedensmission. 
Nach der „Sudan Tribüne“ will der AU- 
Chefmediator, der frühere südafrikani¬ 
sche Präsident Thabo Mbeki, am 8. Au¬ 
gust in Gesprächen mit der Opposition 
vermitteln. 

Anfang der 90er Jahre lag Riek 
Machar im Clinch mit John Garang, ei¬ 
nem in USA studierten Angehörigen 
des Dinka-Volks, der 1983 die Südsu¬ 
danesische Volksbefreiungsbewegung 
(SPLA) gegründet hatte. Während 
John Garang in Opposition zum damals 
bestehenden islamischen Sudan einen 
multiethnischen Staat „New Sudan“ 


anstrebte, setzte der zur Volksgruppe 
der Nuer gehörige Riek Machar auf 
die völlige Abtrennung und Unabhän¬ 
gigkeit des Südens. Er nutzte Konflik¬ 
te zwischen Dinkas, die die Bevölke¬ 
rungsmehrheit ausmachen, und den 
Nuer aus. 

Als nahe der Stadt Bor im Süden 
des Landes ein Massaker an über 2000 
Dinkas verübt wurde, beschuldigte Sal¬ 
va Kiir (Dinka) Riek Machar, dahinter¬ 
zustecken. 

Da Riek Machar mit dem Versuch 
scheiterte, die Führung der SPLA zu 
übernehmen, leitete er die Spaltung 
der SPLA-Torrit unter John Garang 
ein. Die innere Zerstrittenheit führte 
in der Folge zu weiteren Abspaltungen 
und zum Bürgerkrieg zwischen den 
Fraktionen, die verlustreicher waren als 
der Kampf um die Unabhängigkeit mit 
der nordsudanesischen Armee. 

1997 wechselt Riek Machar die Sei¬ 
ten und schließt mit dem Staatspräsi¬ 
denten des Sudan, Umar al-Baschir, ein 
Friedensabkommen (Karthoum Peace 
Agreement). Riek Machar wird dessen 
Berater, aber auch Befehlshaber der 
aus südsudanesischen Rebellen beste¬ 
henden Streitkräfte. Salva Kiir bleibt 
mit John Garang im bewaffneten Wi¬ 
derstand. 

Im Jahr 2005 ging der 2. Sezes¬ 
sionskrieg mit einem weiteren Frie¬ 
densabkommen (Comprehensive 
Peace Agreement) zu Ende. John Ga¬ 
rang wird sudanesischer Vizepräsident 
und provisorischer Präsident der Re¬ 
gion Südsudan. Es schien zu diesem 
Zeitpunkt, als ob nach 22 Jahren des 
Krieges mit über zwei Millionen To¬ 
ten seine Vision eines neuen Sudans 
realisiert werden könne. Aber noch 
im gleichen Jahr kommt John Garang 
unter ungeklärten Umständen bei ei¬ 
nem Hubschrauberabsturz ums Leben. 
Salva Kiir wird zu seinem Nachfolger 
ernannt, Riek Machar wird Vizepräsi¬ 
dent im Südsudan. 

Blutige Streitigkeiten um Vieh, 
Land und Einfluss brannten von da 
an auf kleiner Flamme. Bis 2008 wur¬ 
de die SPLM von der US-Regierung 
Bush unterstützt und über Kenia mit 
Waffen aufgerüstet, wie der „Spiegel“ 
berichtete. Danach setzten Waffenliefe¬ 


rungen aus dubiosen Quellen ein. Die 
Sezession wurde von den imperialisti¬ 
schen Mächten vorangetrieben, um die 
Macht des größten arabischen Landes 
in Afrika zu schwächen. Aber auch, um 
damit - in Konkurrenz zu chinesischen 
Konkurrenten - Zugriff auf das Öl im 
Süden zu bekommen. China betreibt im 
Südsudan zwei große Ölfelder, zum Teil 
in Joint Ventures mit dem Sudan. Die 
französische Total beutet ein großes Öl¬ 
feld aus, kleinere sind im Besitz kana¬ 
discher und katarischer Unternehmen. 

2010 wurde Salva Kiir bei den Prä¬ 
sidentschaftswahlen in Südsudan bestä¬ 
tigt, Riek Machar wurde erneut Vize¬ 
präsident eines nach dem Referendum 
im Januar 2011 unabhängigen Südsu¬ 
dan. 

Die ökonomische und administra¬ 
tive Trennung war nach militärischen 
Scharmützeln kaum vollzogen, als das 
Bündnis, das sich in der gemeinsamen 
Regierung von Riek Machar und Salva 
Kiir ausdrückte, zerbrach. In der Folge 
gab es putschähnliche Kämpfe in der 
Hauptstadt zwischen den Anhängern 
der beiden Konkurrenten um das Prä¬ 
sidentenamt. Die CPSS schätzt ein, der 
Konflikt sei nur durch eine National¬ 
regierung zu lösen, „unter Beteiligung 
aller politischen Parteien, die sich auf 
minimale Handlungsvorgaben einigen. 
Politische Differenzen sollten der Öf¬ 
fentlichkeit zur Klärung bei künftigen 
Wahlen überlassen werden.“ 

Am 23. Januar 2014 einigten sich 
beide Seiten auf einen vorläufigen Waf¬ 
fenstillstand, der nach wenigen Tagen 
zusammenbrach. Nach einer Vermitt¬ 
lungsmission von UN-Generalsekretär 
Ban Ki-Moon wurde am 5. Mai erneut 
eine Waffenruhe vereinbart, am 9. Mai 
ein Friedensvertrag geschlossen, auf 
den aufbauend am 10. Juni ein erneu¬ 
ter Waffenstillstand (der neunte in ei¬ 
nem Jahr) geschlossen wurde. 

Die „New York Times“ vermute¬ 
te im März 2015 nicht zu Unrecht ein 
größeres Interesse der USA, das Land 
zu stabilisieren. Das war zu einem Zeit¬ 
punkt, an dem China ankündigte, die 
„total unterbesetzte, schlecht ausgerüs¬ 
tete und ohne robustes Mandat ausge¬ 
stattete UN-Mission“, wie die frühere 
UN-Beauftragte Hilde Frafjord John¬ 


son es ausdrückte, aktiv mit einem In¬ 
fanterie-Bataillon von 121 Offizieren 
und 3 000 Mann zu verstärken. 

Im August 2015 Unterzeichneten 
die Konfliktparteien auf Druck der 
Afrikanischen Union, des regionalen 
Staatenbunds IGAD (Regionalorga¬ 
nisation nordostafrikanischer Staaten) 
und Kirchen einen weiteren Friedens¬ 
vertrag und bildeten eine Übergangsre¬ 
gierung der Nationalen Einheit. 

Zum 5. Unabhängigkeitstag An¬ 
fang Juli 2016 fanden erneut Kämp¬ 
fe in der Hauptstadt statt, denen auch 
zwei chinesische UN-Soldaten zum 
Opfer fielen. Die CPSS resümierte, 
dass „alle Fakten dafür sprechen, dass 
die Julikrise geplant war und kein Un¬ 
fall, wie die von der Gruppe von Salva 
Kiir kontrollierten offiziellen Medien 
verbreiteten“. 

Das Anwesen Riek Machars in 
Juba wurde bombardiert, woraufhin 
er ins Ausland floh. Das Ultimatum 
des Präsidenten Salva Kiir, binnen 48 
Stunden seinen Platz als Vize einzu¬ 
nehmen, ignorierte Riek Machar. Er 
erklärte am 26. Juli, nur unter dem 
Schutz von Truppen der AU zurück¬ 
kehren zu wollen. 

Die bewaffneten Truppen der Op¬ 
position erklärten Riek Machar am 
23. Juli für abgesetzt. Der frühere Berg¬ 
bauminister Taban Deng Gai hat sei¬ 
ne Position eingenommen und wurde 
zum neuen Vize-Präsidenten ernannt. 
Er versprach Frieden und erklärte, sich 
vordringlich um das Flüchtlings-Prob¬ 
lem und die Reintegration der Kämp¬ 
fer kümmern zu wollen. 

Zur Supervision des Waffenstill¬ 
stands unterstützte China die UN- 
Mission MINUSS finanziell mit 
550 000 US-Dollar und Büromate¬ 
rial im Wert von 150 000 US-Dollar 
sowie personell mit einem Infanterie- 
Bataillon von 8000 Mann und einer 
Transporteinheit mit Hubschraubern. 
Der chinesische Präsident Xi Jinping 
hatte bereits am 28. September 2015 
in der UNO-Vollversammlung zuge¬ 
sagt, in den kommenden fünf Jahren 
mit 100 Millionen US-Dollar zur Fi¬ 
nanzierung einer AU-Eingreiftruppe 
beizutragen. 

Georges Hallermayer 


China investiert 
in Argentinien 

China werde zum wichtigsten Partner 
Argentiniens in Energiefragen, sagte 
der argentinische Botschafter in Pe¬ 
king, Diego Guela. Chinesische Inves¬ 
titionen im Umfang von 25 Milliarden 
US-Dollar sind vereinbart. Viele der 
Projekte sind bereits seit längerem ge¬ 
plant und stammen noch aus Abkom¬ 
men mit der Regierung von Präsidentin 
Cristina Fernändez de Kirchner. China 
plant in dem Land Wasserkraftwerke 
und zwei Atomkraftwerke, außerdem 
haben chinesische Firmen den Zu¬ 
schlag für Bahn- und Straßenprojekte 
bekommen. 


Regierungsbildung in Spanien 

König Felipe VI. hat den geschäftsfüh¬ 
renden konservativen Ministerpräsi¬ 
denten Mariano Rajoy mit der Bildung 
einer neuen Regierung in Spanien be¬ 
auftragt. „Ich habe dem König gesagt, 
dass ich noch nicht die nötige Unter¬ 
stützung habe, den Auftrag aber den¬ 
noch annehme“, erklärte Rajoy nach 
einem Treffen mit Felipe. 

ZLV 


Hacken von 
E-Mails dementiert 

Russland hat jede Beteiligung an der 
Veröffentlichung von 20 000 gehack¬ 
ten E-Mails der Demokratischen Par¬ 
tei der USA zurückgewiesen. Spekula¬ 
tionen über eine Verwicklung Moskaus 
seien absurd, sagte Regierungssprecher 
Dmitri Peskow. ZLV 


EU: Strafzölle auf 
chinesischen Stahl 

Zur „Abwehr von Billigimporten aus 
China“ hat die EU neue Strafzölle ver¬ 
hängt. Auf chinesischen „Baustahl mit 
hoher Ermüdungsbeständigkeit“ wer¬ 
den ab sofort Aufschläge in Höhe von 
mindestens 18,4 Prozent fällig, wie die 
EU-Kommission mitteilte. Die vorge¬ 
sehene Laufzeit geht bis zum Juli 2021. 
Die EU-Kommission bestätigt mit die¬ 
ser Entscheidung ihre bisherige Linie, 
nach der EU-Subventionen für die ei¬ 
gene Wirtschaft marktkonform sind, 
die staatliche Förderung chinesischer 
Unternehmen hingegen eine schädli¬ 
che, wettbewerbsverzerrende Wirkung 
habe. ZLV/Im 
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Die Massenproteste in Stuttgart 
machten bundesweit Schlagzeilen. 
Und der Widerstand bleibt bis heute 
ungebrochen. 


Ruine 21 

Die Stuttgarter wehren sich 

seit sechs Jahren gegen die Zerstörung ihrer Stadt 


Stuttgart 21 macht mal wieder bundes¬ 
weite Schlagzeilen und schickt sich an, 
die Chaosbaustelle Berliner Flughafen 
wieder vom Thron der größten Unsinns¬ 
projekte in Deutschland zu stoßen. 

Im Juni musste dem Bahnaufsichts¬ 
rat eingestanden werden, dass der Kos¬ 
tenrahmen ein weiteres Mal gesprengt 
wird, der Eröffnungstermin nicht zu hal¬ 
ten ist. Der zuständige Bahnvorstand 
Kefer kündigte in diesem Zusammen¬ 
hang seinen Rücktritt an. 

Die Kostenüberprüfung des Akti¬ 
onsbündnis gegen Stuttgart 21 veran¬ 
schlagt Baukosten von zehn Mrd. Euro. 
Ähnliche Zahlen stehen auch in einem 
internen Papier des Bundesrechnungs¬ 
hofes. 

Kein Projektpartner der Bahn ist be¬ 
reit die Mehrkosten zu tragen. Trotzdem 
sind sie sich einig, dass weitergebaut 
werden muss. Denn schon jetzt hängen 
die fünf Großbaustellen in der Stadt teils 
Jahre hinter den Plänen her. Viel mehr 
als Abriss- und Vorbereitungsarbeiten 
sind noch nicht geschafft. 

Am Bahnhof selbst gibt es den ge¬ 
ringsten Baufortschritt. Ein Gang über 
das Gelände überzeugt von der Toten¬ 
gräberarbeit, es existiert noch nicht 
einmal ein Grundstein. Das bisherige 
Ergebnis ist die Zerstörung des Stadt¬ 
bilds, immense Umweltschäden durch 
die Zerstörung des Parks, Bedrohung 
der wichtigen Mineralquellen. Das Ver¬ 
kehrschaos - besonders im S-Bahn-Ver¬ 
kehr - wird inzwischen verstärkt durch 
die Umleitung zentraler U-Bahn-Linien. 

An vielen Baustellen zeigt sich 
schnell, dass die Planungen der Bahn 
mangelhaft sind. Fast überall muss¬ 
te der Lärmschutz verbessert werden. 
Im Stadtteil Untertürkheim musste die 
Bahn Anwohnern monatelange Hotel¬ 
unterbringung anbieten. Im Nordbahn¬ 
hofsviertel klagen Anwohner über mas¬ 


siven Baustellenverkehr bis spät in die 
Abendstunden, selbst am Wochenende. 
Die schweren LKW sollten laut der Plä¬ 
ne schon lange über eine eigene Bau¬ 
straße fahren. Selbst die ist noch nicht 
fertig. 

2010 wurde hastig begonnen, um 
von der Mär der Unumkehrbarkeit zu 
überzeugen, bevor Finanzierung und 
Planung endgültig geklärt waren. Es 
wird gebaut, ohne bezahlt zu sein. Die 
Überprüfung der Sicherheitsstandards 
erfolgt nach Vollendung des Baus, wenn 
also an diesen nichts mehr geändert wer¬ 
den kann. Das Ergebnis sind ungeklärte 
Brand- und Wasserschutzfragen. 

Trotz alledem ist der Widerstand in 
Stuttgart nach wie vor aktiv. Jeden Mon¬ 
tag kommen Hunderte auf dem Markt¬ 
platz zusammen, feierte die Mahnwa¬ 
che ihren sechsten Geburtstag. Jede 
Möglichkeit wird genutzt, um der Bahn 
Sand ins Getriebe zu streuen. Aber es 
gibt auch Zukunftsvisionen. 

Das Aktionsbündnis gegen Stuttgart 
21 hat nun ein Umstiegskonzept vorge¬ 
legt, das als Alternative zu einer voll¬ 
ständigen Rückgängigmachung die Nut¬ 
zung der bereits entstandenen Baustelle 
vorsieht. Es sind dabei Pläne entstanden, 
die die Wiederherstellung der Parkan¬ 
lagen und des Busbahnhofs beinhalten 
sowie die Nutzung der Baugruben für 
Parkplätze und Fahrradständer. Der 
Bahnhof soll als Kopfbahnhof erhalten 
bleiben und damit die Leistungsfähig¬ 
keit des öffentlichen Personenverkehrs 
verbessert werden. Das neue Bahnhofs¬ 
gebäude und im wiederherzustellenden 
Park soll für die Menschen gebaut wer¬ 
den. 

Die Prestige-Ruine Stuttgart 21 er¬ 
lebt aktuell eine weitere Krise, dennoch 
kommen von Bahn und Politik weiter 
Durchhalteparolen, bei denen jetzt auch 
die Grünen mitmachen dürfen. 


Was sind schon zehn Mrd. Steuer¬ 
gelder? Steuern zahlen eh zum Großteil 
die Arbeiter, wenn noch größere Profite 
winken. Riesige Grundstücke in bester, 
sprich teuerster, Stuttgarter Lage wer¬ 
den zu haben sein, ein Riesengeschäft, 
um die Immobilienblase weiter aufzu¬ 
pusten. 

Damit soll das Projekt auch dem 
Umbau der Innenstädte im Interesse 
der Kapitalverwertung Vorschub leis¬ 
ten. 

Der Rückbau von Schienenkapa¬ 
zität macht einen Ausbau des Straßen¬ 
verkehrs notwendig, was der Automo¬ 
bilindustrie zupass kommt, die ja ein 
verstärktes Interesse an Stuttgart 21 
hat. Die IHK (Industrie- und Handels¬ 
kammer) ist in den Händen von Daim¬ 
ler-Benz, Bosch und Porsche, die gewis¬ 
sermaßen die Triebfedern von Stuttgart 
21 sind. 

Hinzu kommt der politische Wille, 
dem Widerstand auf keinen Fall nach¬ 
geben zu wollen. 

Das gesamte Monopolkapital und 
seine politischen Handlanger wollen 
Stuttgart 21 nach wie vor. Kostenstei¬ 
gerungen oder Terminverzögerungen 
werden sie nicht zum Einlenken bringen. 

Der Widerstand muss den Weiterbau 
des Projektes unmöglich machen. Dazu 
sind die Nadelstiche, die der Bahn ver¬ 
setzt werden, wichtig. Es muss aber ge¬ 
lingen, wieder mehr Menschen auf die 
Straße zu bringen. Das kann gelingen 
mit der Forderung nach einem Bau- und 
Vergabestopp, bis Finanzierung und Pla¬ 
nung endgültig geklärt sind. Dann wird 
sich auch zeigen, dass das Umstiegskon¬ 
zept der Weg im Interesse des Großteils 
der Menschen in Stuttgart ist, Stuttgart 
21 hingegen nur der Minderheit von 
Banken, Konzernen und Reichen zu¬ 
gute kommt. 


Björn Blaen und Alexander Schäfer 




In dieser Baugrube hinter dem Bahnhofsgebäude soll der neue Bahn¬ 
steig entstehen. Hier hinkt die Bahn ihren Planungen Jahre hinterher. 



Aktion bei der 300. Montagsdemo im Dezember 2015. Nach wie vor 
treffen sich jeden Montag hunderte auf dem Stuttgarter Marktplatz. 
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Die Bauzäune werden Seit über sechs Jahren informiert die Mahn- 

nach wie vor gestaltet wache gegen Stuttgart 21. Rund um die Uhr. 
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We dorTt need no education! 

Ein schlanker, föderaler Staat hält sich statt Hochschulen einen 
„Bologna-Prozess“ • Von Klaus Wagener 


Georg Fülberth über den Tod eines Siebzehnjährigen 

Zivilgesellschaft 


„Marode Bauten, schlecht bezahl¬ 
te Forscher: Die Länder investieren 
zu wenig in die Hochschulen. Der 
Bund könnte ihre Blockade überwin¬ 
den“, beklagt der Kulturminister von 
Mecklenburg-Vorpommern, Mathias 
Brodkorb (SPD), in der FAZ die Mi¬ 
sere an den Hochschulen. Schuld ist 
nach Auffassung des Sozialdemokra¬ 
ten in gewisser Weise die „Kulturho¬ 
heit“ der Länder. Deutschland stehe 
hinsichtlich seiner Hochschulpolitik 
„vor einem strategischen Dilemma“: 
Die Finanzierung und Steuerung der 
Hochschulen sei Ländersache, für die 
Finanzierung der Hochschulen gebe es 
„keinerlei Koordination zwischen den 
Bundesländern“. 

In diesem System habe „den größ¬ 
ten finanziellen Vorteil, wer am we¬ 
nigsten in seine Hochschulen inves¬ 
tiert“, zum Schaden für die Wissen¬ 
schaft und den gesellschaftlichen 
Wohlstand. Nur der Bund könne „die¬ 
se Rationalitätsfalle aufiösen“. 

Zwar gebe es den Länderfinanz¬ 
ausgleich, der allen Ländern eine ver¬ 
gleichbare Bereitstellung öffentlicher 
Güter ermögliche, doch jedes Land 
könne auf dieser Grundlage eigene 
Schwerpunk¬ 
te setzen. Bei¬ 
spielsweise mehr 
Straßenbau, we¬ 
niger Bildung 
oder umgekehrt. 

Hessen liege 
mit 307 Euro pro Einwohner bei der 
Hochschulfinanzierung vorn, während 
es Brandenburg nur auf 166 Euro brin¬ 
ge. Wer an der Hochschulfinanzierung 
spare, gehe davon aus, dass die „eige¬ 
nen Landeskinder dennoch an ande¬ 
ren Hochschulen in Deutschland stu¬ 
dieren“ würden. Ein „klassischer Fall 
von Kostenexternalisierung“ sei das, 
schimpft der Minister. 

Da mag, oberflächlich betrachtet, 
sogar etwas dran sein. Brodkorb ent¬ 
wickelt aber nun ein Prämiensystem, 
mit dem der Bund die „Rationalitäts¬ 
falle“ aufiösen und eine bessere, in 
etwa gleich hohe Finanzausstattung 
der Hochschulen erreichen könnte, 
ohne die heilige Kulturhoheit anzu¬ 
kratzen. Insbesondere die problema¬ 
tische „Bindung von Zahlungsströmen 
an Studentenzahlen“ könne so über¬ 
wunden und „Demographieresistenz“ 
hergestellt werden. 

„Hätte, hätte, Fahrradkette“, hät¬ 
te ein ehemals führender Genosse 
Brodkorbs wohl darauf geantwor¬ 
tet. Man sollte doch nicht vergessen, 
dass es die Genossen Schröder und 
Eichel waren, welche mit Steuersen¬ 
kungen im mehrstelligen Milliarden¬ 
bereich zunächst die Einnahmen der 
öffentlichen Hand konsequent ausge¬ 
bombt hatten, um sich danach, gern 


noch als „Sparhans“ mit einer kleinen 
Herde von Sparschweinen, mit einer 
Streichorgie in bleibende Erinnerung 
zu bringen. Und als sei das noch nicht 
genug, das Ganze auch noch mit einer 
Schuldenbremse zu „krönen“, die in 
Zeiten, in denen man mit Schulden¬ 
machen Geld verdienen kann, zu den 
ganz besonderen Highlights finanzpo¬ 
litischer Genialität gereift ist. 

Eichel und Steinbrück haben 
in den schwäbischen Hausfrauen 
Schäuble und Merkel ihre würdigen 
Nachfolger gefunden. Und alles was 
seither im Bereich der öffentlichen 
Hand passiert, den inneren wie äuße¬ 
ren Repressionsapparat einmal aus¬ 
genommen, ist politisch gewollte und 
inszenierte Elendsverwaltung. Geld ist 
reichlich vorhanden, das private Net¬ 
tovermögen, vor allem des reichsten 
Prozents der Bevölkerung, liegt laut 
Bundesbank bei 9,6 Billionen Euro, 
aber dort wo es dringend gebraucht 
würde, ist Ebbe. Um die „Bildungs¬ 
republik Deutschland“ von Merkels 
leerer Wahlkampfphrase in die Rea¬ 
lität zu überführen, brauchte es kei¬ 
ner technokratischen Prämienalmo¬ 
sen, sondern satter Milliardeninvesti¬ 


tionen. Es bräuchte eine hinreichende 
Finanzierung der öffentlichen Hand 
insgesamt, damit sich die Länder nicht 
zwischen Pest, zu wenig für die Infra¬ 
struktur, und Cholera, zu wenig für die 
Bildung, entscheiden müssen, und der 
Bund sich nicht knickrig-kleinkariert 
hinter der „Kulturhoheit“ der Länder 
verstecken muss. 

Alles schöne Phantasie. In der 
Wirklichkeit heißt es: Es lebe der 
„Schlanke Staat“. Stellenabbau, Out- 
sourcing, Privatisierung. Der ehemals 
so stolze öffentliche Dienst ist nur 
noch ein neoliberaler Schatten seiner 
selbst. Selbst Kernkompetenzen ver¬ 
rotten. Was boomt ist das vom Genos¬ 
sen Schröder so heiß ersehnte Preka- 
riat. Auch und gerade an den Hoch¬ 
schulen. Hier gibt es Hunderttausende 
junger, hochmotivierter, intelligenter 
Leute, welche sich nach Kräften, die 
Mohrrübe des Fachkräftemangels 
vor Augen, für die Fata Morgana von 
„Reich und Berühmt“, oder einfach 
für einen halbwegs bezahlten Job ab¬ 
strampeln. Völlig umsonst. 

Ohne qualifizierten Abschluss kei¬ 
ne vernünftige Arbeit. (Mit zuneh¬ 
mend auch nicht.) Was die Mediziner 
zuerst erkannt hatten, wissen nun alle: 
diese Lage ist ausbeutbar. Zeitverträ¬ 
ge, Kettenverträge, prekäre Arbeits¬ 


verhältnisse, oft illegal, über Jahre und 
Jahrzehnte. Eine echte Win-win-Situ- 
ation. Für die schwäbische Hausfrau 
und das mit kostenlosen Praktikanten 
reichlich versorgte Gewerbe. 

Der „Schlanke Staat“ ist selbst¬ 
verständlich kein Selbstzweck, son¬ 
dern dient dem Shareholder-Value. 
Dem höchsten Wert überhaupt. Dar¬ 
um sieht der ebenfalls von Schröder 
& Co. vorangetriebene „Bologna-Pro¬ 
zess“ so aus, wie er aussieht: Rendite¬ 
orientiert. Kosten schmälern bekannt¬ 
lich die Rendite. Staatskosten ebenso. 
Darum muss gespart werden. An al¬ 
lem. Und daher haben sich alle wohl¬ 
tönenden Versprechungen der Bolo- 
gna-“Reformer“ Qualitätssteigerung, 
geringere Abbrecherquote, höhere 
Mobilität und Auslandssemester, in¬ 
ternationale Vergleichbarkeit, leich¬ 
ter erreichbare berufsqualifizierende 
Abschlüsse, unter dem knallharten 
neoliberalen Austeritätsdiktat in bun¬ 
ten Public-Relations-Rauch aufgelöst. 

Multinationale Konzerne und erst 
recht die dahinter stehende Finanz¬ 
branche brauchen kein humanisti¬ 
sches Bildungsideal, keine soziale 
Kompetenz, mäandrierende Grund¬ 
lagenforschung 
oder gar soziale 
Mobilität, Ar¬ 
beiterkinder an 
den Unis, son¬ 
dern in knallhar¬ 
tem Wettbewerb 
um Geld und Studenten stehende, 
preisgünstige, fachborniert-verschul- 
te Pauk-Durchlauferhitzer für ein 
breites akademisches Bachelor-Pro¬ 
letariat und elitebewusste, aber nicht 
weniger bornierte Master-Führungs¬ 
kräfte. Und selbstverständlich ein 
breitgefächertes Abschlussangebot, 
passend möglichst für jeden Arbeits¬ 
platz. Entsprechend inflationär ist die 
Zahl der möglichen Abschlüsse ange¬ 
stiegen. Und wenn schon Forschung, 
dann bitte „anwendungsorientiert“, 
mit am besten hochdekorierten Wis¬ 
senschaftlern, die um „Drittmittel“ an¬ 
tichambrieren. 

So weit, so billig. Dumm nur, dass 
mit „Bologna“ der „wettbewerbsfä¬ 
higste und dynamischste wissenge¬ 
stützte Wirtschaftsraum der Welt“ 
(Lissabon, 2000) ganz offensichtlich 
nicht zu machen ist. Sogar Minister 
Brodkorb hat das gemerkt, wenn auch 
nicht verstanden. Selbst der marode 
US-Imperialismus kann das deutlich 
besser, zumindest da, wo es ihm dar¬ 
auf ankommt. Das weiß auch die FAZ. 
Es steht dann im Feuilleton. Nachdem 
der Wirtschaftsteil die überbordenden 
Staatsausgaben beklagt, Strukturre¬ 
formen und Sparen angemahnt und 
weitere Steuersenkungen gefordert 
hat. 


In einem Regionalzug nahe Würzburg 
hat ein Siebzehnjähriger mit einer Axt 
und einem Messer mehrere Menschen 
schwer verletzt und wurde anschlie¬ 
ßend von Polizei erschossen. Er war ein 
Flüchtling, und eine Betreuerin fragte 
anschließend, ob es denn nicht eine an¬ 
dere Art gegeben habe, ihn zu stoppen. 
Dies wurde auch von der Bundestags¬ 
abgeordneten Künast zur Sprache ge¬ 
bracht, diesmal per Twitter. Sie wollte 
wissen, ob die Tötung die einzige Mög¬ 
lichkeit gewesen sei, den Täter angriffs¬ 
unfähig zu machen. Auch Schüsse müs¬ 
sen nicht unbedingt tödlich sein. Es war 
von Notwehr die Rede. Der bayerische 
Innenminister stellte sich vor seine Be¬ 
amten und der Vorsitzende der Polizei¬ 
gewerkschaft vor seine Kollegen. 

Dies alles ist legitim: Interessen¬ 
wahrung staatlicher Organe und einer 
Berufsgruppe, die in diesem Fall eine 
gefährliche Arbeit hatte. Niemand hät¬ 
te in der Haut der Beamten stecken 
wollen. Vorschnelle Verurteilung hatte 
bis dahin durch niemanden stattgefun¬ 
den, auch nicht durch Renate Künast. 
Es wird, wie in allen solchen Fällen, ja 
eine ordnungsgemäße Untersuchung 
geben, ob tatsächlich Notwehr vorlag 
oder die alternativlose Abwehr einer 
Gefahr für eine weitere von dem Täter 
bedrohte Person. Das wird man abwar- 
ten müssen. 


Die Türkei nimmt stramm Kurs auf 
eine islamistische Diktatur. Präsident 
Recep Tayyip Erdogan ist dabei, nach 
dem gescheiterten Militärputsch am 
15. Juli im Rahmen eines großen Ge- 
genputsches alle Kritiker aus- und sein 
Land gleichzuschalten. Er kommt mit 
Riesenschritten voran, nicht zuletzt, 
weil EU und NATO ihn gewähren las¬ 
sen. Zehntausende Menschen wurden 
verhaftet und vom Dienst suspendiert, 
darunter ein Drittel der Richter und 
Staatsanwälte. Gegen mehr als 100 
Journalisten wird ermittelt, die Hoch¬ 
schulrektoren in der gesamten Türkei 
wurden zum Rücktritt aufgefordert, 
Akademikern und ihren Familien ist 
die Ausreise verboten. Nach den gro¬ 
ßen Ferien werden Hunderttausende 
Schülerinnen und Schüler von Erdo- 
gan-Getreuen unterrichtet. Zehntau¬ 
sende reguläre Lehrerinnen und Leh¬ 
rer sind geschasst. 

Erdogans AKP-Regime bläst zur 
Hatz auf alle Andersdenkenden. Für 
Kurden und Aleviten, für Linke und 
Säkulare, für sie ist kein Platz mehr. 
Das hat der starke Mann am Bospo¬ 
rus persönlich deutlich gemacht, als 
er nach dem vereitelten Staatsstreich 
Vertreter aller Parteien im Parlament 
in seinen Palast eingeladen hat, mit 
Ausnahme der prokurdischen HDP 
Deren Abgeordnete sind seit der Im¬ 
munitätsaufhebung praktisch vogel¬ 
frei. 

Die Bundesregierung lässt sich von 
Erdogans Märchen aus 1001 Nacht 
einlullen, in der Türkei werde die De¬ 
mokratie verteidigt. Bundesaußenmi¬ 
nister Frank-Walter Steinmeier etwa 
hat kein Problem mit der Verhängung 
des Ausnahmezustands. Er möge halt 
bitte auf die unbedingt notwendige 
Dauer beschränkt und möglichst bald 
wieder beendet werden, so die zarte 
Bitte des Sozialdemokraten in Berlin. 
Bundeskanzlerin Angela Merkel rela¬ 
tiviert Erdogans antidemokratischen 
Gewaltkurs gegen die eigene Bevöl¬ 
kerung und merkt verhalten an, sie 
sehe die Verhältnismäßigkeit „nicht 
immer gewahrt“. Merkel mahnt, sie 
handelt nicht. Erdogan bleibt für die 
deutsche Regierungschefin Premi- 
umpartner, da kann der noch so viele 
Gefangene foltern, noch so viele Will¬ 
kürdekrete erlassen und noch so viele 
Jubler türkische Fahnen schwenkend 
die Wiedereinführung der Todesstrafe 
fordern lassen. 


Ein Teil der so genannten Quali¬ 
tätsmedien sah das anders und war mit 
einer Vorverurteilung sofort bei der 
Hand. Diese richtete sich erfreulicher¬ 
weise nicht gegen die Polizei, sondern 
unerfreulicherweise gegen die Abge¬ 
ordnete Künast. Von der FAZ bis zum 
„Mannheimer Morgen“ teilte man ihr 
mit, sie habe die Klappe zu halten. Im¬ 
merhin die „Frankfurter Rundschau“ 
gab zu bedenken, dass es nachgerade 
ihre Pflicht gewesen sei, ihre nahelie¬ 
gende Frage zu stellen. Diese ging oh¬ 
nehin recht vielen vernünftigen Leu¬ 
ten durch den Kopf. Wir kennen es seit 
dem „Deutschen Herbst“ 1977: in Mo¬ 
menten der Panik verstehen die Main¬ 
stream-Medien sich als Teil der Staats¬ 
gewalt. Noch toller aber war es im Netz. 
Über Renate Künast ging ein Shitstorm 
nieder. 

Es ist ja immer wieder von der 
so genannten „Zivilgesellschaft“ die 
Rede. Antonio Gramsci wusste genau, 
was er darunter verstand: sie ist ein 
Kampfplatz im Zwischenbereich von 
Staat und Ökonomie, nichts Schlechtes 
und nichts Gutes, sondern eine Zone, in 
der wie dort um die Macht gekämpft 
wird. Es gewinnt, wer da die Hege¬ 
monie hat. Sind die Machtverhältnis¬ 
se eindeutig, drücken sie sich auch in 
der Zivilgesellschaft aus, unter ande¬ 
rem im Netz. 


Die anhaltende Verhaftungswelle 
und die aggressive Stimmung, die Er¬ 
dogan-Anhänger und paramilitärische 
Schlägermobs auf den Straßen der Tür¬ 
kei verbreiten, sorgen für ein Klima der 
Angst. In den Redaktions- und Amts¬ 
stuben macht sich eine Atmosphäre 
des Schweigens und der Selbstzensur 
breit. Zurecht fragt der von Erdogan 
persönlich wegen angeblichen Lan¬ 
desverrats und Terrorunterstützung 
vor Gericht gezerrte türkische Journa¬ 
list Can Dündar: „Wir sind von einem 
Militärputsch befreit, aber wer schützt 
uns vor einem Polizeistaat?“ Der Bun¬ 
desregierung und der EU wirft Dündar 
zurecht Doppelmoral vor, wenn sie den 
Putschversuch des Militärs verurteil¬ 
ten, „gleichzeitig aber bei einem Auf¬ 
stand des Staates schweigen“. 

Die Partei „Die Linke“ steht soli¬ 
darisch an der Seite der freiheits- und 
friedensliebenden Menschen in der 
Türkei. Sie brauchen internationale 
Unterstützung, mit ihnen wollen wir 
den Dialog. Die EU-Beitrittsgesprä- 
che mit dem Erdogan-Regime dage¬ 
gen müssen sofort gestoppt und die 
Hunderte Millionen an EU-Vorbei¬ 
trittshilfen an Erdogan müssen ein¬ 
gefroren werden. Die Verhandlungen 
über Visafreiheit mit einer Regierung, 
die einen brutalen Krieg gegen die 
kurdische Bevölkerung im Südosten 
führt, die die Freiheiten ihrer Bürge¬ 
rinnen und Bürger im ganzen Land 
mit Füßen tritt, die keinen unabhän¬ 
gigen Justizapparat neben sich duldet 
und die ernsthaft die Wiedereinfüh¬ 
rung der Todesstrafe zur Abstimmung 
stellen lassen will, sind absurd und ob¬ 
solet. Die im türkischen Incirlik stati¬ 
onierten Bundeswehrsoldaten müssen 
rasch abgezogen werden statt ernst¬ 
haft zu überlegen, weitere deutsche 
Truppen zum Diktator zu entsenden. 

Doch auch Sanktionen gegen Er¬ 
dogan persönlich sind dringend not¬ 
wendig. Dazu zählt ein Einreiseverbot 
für den Despoten in die EU und das 
Einfrieren seiner Konten. Sein Vermö¬ 
gen, das er nach einem Korruptions¬ 
skandal 2013 ins Ausland hat schaffen 
lassen, muss beschlagnahmt werden. 
Kontra statt Kuschelkurs für Erdogan. 

Sevim Dagdelen ist Sprecherin für In¬ 
ternationale Beziehungen der Frakti¬ 
on der Partei „Die Linke“ und Mitglied 
des Auswärtigen Ausschusses im Bun¬ 
destag. 


Im Feuilleton fordert die FAZ 
Geld für Bildung. 

Der Wirtschaftsteil mahnt zum Sparen. 


Sevim Dagdelen zur Türkeipolitik der Regierung 

Kontra statt Kuschelkurs 






































































10 Freitag, 5. August 2016 _ Hintergrund _ unsere zeit m 

Sie verkörperten das bessere Deutschland 

Die ersten deutschen Freiwilligen im Juli/August 1936 an der Aragon-Front • Von Werner Abel 


A ls am 18. Juli 1936 in Spanien re¬ 
aktionäre Generäle und Teile der 
Armee gegen die rechtmäßig ge¬ 
wählte Volksfront-Regierung putschten, 
waren auch deutsche Emigranten unter 
den Verteidigern der bedrohten Repu¬ 
blik. 

Spanien gehörte zunächst nicht zu 
den klassischen Exilländern der Deut¬ 
schen, die ihr Land wegen des Terrors 
der Nazis verlassen mussten. Das änder¬ 
te sich mit dem Sieg der Volksfront im 
Februar 1936. Die unkomplizierte Auf¬ 
enthalts- und Arbeitserlaubnis erleich¬ 
terte oft die Entscheidung, nach Spani¬ 
en zu gehen. Antifaschistische Auslän¬ 
der, darunter auch Deutsche, hielten sich 
außerdem - wegen der für den 19. Juli 
1936 geplanten Volksolympiade - vor al¬ 
lem in Barcelona auf. 

In Gefolge des Putsches kam es in 
verschiedenen großen Städten zu spon¬ 
tanen Abwehrkämpfen. Zunächst orga¬ 
nisiert durch die mächtige anarchosyn- 
dikalistische Gewerkschaft CNT (Con- 
federaeiön Nacional de Trabajo) und 
die sozialistische UGT (Union General 
de Trabajadores), stellte sich das einfa¬ 
che Volk, vor allem Arbeiter, Angestell¬ 
te und linke Intellektuelle, den rechten 
Putschisten in den Weg. Erstmals in Eu¬ 
ropa schien es dem Volk zu gelingen, den 
Siegeszug der Reaktion aufzuhalten. 

„Grupo Thaelmann“ 

Zu den Deutschen, die in Barcelona am 
Sturm auf die von den Putschisten ge¬ 
haltenen Kasernen teilnahmen, gehörte 
auch Max Friedemann, jüdischer Her¬ 
kunft und Kommunist. Eine Waffe, sagte 
man ihm, müsse er sich selbst erobern, 
zumindest aber, erzählte er später, sollte 
ihm innerhalb einer Minute beigebracht 
werden, wie ein Gewehr funktioniert. 

Als die Kraft der Putschisten in Bar¬ 
celona gebrochen war, vereinigten sich 
dort am 23. Juli vier Arbeiterparteien 
zum PSUC, der Sozialistischen Einheits¬ 
partei Kataloniens. Am gleichen Tag 
schlossen sich achtzehn der Teilnehmer 
an den Kämpfen - acht Deutsche, sieben 
Polen, zwei Schweizer und ein Englän¬ 
der - zu einer Kampfgruppe zusammen, 
die zu einer der ersten internationalen 
Einheiten gehörte und die sich den Na¬ 
men „Grupo Thaelmann“ gab. 

Das war die Zeit, in der alle linken 
Parteien und Gewerkschaften Milizen 
gründeten, und so zog diese Gruppe mit 
der von den UGT- und PSUC-Funktio- 
nären Jose del Barrio und Manuel Tru- 
eba gegründeten Columna Trueba-del 
Barrio an die Huesca-Front und nahm 


dort an den verlustreichen Kämpfen 
nahe dem Städtchen Tardienta teil. 

Die Columna hatte inzwischen den 
Namen „Carlos Marx“ erhalten, aus 
ihr sollte später die 27. Division „Car¬ 
los Marx“ der Spanischen Volksarmee 
werden. 


Zunächst aber setzte sich diese Ein¬ 
heit aus 800 Personen zusammen, die 
aber nur 600 Gewehre zur Verfügung 
hatten. In der Columna kämpften in 
den ersten Monaten ebenso wie in ande¬ 
ren Milizen auch Frauen, die aber dann 
im Zuge der sogenannten „Militarisie¬ 
rung“ der Milizen auf Befehl des Vertei¬ 
digungsministeriums von der Front ab¬ 
gezogen wurden. Die „Militarisierung“, 
die auch erfahrene deutsche Offiziere 
wie Ludwig Renn forderten, bedeutete 
die Einführung hierarchischer Befehls¬ 
strukturen, unterschiedliche materielle 
Ausstattung von Offizieren und einfa¬ 
chen Soldaten, vor allem aber die Ab¬ 
schaffung der für die Milizen typischen 
basisdemokratischen Willensbildung. 

Gerade das aber war für viele lin¬ 
ke Ausländer, die in ihren Herkunfts¬ 
ländern gegen das Militär und die bür¬ 
gerlichen Armeen aufgetreten waren, 


ein großes Problem. So verließen z.B. 
mit Egon Illfeldt und Kurt Hessentha- 
ler zwei deutsche Kameraden die ohne¬ 
hin kleine Thälmann-Gruppe und stell¬ 
ten sich in Barcelona der CNT zur Ver¬ 
fügung. Letztlich sahen sich aber auch 
die anarchistischen Milizen gezwungen, 


sich den militärischen Notwendigkeiten 
zu beugen. 

Eine weitere Einheit... 

Während der Kämpfe erhielten die An¬ 
gehörigen der „Grupo Thaelmann“ die 
Nachricht, dass im August aus Frank¬ 
reich nach Spanien gereiste KPD-Funk¬ 
tionäre unter der Leitung von Hans 
Beimler eine weitere bewaffnete Ein¬ 
heit mit dem Namen „Ernst Thälmann“ 
gegründet hatten. Diese Einheit, die spä¬ 
ter mehr Aufmerksamkeit erfahren soll¬ 
te als die Thälmann-Gruppe, nannte sich 
Centuria Thälmann, gehörte der Colum¬ 
na „19. Julio“ an und wurde militärisch 
zunächst von Albert Schreiner, dann von 
Hermann Geisen, nach dessen Verwun¬ 
dung von Georg Hornung, und politisch 
von Hubert von Ranke („Moritz Bres- 
ser“) geleitet. Die Centuria war natür¬ 
lich mit über 160 Kämpfern, unter ih¬ 


nen 91 Deutsche, ungleich größer als die 
Thälmann-Gruppe. Als beide sich aber 
bei dem Sturm auf die Anhöhe trafen, 
auf der sich die hart umkämpfte Eremi¬ 
tage de Santa Quiteria nahe Tardienta 
befand, kam es wegen persönlichen Dif¬ 
ferenzen zu keiner Vereinigung. Zudem 


zeigten schon diese Kämpfe die Gren¬ 
zen an, die das Milizsystem gegenüber 
einer regulären Armee hatte. Auch ver¬ 
fügten die meisten der Kämpfer beider 
Einheiten über keinerlei militärische Er¬ 
fahrungen, außerdem wurde der Mangel 
an Waffen in der ersten Zeit durch das 
völlige Fehlen von Kommunikations¬ 
technik noch übertroffen. Friedemann 
gelang es dann, Feldtelefone zu organi¬ 
sieren, später sollte er in der Volksarmee 
eine Schule für Fernmeldetechnik leiten. 
Was aber alle Kämpfer auszeichnete, 
war Entschlossenheit und beispiellose 
Einsatzbereitschaft. 

Hohe Verluste 

Die in der ersten Zeit nach dem Putsch 
lavierende Haltung der Regierung, ihre 
anfängliche Weigerung, Waffen an das 
Volk zu verteilen, die nicht koordinier¬ 
ten Kampfeinsätze der verschiedenen 


Milizen, Abstimmungs- und Kompetenz¬ 
probleme und das Fehlen eines einheitli¬ 
chen Kommandos und unterschiedliche 
Auffassungen der verschiedenen Mi¬ 
lizen, die aus voneinander abweichen¬ 
den politischen Positionen resultierten, 
verhinderten zum Beispiel auch, dass 
die strategisch wichtige Eisenbahnlinie 
Zaragoza-Huesca unterbrochen wurde. 
Die Milizionäre mussten aus der Ferne 
mit ohnmächtigem Zorn wahrnehmen, 
wie die Franquisten mit der Eisenbahn 
Zug um Zug ungehindert ihre Leute an 
die Front bringen konnten. Zaragoza, 
eigentlich eine Hochburg der CNT, war 
durch den Verrat des Ziviligouverneurs 
in die Hände der Putschisten gefallen. 
Max Friedemann erinnerte sich, dass 
manchmal niemand mehr wusste, wer 
auf wen schoss. Die Verluste unter den 
Internationalen waren hoch, die Centu¬ 
ria Thälmann verlor fast die Hälfte ihrer 
Kämpfer durch Tod oder Verwundung. 
Als sie zur Reorganisation nach Bar¬ 
celona zurückgeführt wurde, waren sie 
so wenige, dass Hans Beimler mit dem 
Ausruf „Ihr seid Helden“ jeden einzel¬ 
nen umarmen konnte. 

Die Internationalen 
Brigaden entstehen 

Nachdem am 22. Oktober hohe Kom¬ 
intern-Funktionäre dem sozialistischen 
Ministerpräsidenten Largo Caballero 
die Zustimmung abgerungen hatten, in¬ 
ternationale Freiwilligenverbänden zu 
gründen, organisierten sich in Albace- 
te in der Mancha die Internationalen 
Brigaden. Viele der Überlebenden der 
beiden Einheiten, die den Namen „Thäl¬ 
mann“ trugen, gehörten dann den ersten 
beiden Bataillonen der XI. Internatio¬ 
nalen Brigade an, die ihre Feuertaufe in 
der Schlacht um Madrid erhielt. 

Zu den deutschen Freiwilligen die 
an die Front gingen, gehörten aber auch 
diejenigen, die in den CNT-nahen Mi¬ 
lizen die Grupo Internacional „Erich 
Mühsam“ der Columna Ascaso und die 
Grupo Internacional der Columna Dur- 
ruti gebildet hatten. Zwischen allen den 
Deutschen, die in Spanien nunmehr die 
Chance sahen, dem Faschismus mit der 
Waffe in der Hand entgegenzutreten, 
herrschten aber oft schroffe ideologische 
Gegensätze. Viel wichtiger jedoch ist: 
Mehr als 4 000 Deutsche, Männer und 
Frauen, halfen bei der Verteidigung der 
Spanischen Republik. Sie verkörperten 
das bessere Deutschland gegenüber de¬ 
nen, die im deutschen Namen zwei Jahre 
später Europa mit Krieg und Verderben 
überzogen. 



Max Friedemann: Kämpfe in Barcelona 


Neue alarmierende Nachrichten trafen aus Marok¬ 
ko ein. Die aus den Volksfrontwahlen hervorgegan¬ 
gene Regierung ließ sich trotz Warnungen der Kom¬ 
munistischen Partei von den Generalen mit heuch¬ 
lerischen Loyalitätserklärungen beruhigen. 

Die Kommunistischen Parteien Spaniens und 
Kataloniens, aber auch andere Arbeiterorganisatio¬ 
nen riefen alle Genossen zu erhöhter Wachsamkeit 
auf. Ab 16. Juli 1936 wurden Arbeitergruppen ge¬ 
bildet, die nachts in den Straßen am Hafen und vor 
den Kasernen Barcelonas patrouillierten. Es wa¬ 
ren anstrengende Tage für uns. Die meisten arbei¬ 
teten tagsüber in den Betrieben, abends halfen sie 
im Vorbereitungskomitee für die Volksolympiade, 
und nachts gingen sie Patrouille. 

Am 18. Juli spätabends schickte unser Gruppen¬ 
leiter meine Frau Golda und mich nach Hause. Wir 
hatten seit zwei Nächten nicht mehr geschlafen. 

Todmüde fuhren wir mit dem Vorortzug nach 
Sarria, wo wir wohnten. Am frühen Morgen weckte 
uns ein Genosse mit dem Ruf: „In der Stadt wird 
geschossen!“ Sofort machten wir uns auf den Weg. 
Die Vorortbahn fuhr nicht mehr, also zu Fuß in die 
Stadt. Draußen war es noch ruhig. Wir kamen ohne 
Schwierigkeiten bis zur Diagonale am Rande der 
Innenstadt. Dort trennten sich unsere Wege. 

Meine Frau musste zur Plaza de Espafia und 
zum Stadion, wo zahlreiche ausländische Sportler 
untergebracht waren. Sie war mitverantwortlich für 
deren Betreuung. 

Mein Ziel war das Gebäude der Kommunisti¬ 
schen Partei Kataloniens. (...) In vielen Straßen, 
von den Dächern und Baikonen, von Straßenecken 


und aus Häusereingängen schossen Faschisten auf 
die Arbeiter. Am heißesten wurde an der Plaza de 
Cataluna gekämpft. 

Was war geschehen? Um 4.00 Uhr morgens wa¬ 
ren die Soldaten der Kaserne Pedralbes ausmar¬ 
schiert. Wir erfuhren später von Soldaten, dass ihre 
Offiziere ihnen vorgelogen hatten, sie müssten die 
Teilnehmer der Volksolympiade gegen anarchis¬ 
tische Gruppen, die Unruhen angezettelt hätten, 
schützen. Dasselbe war den Soldaten aus anderen 
Kasernen gesagt worden. Die Faschisten hatten je¬ 
doch die Rechnung ohne das Volk gemacht. Sie hat¬ 
ten nicht mit der Wachsamkeit und der Kampfbe¬ 
reitschaft der Arbeiter gerechnet und nicht erwar¬ 
tet, dass die Guardia de Asalto der Republik die 
Treue halten würde, dass selbst einzelne Gruppen 
der Guardia Civil, die eigentlich als Bürgerkriegs¬ 
truppe gegen die Arbeiterschaft gedrillt war, auf die 
Seite der Republik übertreten könnten. 

Mutig traten die Arbeiter den Soldaten entge¬ 
gen. Sie sperrten die Straßen und forderten die Sol¬ 
daten auf, nicht auf ihre Klassenbrüder zu schie¬ 
ßen, sondern die Gewehre umzudrehen. Die einen 
schlossen sich daraufhin den Arbeitern an, die an¬ 
deren gingen in ihre Dörfer zurück. 

Nur eine Artillerieabteilung marschierte ins 
Stadtzentrum, besetzte die Gebäude an der Pla¬ 
za de Cataluna, das Telefon- und Telegrafenamt, 
die Banco Alemana Transatlantica und das Hotel 
„Colon“, Doch die Gebäude wurden Stockwerk 
für Stockwerk zurückerobert. Dächer und Bal¬ 
kons wurden von faschistischen Heckenschützen 
gesäubert. 


Inzwischen erreichte ich den Sitz des Zentral¬ 
komitees. „Gebt mir ein Gewehr!“ sagte ich zu 
einem Genossen. 

„Wir haben keine Gewehre, du musst dir eins 
erbeuten“, antwortete er. 

„Zeigt mir, wie man mit einem Gewehr um¬ 
geht.“ Einer erklärte es mir. Ganze anderthalb Mi¬ 
nuten dauerte diese erste militärische Instruktion. 

„Wohin soll ich nun gehen?“ fragte ich. Man 
sagte mir, dass der Sturm auf die Capitania, die 
Garnisonskommandantur von Barcelona, bevor¬ 
stehe. 

(...) Ich eilte dorthin. In weitem Halbkreis um 
das Gebäude standen Arbeiter mit den roten Arm¬ 
binden der sozialistischen und kommunistischen 
Parteien und andere mit schwarzroten Halstü¬ 
chern der Anarchisten und ihrer Gewerkschaften. 

Nur wenige von ihnen waren bewaffnet. (...) 
Das Gebäude der Kommandantur war verbarrika¬ 
diert, und in den Fenstern, geschützt durch Sand¬ 
säcke, sah man Gewehre und Maschinengewehre 
im Anschlag. Unser Feuer blieb wirkungslos, bis 
uns eine Gruppe der Guardia de Asalto zu Hilfe 
kam. Sie zog ein kleinkalibriges Geschütz heran, 
richtete es aus etwa 300 Meter Entfernung direkt 
auf das Tor und gab einige Schüsse ab. Durch die 
Bresche stürmten wir in die Capitania. (...) Wir 
drangen in die Waffenkammer vor und beschlag¬ 
nahmten den ganzen Bestand an Waffen und Mu¬ 
nition. (...)Das war der erste Tag, und schon an 
diesem Tag konnten fast überall die Faschisten 
vertrieben werden, ausgenommen die gut gesi¬ 
cherte Atarazanakaserne am Hafen. 


Nachts wurden Barrikaden gebaut. Im Mor¬ 
gengrauen arbeiteten wir uns Meter um Meter 
vor, und mittags nahmen wir die Kaserne von zwei 
Seiten unter Feuer. Dann stürmten wir. Endlich 
gab die Besatzung den Widerstand auf. Die Offi¬ 
ziere wurden gefangengenommen. Damit war, von 
einigen Schützen auf den Dächern abgesehen, der 
Putsch in Barcelona niedergeschlagen. Die Volks¬ 
front hatte den Sieg davongetragen. 

An all diesen Kämpfen nahmen bereits inter¬ 
nationale Kämpfer teil, Emigranten oder Teil¬ 
nehmer an der Volksolympiade, darunter der 
Genosse Franz Löwenstein und Genosse Wer¬ 
ner Hermelin, der in einem der Außenbezirke 
seinen Mann stand, um die putschenden Faschis¬ 
ten zurückzuhalten. Am 22. Juli wurde das von 
der Regierung beschlossene „Milizgesetz über die 
Bildung von Truppenformationen zur Befreiung 
der von den Faschisten besetzten Gebiete“ ver¬ 
öffentlicht. 

Die deutschen Antifaschisten, die an den Stra¬ 
ßenkämpfen teilgenommen hatten, schlossen sich 
zu einer Kampfeinheit im Rahmen der Miliz zu¬ 
sammen und gaben sich mit Zustimmung des Zen¬ 
tralkomitees der am 26. Juli gegründeten Sozialis¬ 
tischen Einheitspartei Kataloniens den Ehrenna¬ 
men Gruppe „Thälmann“. 

(...) Von den Sportlern, die zur Volksolympia¬ 
de gekommen waren, blieben Gert Wohlrath, Käte 
Hempel und die polnischen Genossen Emanuel 
Mink und Krassiolick bei uns. 

Aus: Brigada Internacional, Bd. 1, Berlin 1974 
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„Das Herz des Narren blutet im Spiel" 

Zum Tod des Schriftstellers Benito Wogatzki (1932-2016) 


E iner der erfolgreichsten deutschen 
Autoren des 20. Jahrhunderts ist 
im Alter von 83 Jahren am 25. Juli 
in Südfrankreich gestorben: Benito Wo¬ 
gatzki. Der deutsche Autor war ein Au¬ 
tor der DDR, der in beiden deutschen 
Staaten gelesen wurde und der nach 
1989 erfolgreich blieb, Drehbücher zu 
Serien schrieb und Romane, ohne dass 
er seine aus der DDR stammende The¬ 
matik dabei aufgegeben hätte. 

Nur bot sie sich nun völlig anders 
dar; Verluste waren zu vermelden. Wo¬ 
gatzki wurde, wie die meisten Autoren 
der DDR, durch das Schweigen der 
heutigen Literaturkritik und Literatur¬ 
wissenschaft verdrängt, hatte er doch 
aus seinem Bekenntnis zum Sozialis¬ 
mus kein Hehl gemacht. In Südfrank¬ 
reich, wo er die letzten fünfzehn Jahre, 
mit Unterbrechungen in Siethen (Orts¬ 
teil von Ludwigsfelde) in den Sommer¬ 
monaten, gelebt hatte, ist er gestorben; 
erfüllte er sich eine alte Sehnsucht oder 
entfloh er seiner Wirklichkeit? Es mu¬ 
tet wie ein Weg ins Exil an. 

Benito Wogatzki wurde 1932 gebo¬ 
ren, sein jüdischer Vater musste vor den 
Nazis fliehen. Nach einer Weberlehre 
besuchte er die Arbeiter-und-Bauern- 
Fakultät (ABF) in Potsdam, studierte 
Publizistik in Leipzig und war acht Jah¬ 
re bei der Studentenzeitschrift „Forum“ 
Redakteur. In den sechziger Jahren 
wurde er mit Fernsehspielen berühmt: 
mit dem Zyklus „Die Geduld der Küh¬ 
nen“, „Zeit ist Glück“, „Die Zeichen der 
Ersten“, „Meine besten Freunde“ u.a. 
In publizistischen Dokumenten und In¬ 
terviews gab Wogatzki ausführlich über 
sein Schaffen Auskunft. 

Als Benito Wogatzki nach mehre¬ 
ren Erzählungen und dem Band „Der 
Preis des Mädchens“ (1971) seinen 
ersten Roman „Romanze mit Ame¬ 
lie“ (1977) veröffentlichte, war er be¬ 
reits ein bekannter Autor der DDR. 
Seinen Ruf hatte er durch das Fernse¬ 
hen bekommen. Seine Fernsehspiele 
waren nicht nur erfolgreich, sondern 
sie lösten Publikumsdiskussionen wie 
bei keinem anderen Autor aus, an der 
Arbeiter und Wissenschaftler, Werkdi¬ 
rektoren und Minister, Skeptiker und 
Optimisten gleichermaßen teilnahmen. 

Diese Diskussionen sind in Um¬ 
fang und Inhalt bis heute beispiellos. 
Als 1974 der erste biografische Ab¬ 
riss über ihn erschien, geschrieben von 
dem Theaterwissenschaftler Gottfried 
Fischborn, war von Prosa keine Rede, 
aber auch noch nicht von der legen¬ 
dären Heiterkeit, die Wogatzkis Ro¬ 
mane kennzeichnete. Vielmehr wurde 
ihm bescheinigt „eine starke, schein¬ 
bar auch dokumentarische Authentizi¬ 
tät - erreicht in vorher kaum erfassten 
Sujets“ und ein „entschiedener mora¬ 
lischer Rigorismus“, bezogen auf Fern¬ 
sehspiele, im Fernsehen hatte Wogatzki 
sein Medium gefunden. 

Dann kam „Romanze mit Amelie“, 
wobei der Titel mit dem manierier¬ 
ten Namen und der parodieverdäch¬ 
tigen Gattung bereits wie ein Fremd¬ 
körper, fast eine Provokation erschien; 
der Roman zeigte einen anderen Wo¬ 
gatzki und schockierte das Publikum. 
Beschrieben wurde die Liebe zwi¬ 
schen einem Schäfer und der Tochter 
des Gutsherrn Amelie von Kamecke, 
„Sonnchen“ genannt. Das deutete auf 
Trivialität und Kitsch. Umso härter 
wirkten neben der wohltuenden Hei¬ 
terkeit des Romans sein schwarzer 
Humor, die Schocks und der erregen¬ 
de Ernst, denn der Liebe zwischen dem 
Flüchtlingsjungen und Schäfer Jürgen 
Siebusch und der adligen Amelie ist die 
Zeit am Ende des Zweiten Weltkrieges 
1944/45 nicht günstig, brechen doch po¬ 
litische, soziale und intellektuelle Ge¬ 
gensätze unversöhnlich auf, auch zwi¬ 
schen den Liebenden. Nur in einer ab¬ 
geschiedenen Pächterhütte, außerhalb 
der „Schussweiten unserer Feinde“, 
lebte die Liebe, aber ohne Dauer und 
durch Amelies Tod jäh beendet. 

Aber der zurückbleibende Jürgen 
Siebusch - er wäre „gerne daran zu¬ 
grunde gegangen“ - wurde von der sich 
neu formierenden Gesellschaft nicht 
allein gelassen: Man ließ ihn nicht „zu¬ 


grunde“ gehen. Aus dem großartigen 
Roman, in seiner episodischen Reihung 
den erfahrenen Dramatiker verratend, 
wurde 1981 ein erfolgreicher Film (Re¬ 
gie: Ulrich Thein). 

1982 setzte Wogatzki das Modell 
des ersten Romans in „Das Narren¬ 
fell“ fort. Dem dreimaligen Versagen 
des Betriebsschlossers Ulli Wuttke sind 
drei Briefe gewidmet, um die sich die 
Handlung ansiedelte, locker und leicht, 
von einem heiter wirkenden Erzähler 
lose gefügt. Da soll ein Fußballspiel 
so ausgehen, dass beide Mannschaf¬ 
ten Gewinn davon haben: Die stärkere 
Mannschaft der Bauern soll verlieren 
und dafür von den Arbeitern Kohle für 


den Winter bekommen, die schwäche¬ 
re Mannschaft der Arbeiter soll gewin¬ 
nen, damit sie nicht aufgelöst wird und 
weiterhin ihre zusätzliche Fleischkarte 
beziehen kann. Aber drei Großbauern¬ 
söhne in der Dorfmannschaft verhin¬ 
dern den Plan. Wuttke bekommt eine 
strenge Rüge, gegen die er sich im ers¬ 
ten Brief zur Wehr setzt. Beschrieben 
werden Fehler und misslungene Vor¬ 
haben von einst, über die man lachen 
konnte. 

Über die Probleme und Schwierig¬ 
keiten der Grundlegung eines sozialis¬ 
tischen Staates ist viel zu erfahren, fern 
der zahllosen Legenden, die sich gebil¬ 
det haben. Wogatzki fand seine Stoffe 
vor Ort, in Leuna, Schwedt und Freital. 
Zu lesen sind die Gründe, warum die 
Menschen so zu handeln versuchten 
und womit sie die mangelnden Erfah¬ 
rungen - es gab in der bisherigen Ge¬ 
schichte keine - zu ersetzen versuch¬ 
te. Der Schelm - der Narr - steigt bei 
Wogatzki zur Höchstform auf; in „Nar¬ 
renfell“ ist ein Volksbuch entstanden: 
Wuttke trägt ebenso Züge des Till Eu¬ 
lenspiegel wie des Sancho Pansa aus 
Don Quichote. Das Lachen der Leser 
enthält das Wissen, wie sonderbar die 
Wendungen des Lebens sein können, 
wie anders oft als sie geplant wurden. 
In Lesungen wurde Wogatzki häufig 
die Frage gestellt: „Wie kommt es, dass 
wir so darüber lachen, wo’s doch um 
ziemlich harte Brocken geht?“ Seine 
Antwort entnahm er einem Brief ei¬ 
nes Lehrers: „Der Schalk, so viel ihm 
auch misslingen mag, zeigt ja nur auf 
seine Weise, wie brisant die Aufgaben 
waren, die bewältigt werden mussten.“ 

Zu diesen beiden Romanen kam 
schließlich ein dritter, fast eine Trilogie 


bildend. Zum Schäfer und dem Schlos¬ 
ser trat der Zimmermann im Roman 
„Schwalbenjagd“ (1985), der Neues in 
Wogatzkis Schaffen bietet: Alte Le¬ 
benspläne werden über den Haufen 
geworfen, Wetten und Feiern verlie¬ 
ren ihren bestimmenden Sinn. Dafür 
sucht man gemeinsam nach Vorhaben 
und Zielen, für die es sich zu streiten 
lohnt. Am Ende des Romans steht man 
am Anfang einer solchen Entwicklung. 
Auch hemmende Unterschiede ver¬ 
lieren ihre Bedeutung: Was der Zim¬ 
mermann nur als Abenteuer mit einer 
schönen Frau plant, die sich als Wissen¬ 
schaftlerin herausstellt, wird zur Liebe. 
Aber die Folge ist, dass dieser Zimmer¬ 


mann aufhört ein Schelm zu sein, als 
er sich für andere verantwortlich weiß. 

Der Schelm war Wogatzkis be¬ 
vorzugte literarische Gestalt, das Sa¬ 
tyrspiel zur Tragödie kam, wie in der 
Antike, in seinen letzten Jahren hinzu. 
Er überraschte die Literaturkritik mit 
den Romanen „Flieh mit dem Löwen“ 
(2007) und „Fleur“ (2009); mühsam 
nach Kriterien suchend ordnete sie 
die Romane schließlich mit schlech¬ 
tem Gewissen Thrillern zu, ahnend, 
dass es etwas anderes war. Die Kriti¬ 
kerin Christel Berger sagte es dage¬ 
gen deutlich: „Es ist ein Meisterstück, 
diesen Abgesang in die angemessene 
Form gesteckt zu haben. Den scheinbar 
harmlosen Thriller.“ 

Schelme hatte Wogatzki in seinen 
Romanen auftreten lassen, wenn es 
galt, Missglücktes und Fehlerhaftes in 
einer Gesellschaft zu finden, die an¬ 
deres wollte. Nun, in den späten Ro¬ 
manen, ging es um eine Gesellschaft, 
in der keine Fehler und Missglücktes 
mehr einzeln zu erfassen sind, sondern 
in der verbrecherisches Treiben zum 
Gesellschaftsmodell geworden ist und 
Macher von einst als Wendehälse sich 
integriert haben. Wo Wogatzki früher 
Heiterkeit verbreitete, fand sich nun 
Sarkasmus. Aus dem Schelm von einst 
wurde der satirische, auch zynische 
Dokumentarist, aus der Heiterkeit die 
Groteske: „Das Herz des Narren blutet 
im Spiel“, heißt es in „Fleur“, Wogatzkis 
Abgesang. 

Wollte man die beiden letzten Ro¬ 
mane auf eine kurze Inhaltsangabe 
bringen, so ließe sich über den einen sa¬ 
gen, dass Verbrechen nur noch mit Ver¬ 
brechen zu bekämpfen sind, und über 
den anderen, dass dem Wahnsinn nur 


mit Wahnsinn begegnet werden kann. 
Verbrechen und Wahnsinn sind die 
Normalität. Manche Kritiker versuch¬ 
ten, die späten Romane auf die DDR 
zurückzuführen: Das stimmt insofern, 
als Wogatzkis Ideale ihre Bedeutung 
verloren. An ihre Stelle trat eine Ge¬ 
sellschaft der Vorvergangenheit, die 
Wogatzki für überwunden hielt. Dort 
war die DDR mit ihrem Untergang 
angekommen. Wogatzki erkannte und 
beschrieb sie als die heutige deutsche 
Gesellschaft, in „Fleur“ bis in die Eu¬ 
ropäische Union sich ausdehnend. Sich 
selbst zog er aus diesem Umfeld zu¬ 
rück, Südfrankreich war schon immer 
ein Ort des Exils. 


So hat der Leser schließlich ein 
großartiges Werk vor sich, das zu einem 
Abschluss gebracht wurde: Zuerst galt 
Wogatzkis Interesse in seiner Fernseh¬ 
dramatik der ökonomischen und tech¬ 
nischen Entwicklung, in deren Zusam¬ 
menhang er an die Entwicklung eines 
neuen Menschen glaubte - sein Meis¬ 
ter Werner Falk, „der gute Geist aller 
Wogatzki-Stücke“ (Fischborn) und von 
Wolf Kaiser kongenial gespielt, wurde 
zum legendären Beispiel. Als diese 
Entwicklung ins Stocken geriet und 
schließlich nicht aufging, wie Wogatzki 
einzusehen lernte, demonstrierte er in 
seinen Romanen auf heitere Weise die 
historischen Grundlagen der Entwick¬ 
lung, die er verfocht: „Schwalbenjagd“ 
steht am Ende und schafft in dem Paar 
Kolke, dem Arbeiter, und Anne, der 
Historikerin, die dazu passende Kon¬ 
stellation, aus einem alten Haus, das 
instandgesetzt und am Ende eröffnet 
wird, das Beispiel und in den Worten 
Kolkes „Die Geschichte passt auf und 
lässt nichts durchgehen“ die Maxime. 

Wir wissen, dass die Geschichte wie¬ 
der vor ihrem Beginn ankam, auch weil 
zu viele sich nicht daran beteiligten. 
Und nun folgte Wogatzkis Griff zum 
Thriller: In Babelin - geschichtsumfas¬ 
send von Babylon bis Berlin - bringen 
sich die Verbrecher gegenseitig um und 
zu trennen zwischen Gut und Böse ist 
nichts mehr, „Sarkasmus in Naturform“, 
wie es im Roman heißt. Es ist Wogatz¬ 
kis Absage an seine früheren Hoffnun¬ 
gen; Enttäuschungen und Hoffnungs¬ 
losigkeit haben gesiegt. Man muss dem 
nicht folgen, aber es ist die erschüttern¬ 
de Bilanz eines großen Anspruchs, den 
Wogatzki einst gestellt hatte. 

Rüdiger Bernhardt 


Kultursplitter 


Zum „Ensemble der gesellschaftlichen 
Verhältnisse“, also den Kategorien, aus 
denen sich die Weltaneignung der Men¬ 
schen beschreiben lässt, gehört neben 
Natur, Zivilisation, Technik und Arbeit 
die kulturelle Ausformung einer Gesell¬ 
schaft. Wenn das Wort „Kulturpolitik“ 
fällt, gibt es bei leider bei viel zu vielen 
ein gelindes Gähnen, ähnlich wie bei 
„Raumordnungspolitik“ oder „Investiti¬ 
onszuweisung“. Dabei wird über das, was 
Bund und Länder über die Höhe und In¬ 
strumente der Geldmittel steuern, nicht 
wenig an politisch-ideologischer Herr¬ 
schaftsausübung geleistet. Kultur, also 
die Frage „Wie leben wir“, ist nach der 
Frage „Wie arbeiten wir“ (der wichtigs¬ 
ten überhaupt), ein Feld der Klassen¬ 
kämpfe, dem größte Aufmerksamkeit 
zukommen sollte. 

Vom Geld reden 

Im Entwurf für den Bundeshalt 2017 sind 
für den Etat der Kulturstaatsministerin 
1,35 Mrd. Euro an Ausgaben geplant, ge¬ 
genüber dem laufenden Jahr eine Steige¬ 
rung von knapp 74 Mio. Ein Fünftel dieser 
Erhöhung geht alleine für das idiotische 
Prestigeobjekt des „Humboldt-Forum 
Berlin“ drauf, damit dort überhaupt mal 
Strukturen für Organisation und Verwal¬ 
tung geschaffen werden können. 

Übrigens: Im Gesamthaushalt des 
Bundes für 2017 macht dieser Kultur¬ 
etat gerade mal 0,4 Prozent aus, schon 
ein deutliches Zeichen dafür, dass es die 
klammen Bundesländer und die Kom¬ 
munen richten und natürlich die Pri¬ 
vatwirtschaft, Crowdfunding, Mäzena¬ 
tentum und Sponsoring manche Löcher 
stopfen sollen. Der geringe Etat zeigt 
sowohl Missachtung wie auch die Si¬ 
cherheit, dass Klassenkämpfe von unten 
nicht oder nur kaum stattfinden, dafür 
werden genügend Nischen und ungefähr¬ 
liche Spielplätze angeboten, man muss 
auf diesem Feld nicht aufrüsten. 

Die Reputation 

Die Anerkennung, gespeist aus leidli¬ 
chem Respekt und versteckter Furcht, ist 
die Lebensnahrung, die den Helden des 
Romans „Die Reputation“ speist. Juan 
Gabriel Väsquez, 1973 in Bogota gebo¬ 
ren, erzählt die Geschichte eines politi¬ 
schen Karikaturisten bei der wichtigsten 
Tageszeitung Kolumbiens, der nun auch 
noch von der Regierung für seine Arbeit 
gewürdigt wird. Ein Ereignis aus früheren 
Jahren kommt nach der Ehrung durch die 
Hartnäckigkeit einer jungen Frau wieder 
nach vorne, längst verdrängt und gerne 
vergessen. Ein Abgeordneter, Hinter¬ 
bänkler seiner Partei, fühlte sich durch 
Karikaturen des Javier Mallarino belei¬ 
digt und in seiner Ehre verletzt. Er be¬ 
sucht den Zeichner zu Hause, wo gerade 
ein Fest stattfindet, verlässt dann hastig 
und verstört das Haus. Kurze Zeit später 
findet man die kleine Tochter des Haus¬ 
herren und ihre Spielfreundin im Schlaf¬ 
zimmer vor, die Szenerie ist unklar, mehr¬ 
deutig. Mallarino, wütend und verwirrt, 
gibt eine Zeichnung in die Redaktion, 
die den Abgeordneten zumindest in den 
Verdacht bringt, Interesse an sehr jungen 
Mädchen zu haben. Ein Gerücht, aber im 
doppelten Sinne tödlich, der der dumme 
Mann verliert nicht nur Stellung und An¬ 
sehen, er bringt sich um und verstärkt da¬ 
mit noch die Meinung derer, die das Ge¬ 
rücht gerne für wahr genommen haben. 

Nachdem im Fortgang der Ereignisse 
klar ist, dass nichts ein solches Gerücht 
rechtfertigte, ist die Reputation des gera¬ 
de Geehrten dahin. Er zieht die Konse¬ 
quenz, verbrennt alle Zeichnungen, wirft 
sein Material auf den Müll und gibt die 
Ehrung zurück. 

Juan Gabriel Väsquez: Die Reputation. 
Schöffling & Co, 192 S., 19,95 Euro 

Schlussakkord 

Endlich rafft sich die Bundesregierung 
mit reichlicher Verspätung dazu auf, den 
hunderttausendfachen Mord an den un¬ 
terdrückten Völkern im Süden Afrikas 
Völkermord zu nennen, natürlich ohne 
dabei Forderungen nach Entschädigung 
zu akzeptieren. Zwei Buchtipps, die den 
deutschen Imperialismus in einer ersten 
„Blüte“ beschrieben haben: 

Uwe Timm, Morenga, weiterhin als dtv- 
Taschenbuch lieferbar 
Gerhard Seyfried, Herero, leider nur noch 
gebraucht zu kaufen Herbert Becker 



Benito Wogatzki auf dem Sonderparteitag der SED/PDS im Dezember 1989 
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Dieser überreiche Dichter streute in alles, was er schuf, Keime von Ge¬ 
danken und Spürungen, dazu bestimmt, ihr ganzes Leben erst später zu 
entfalten. Er war überzeugt, dass jedes lebendige Werk aus eigener Kraft 
wächst und weiterarbeitet, dass es sich ändert mit jedem Hörer und Leser, 
den es erreicht. Seine Dichtungen sind aufgebaut auf dieser Vorausset¬ 
zung, so dass erst die Zukunft die ganze Breite und Fülle seines Werkes 
schaubar machen wird. 

Brecht selber hielt alles, was er geschaffen hatte, für ein Vorläufiges, im 
Entstehen Begriffenes. Bücher, die er längst hatte drucken lassen, Stücke, 
die er unzählige Male aufgeführt hatte, waren ihm noch keineswegs fer¬ 
tig, und gerade jene Werke, die ihm die liebsten waren, „Die heilige Jo¬ 
hanna der Schlachthöfe“,„Der gute Mensch von Sezuan“,„Der Kaukasi¬ 
sche Kreidekreis“ betrachtete er als Fragmente. Ihm lag, wie so manchem 
großen Deutschen, die Vollendung des Werkes weniger am Herzen als 
die Arbeit am Werk. Er hörte denn auch begierig auf Vorschläge und Ein¬ 
wände und ging, wann immer Zweifel und Ratschlag ihm einleuchteten, 
sogleich daran, das Geschaffene zum tausendundersten Male zu überar¬ 
beiten, selbst wenn das bedeutete, dass er's von den Fundamenten her 
neu bauen musste. Durch diese Arbeitsweise hat es Brecht erreicht, dass 
seine Dichtungen so durch und durch dynamisch wirken. Sie zwingen den 
Empfänger, selber weiterzuarbeiten, sie reizen ihn, mit Brecht zu streiten, 
ihn anzuzweifeln, ihm zuzustimmen. Brecht, obwohl er seine Stücke„Lehr- 
stücke“ nannte,fühlte sich keineswegs als Praeceptor Germaniae. Er war 
sich bewusst, nichts zu wissen, und bereit und bestrebt, von andern zu 
lernen. Er wollte anregen, er wollte sich mit den andern auseinanderset¬ 
zen und ihnen denken helfen. Diese sokratische Eigenschaft durchtränkt 
Brechts gesamtes Werk. Es lässt den Leser nicht los, es beschäftigt ihn und 
zieht ihn immervon neuem an. 

Lion Feuchtwanger In „Sinn und Form“, Sonderheft Bertolt Brecht, 1957 


Bert Brecht 

Vor 60 Jahren starb Bert 


Zu jedem Brecht-Jubiläum gehört, dass am Bild des Dra¬ 
matikers, Dichters, Schriftstellers und Theatertheoretikers 
in den Feuilletons der Mainstreampresse gekratzt wird. 

Die dieses Geschäft betreiben hießen in der Vergangenheit 
Reich-Ranitzki, Füegi, Corino, Seidl, aktuell hat Uwe Kolbe 
mit seinem Buch „Brecht. Rollenmodell eines Dichters“ den 
Part des Dreckschmeißers übernommen, (s. UZ vom 1. Juli) 
Dazu schrieb Andre Müller sen. vor 10 Jahren: „Die Metho¬ 
den, Brecht zu erledigen, sind immer die gleichen und ha¬ 
ben sich, seit ich vor 44 Jahren in „Kreuzzug gegen Brecht“ 
über die erste Anti-Brecht-Kampagne in der Bundesrepu¬ 
blik schrieb, überhaupt nicht geändert: man verdreht, man 


fälscht, man zitiert falsch, man reißt aus dem Zusammen¬ 
hang, man stellt unbewiesene Behauptungen auf, man reimt 
zusammen, und da im Kampf gegen Brecht und den Kom¬ 
munismus, die Lüge offenbar eine Tugend ist, lügt man eben, 
wenn es nicht anders geht.“ (UZ vom 28. 7.2006) 

Dass es nicht nötig ist, Brecht im Gegenzug auf einen Sockel 
zu stellen, war auf dem Pressefest in Dortmund zu erleben: 
In ihren Beiträgen stellten Künstler Brecht als einen Heuti¬ 
gen vor, einen, der hilft, Fragen zu beantworten, die sich heu¬ 
te stellen. Bert Brecht ist ein Zeitgenosse. 

Drei Sichten auf Person und Werk Bert Brechts stellen wir 
auf diesen Seiten vor: 


Brecht, der Ausländer, 
die DDR und die Natur 

Von Gina Pietsch 


Es ist immer gut, Dinge, an die man sich 
gewöhnt hat, noch einmal abzufragen 
auf ihre Gültigkeit. 

Für mich, die ich in der DDR auf¬ 
gewachsen bin, war Brecht immer Zeit¬ 
genosse. Kennengelernt hab ich ihn in 
der Grundschule, als erstes das Gedicht 
„Die Vögel warten im Winter vor dem 
Fenster“ mit der wunderschönen Zei¬ 
le „Sperling komm nach vorn, Sperling, 
hier ist dein Korn. Und besten Dank 
für die Arbeit“. Das „Einheitsfrontlied“, 
„Solidaritätslied“, „Bitten der Kinder“, 
„Aufbaulied der FDJ“ und die „Kin¬ 
derhymne“ waren für uns Schullehrstoff. 

Meine eigene Beschäftigung mit 
Brecht wurde durch meine Deutsch¬ 
lehrerin im Gymnasium angeregt und 
führte zum solistischen Singen wäh¬ 
rend meines ersten Studiums in Leip¬ 
zig innerhalb der dortigen Studenten¬ 
bühne, die eifrig Brecht pflegte. 

Zu dieser Zeit waren es vornehm¬ 
lich die deutlich politisch orientierten 
Songs aus 

Brechts Stücken „Die Mutter“, „Die 
Rundköpfe und die Spitzköpfe“ und 
„Schweyk im Zweiten Weltkrieg“, also 
auch mehr Hanns-Eisler-Kompositio- 
nen als Kurt Weill. 

Brecht ist für mich der Dichter ge¬ 
blieben und hat meine gesamte Büh¬ 
nenarbeit geprägt, seit meinem ersten 
Brecht-Abend 1982. Plätze, Brecht zu 
zeigen, gibt es immer noch, jedenfalls, 
wenn man nicht reich werden will. Er 
ist ja aktueller denn je und von der Zeit 
eingeholt worden, sicher zu seinem und 
gewiss meinem Leidwesen. Daraus er¬ 
wachsen sind die Bedürfnisse nach 
künstlerischer Bestätigung von Unzu¬ 
friedenheit mit Lebensverhältnissen, 
sprich, der größer werdenden Schere 
zwischen Arm und Reich. 

Die damit verbundene Zunahme 
von Neofaschismus ist deutlich spürbar. 

Gerade Brecht wird da wieder ge¬ 
braucht, denn seine Faschismusreflexi¬ 
onen gehören sicher zu den prägnan¬ 
testen, die die deutsche Literatur her¬ 
vorgebracht hat. 

Und um nicht stehen zu bleiben 
bei der Historie, ist für uns und unser 
Publikum alles interessant, was sich 
mit heutiger Sprache und Gedanken¬ 
welt anschließt an die Fragen der Zeit. 
Und es gibt keine Frage der Zeit, die 
der Klassiker Brecht nicht in überra¬ 
gender, oft prophetischerWeise behan¬ 
delt hat. Deshalb fiel es mir nie schwer, 
meine mittlerweile 19 Brecht-Abende 
mit diesem „gesellschaftlichen Ge¬ 
brauchswert“ auszustatten. Hervorhe¬ 
ben möchte ich aus Aktualitätsgründen 
drei Themen, die ich mit Brecht bear¬ 
beite und zusammen mit der Pianistin 
Christine Reumschüssel spiele. 

Da am 14. August sein 60. Todestag 
ist und er die letzten neun Lebensjahre 
in der DDR arbeitete, ist mein neues¬ 
ter Abend dem Thema „Brecht und die 
DDR“ gewidmet. Ich nenne ihn „Um 
uns selber müssen wir uns selber küm¬ 
mern“ - Brechtsche Binsenweisheit aus 
seinem kleinen „Aufbaulied der FDJ“ 


von 1948 und 
doch Stein des 
Anstoßes und 
Beginn dessen, 
was Brecht sei¬ 
ne „Mühen der 
Ebenen“ nann¬ 
te. Während die¬ 
ser schreibt er, 
lehrt, inszeniert, 
organisiert, 
mischt sich ein 
in Politik, sel¬ 
ten zur Freude 
der Herrschen¬ 
den, macht Vor¬ 
schläge, die hin 
und wieder an¬ 
genommen wer¬ 
den, schafft ein 
neues Theater, 
das eine neue 
Gesellschaft 
befördern hel¬ 
fen soll und das 
Weltgeltung er¬ 
zielt. 

All das ist 
sehr bekannt. 
Weniger hinge¬ 
gen der Brecht, 
den wir als ei¬ 



nen unserer 
Abende „Zum 
Beispiel das 
Gras“ nennen, 
oder im Un¬ 
tertitel „Der grüne Brecht“. Warum 
dieses Thema? Vom Ozonloch noch 
nichts wissend, wusste er schon von 
der Pflanze, Tier und Mensch fressen¬ 
den Wirkung der Städte und eben auch, 
dass das Nicht-“Gespräch über Bäu¬ 
me“ zum Verbrechen werden kann. 
Über vierzig Jahre Schaffen zieht sich 
Brechts Beschäftigung mit der Natur in 
seinen Versen hin. Der Baum spielt da¬ 
bei eine besondere Rolle, wird immer 
wieder aufgenommen, einschneidend 
die Kämpfe zeigend, die zwischen Na¬ 
tur und Industrie ausgefochten werden. 
Brecht und Natur, ein Thema, das fast 
immer unterschätzt wird. Das Klischee 
des „roten Didaktikers“ scheint eine 
freundliche, dialektische, sprich grüne 
Sicht auf Natur auszuschließen. Die 
berühmte Ungeduld beim Betrachten 
der Natur wird als gegeben genommen 
und nicht als von Trauer getragener Kri¬ 
tik an der „Zeit, die auf Erden ihm ge¬ 
geben ward“. Dass er die Gesellschaft 
nicht außen vorgelassen hat, wenn es 
um Naturbetrachtung geht, zeigt eine 
Haltung, ohne die heute keine grüne 
Politik zu machen ist. 


Gina Pietsch stellte auf dem UZ-Pressefest ihr Programm „Um uns selber 
müssen wir uns selber kümmern“ vor. 


Greife ich als drittes noch einen 
meiner Abende heraus: „Verjagt aus 
meinem Land oder Brecht: Ich bin ein 
Ausländer“. Hier ist er in besonders 
prophetischerWeise „Zeitgenosse“und 
hier hat er natürlich besonders viel Au¬ 
thentisches zu sagen. Wir alle wissen: 
Da er für die Emanzipation der Unte¬ 
ren schrieb, den Krieg hasste und mit 
einer Jüdin verheiratet war, trieben ihn 
die Nazis durch sieben Länder. Vier¬ 
zehn Jahre war er Ausländer und fühl¬ 
te sich auch so. Anfangs, dicht an der 
deutschen Grenze, unterm „dänischen 
Strohdach“, rechnend mit einem schnel¬ 
len Ende des Spuks, dann mit immer 
größeren Entfernungen zum Land sei¬ 
ner Sprache, zunehmend unglücklicher 
werdend, wird er im 13. Jahr des Exils 
die begehrte „Stadt der Engel“, L.A., 
als „Hölle der Enttäuschten“ empfin¬ 
den, wo der Verkauf aller Werte an ers¬ 
ter Stelle steht. 

Was jeder ins Exil Getriebene heute 
empfindet, in Brechts Texten steht es 
zu lesen. 

Und mit einer immensen Zahl unse¬ 
rer Fragen heute ist es genau so. 


Brecht war sich stets darüber im klaren,dass der Kommunismus kein utopisches Ideal ist,sond 
verwirklicht. So war sein Kommunismus nicht schwärmerisch wie eine Jugendliebe, sondern < 
Angesichts der Zweifel und Unsicherheiten, die Kommunisten nach der Niederlage von 1990 
Brechts eine hohe Bedeutungfür die Bewusstseinsbildung zu. Dass er,der von seiner Neigur 
Unverzichtbarkeit der organisatorischen Bindung, die prägende Rolle der Partei für den einz 
durchaus als Leitbild aufgefasst werden, an dem wir uns orientieren können. 

Hans Heinz Holz in UZ vom 6.10.2006 









m unsere zeit 


Kultur 


Freitag, 5. August 2016 13 


- Zeitgenosse 

Brecht. Sein Werk lebt und wirkt 

Wessen Welt ist die Welt? 

Von Andreas Lochmann 


Dass Brecht vor der Jugend versteckt 
würde, lässt sich nicht behaupten. 
Brecht und seine Werke sind fester 
Bestandteil der Lehrpläne. Nun ist es 
altbekannt, dass es kaum eine sichere¬ 
re Methode gibt, Jugendlichen das In¬ 
teresse an einer Sache auszutreiben, als 
diese zum Unterrichtsstoff zu erheben. 
Denn in der Schule geht es um Noten, 
der Stoff, mit dessen Behandlung sie 
erworben werden, ist austauschbar. 
Und so steht Brecht dann irgendwo 
zwischen Zeichensetzung, Max Frisch 
und Bewerbungstraining - einer un¬ 
ter vielen. Was nicht heißt, dass ein 
engagierter Lehrer dieses Einerlei 
nicht aufbrechen und seine Schüler 
für Brecht begeistern könnte. Denn 
vor allem Brecht selbst ist ein ausge¬ 
zeichneter Lehrer. Mit seinen Fragen 
eines lesenden Arbeiters hat so man¬ 
cher angefangen, sich überhaupt erst 
Fragen zu stellen. Und diese Fragen 
sind immer noch aktuell und werden 
es bleiben, solange der Kapitalismus 
bleibt. Wie Brechts Kommentar zum 
Umgang mit Geflüchteten und Flucht¬ 
gründen aus den „Flüchtlingsgesprä¬ 
chen“: „Der Paß ist der edelste Teil von 
einem Menschen. Er kommt auch nicht 
auf so einfache Weise zustand wie ein 
Mensch. Ein Mensch kann überall zu¬ 
standkommen, auf die leichtsinnigste 
Art und ohne gescheiten Grund, aber 
ein Paß niemals. Dafür wird er auch 
anerkannt, wenn er gut ist, während 


ein Mensch noch so gut sein kann und 
doch nicht anerkannt wird.“ Und etwas 
weiter hinten in der gleichen Schrift: 
„Ich hab Leute sagen hören, der Han¬ 
del und die Wirtschaft sind human, 
nur der Krieg ist unhuman. Aber der 
Handel und die Wirtschaft sind erstens 
nicht human und zweitens führens bei 
uns zum Krieg.“ 

Doch der subversive Gehalt Brechts 
zündet eben nicht so sehr im Klassen¬ 
zimmer als bei der tätigen Beantwor¬ 
tung der Frage, wessen Welt diese Welt 
ist. Dabei helfen einem Brechts Ge¬ 
dichte, Stücke und Prosa, die Realität 
zu verstehen, um sie zu verändern. In 
Peter Weiss 4 Ästhetik des Widerstands 
heißt es über Brecht: „Berufsschreiber, 
das klang wie Berufsrevolutionär. Und 
wie hinter diesem die vielen standen, 
von denen die Revolution ausgetragen 
wurde, so standen sie auch hinter dem 
Schreibenden, überprüften, was er für 
sich allein ersonnen hatte, und gaben 
seinen Worten, durch ihre Gedanken¬ 
konzentration, erst ihr eigentliches Le¬ 
ben.“ Realistisch schreiben, das hieß für 
Brecht „den gesellschaftlichen Kausal¬ 
komplex aufdeckend/die herrschenden 
Gesichtspunkte als die Gesichtspunk¬ 
te der Herrschenden entlarvend/vom 
Standpunkt der Klasse aus schreibend, 
welche für die dringenden Schwierig¬ 
keiten, in denen die menschliche Ge¬ 
sellschaft steckt, die breitesten Lösun¬ 
gen bereithält/das Moment der Ent¬ 


wicklung betonend/konkret und das 
Abstrahieren ermöglichend“ schrei¬ 
ben. Aus solchen Schriften lässt sich ei¬ 
niges lernen, nicht verwunderlich also, 
wenn sich SDAJler auf Bildungsaben¬ 
den auch mal ein Brecht-Gedicht vor¬ 
nehmen, statt eines Klassikertexts. Li¬ 
terarische Texte vermitteln einen ande¬ 
ren, manchmal leichteren Zugang zum 
Verstehen komplexer Zusammenhän¬ 
ge. Gleichzeitig vermitteln sie nicht nur 
Wissen, sondern auch Haltung. „Wer 
niedergeschlagen wird, der erhebe 
sich!/Wer verloren ist, kämpfe!/Wer 
seine Lage erkannt hat, wie soll der 
aufzuhalten sein?/Denn die Besiegten 
von heute sind die Sieger von morgen,/ 
Und aus Niemals wird: Heute noch!“ 
Wer, wie ich, nach dem angeblichen 
„Ende der Geschichte“ aufgewachsen 
ist, in einer scheinbar alternativlosen 
Welt, in der die Unterdrücker sich auf 
zehntausend Jahre einrichten und die 
Gewalt versichert: so wie es ist, bleibt 
es, dem machen diese Worte Mut und 
vermitteln etwas von dem historischen 
Optimismus, den wir Jungen bislang 
noch nicht aus dem Miterleben großer 
Siege schöpfen konnten und den unse¬ 
re Bewegung doch so dringend nötig 
hat. Aber es lässt sich nicht nur Selbst¬ 
vergewisserung finden bei Brecht. Ich 
erinnere mich an ein Wochenendsemi¬ 
nar der SDAJ, bei dem es um die Er¬ 
stellung von Kleinzeitungen ging, die 
an Schulen verteilt werden konnten. 


Galilei: Kein „Lehrstück“, aber 
aus dem man lernen kann 


Von Nina Hager 

Brechts Stück „Leben des Galilei“ war 
Lehrstoff an der Erweiterten Ober¬ 
schule. Erstaunlich, die Schule hat uns 
damals - anders als beispielsweise bei 
Schillers „Kabale und Liebe“ - die Freu¬ 
de am Theater nicht versauen können. 
Nach dem Theaterbesuch im Berliner 
Ensemble (es war 1967 oder 1968) dis¬ 
kutierten wir im Unterricht heiß: „Wie 
muss man sich verhalten, wenn man die 
Wahrheit kennt, sie aussprechen muss, 
aber bedroht wird und um sein Leben 
fürchten muss?“ Der Gegner war klar 
benannt - die Heilige Inquisition bzw. 
jegliche Unterdrücker(klasse). Da war 
wohl schon klar, dass das Brecht-Stück 
„Leben des Galilei“ kein Historien¬ 
stück war, sondern viel mit der Gegen¬ 
wart und der jüngeren Vergangenheit 
zu tun hatte. Wir erfuhren damals zu¬ 
gleich viel über Brechts politische Hal¬ 
tung und sein gesellschaftliches Enga¬ 
gement sowie über seine Auffassung 
von einer kämpferischen, eingreifen¬ 
den Kunst. Dass es da aber auch poli¬ 
tische Konflikte gab - wie im Zusam¬ 
menhang mit der sogenannten Forma¬ 
lismusdebatte Anfang der 50er Jahre, 
habe ich erst später erfahren. 

Warum wählte Brecht, für den das 
Stück offenbar zu seinen wichtigsten 
zählte, ausgerechnet Galileo Galilei als 
Hauptfigur? Das hat etwas mit dessen 
Geschichte zu tun und seiner Rolle als 
einer der Begründer eines neuen Welt¬ 


lern sich durch Widersprüche und Wirren hindurch 
eine in Kritik gefestigte reife Lebensentscheidung, 
befallen haben, kommt der realistischen Klarheit 
ig her eher ein anarchischer Individualist war, die 
einen erkannte und nachdrücklich betonte, sollte 


bildes der Physik, das über die Physik 
hinaus große Bedeutung hatte. Niko¬ 
laus Kopernikus (1473-1543) hatte die 
Astronomie revolutioniert und brach 
völlig mit der vorherrschenden geozen¬ 
trischen ptolemäischen Tradition. Der 
Kampf um das heliozentrische Weltbild 
war lang und schwer. Er musste nicht 
nur gegen Einwände von anderen Wis¬ 
senschaftlern geführt werden sowie ge¬ 
gen Vorurteile und Dummheit, sondern 
vor allem gegen christliche Dogmen 
und Institutionen. Giordano Bruno 
starb 1600 auf dem Scheiterhaufen in 
Rom. Dem 70-jährigen Galilei (1564- 
1641) wurde der Prozess gemacht. Erst 
1835 wurde sein Werk „De revolutioni- 
bus“ aus dem päpstlichen Index verbo¬ 
tener Bücher gestrichen. 

Friedrich Engels fand in der „Dia¬ 
lektik der Natur“ Worte höchster Be¬ 
wunderung für die „Riesen an Gelehr¬ 
samkeit, Geist und Charakter“, die der 
damaligen Wissenschaft das Gepräge 
gaben, für ihre revolutionäre Partei¬ 
nahme, mit der sie sich das Recht der 
Existenz erkämpften. 

Doch Brecht hatte offensichtlich 
noch einen anderen Grund. 1938 deute¬ 
te alles darauf hin, dass ein großer Krieg 
bevorstand. Nach dem „Anschluss“ 
Österreichs an Hitlerdeutschland war 
nach dem „Münchener Abkommen“ 
der Weg offen für die Zerschlagung 
und Besetzung der Tschechoslowakei. 
Wie Ernst Schumacher in seiner Bio¬ 
grafie „Leben Brechts“ schrieb, mach¬ 
te Brecht in dieser Zeit nicht nur den 
Schwankenden, sondern auch den 
Gleichgeschalteten anschaulich, wie 
sie den illegalen Kampf aufnehmen 
und führen können. 

Ende November 1938 vermerk¬ 
te er in seinem „Arbeitsjournal“, er 
habe innerhalb von drei Wochen das 


Schauspiel“Leben des Galilei“ fertig¬ 
geschrieben. Darin zeigte Brecht, wie 
die Wahrheit auch nach einer Nieder¬ 
lage mit List verbreitet werden kann. 
In dunkler Zeit wollte er Mut machen. 
In dieser ersten Fassung setzt der Held 
zwar seinem Schüler Andrea ausein¬ 
ander: „Die Wissenschaft kann Men¬ 
schen, die es versäumen, für die Ver¬ 
nunft einzutreten, nicht brauchen. Sie 
muss sie mit Schande davonjagen, denn 
sie mag soviele Wahrheiten wie immer 
wissen, in einer Welt der Lüge hätte sie 
keinen Bestand.“ 

Aber dann übergibt Galilei Andrea 
die geheim hergestellte Abschrift der 
„Discorsi“ damit er sie über die Gren¬ 
ze bringt, ihn ermahnend: „Nimm dich 
in acht, wenn du durch Deutschland 
fährst und die Wahrheit unter dem 
Rock trägst!“ 

Bei der Uraufführung dieser Fas¬ 
sung im Zürcher Schauspielhaus, die 
erst im Jahr 1943 stattfinden konnte, 
nahm die Kritik „Stück und Inszenie¬ 
rung ... vor allem als Stück des illega¬ 
len Kampfes“ auf. (E. Schumacher, Le¬ 
ben Brechts, Leipzig 1984, S. 172) 

Am 6. August 1945 explodierte die 
US-Atombombe „Little Boy“ über Hi¬ 
roshima, drei Tage später die Plutoni¬ 
umbombe „Fat Man“ über Nagasaki. 
Für Brecht war dies Anlass, sein Stück 
zu überarbeiten. Das spiegelte sich 
dann auch in der Positionierung seiner 
Figuren wieder. 

In der „Vorrede zur amerikani¬ 
schen Fassung“ formulierte Brecht 
die Wendung: „Das ,atomarische 
Zeitalter’ machte sein Debüt in Hi¬ 
roshima in der Mitte unserer Arbeit. 
Von heute auf morgen las sich die 
Biographie des Begründers der neu¬ 
en Physik anders. Der infernalische 
Effekt der Großen Bombe stellte den 



eines, 


Bevor wir be¬ 


gannen, uns in 
Fragen von 
Layout, 

Texten, 


Druckkos¬ 
ten und 
so fort, zu 
stürzen, 
lasen wir 
gemein¬ 
sam ein 
Gedicht. Es 
war Brechts 
„Der Zweif¬ 
ler“, der uns 
fragte: „Seid ihr 
wirklich im Fluß des Ge¬ 
schehens? Einverstanden mit/Allem, 
was wird? Werdet ihr noch? Wer seid 
ihr? Zu wem/Sprecht ihr? Wem nützt 
es, was ihr da sagt? (...)Aber vor al- 
lem/Immer wieder vor allem anderen: 
Wie handelt man/Wenn man euch 
glaubt, was ihr sagt? Vor allem: Wie 
handelt man?“ Mit diesen Fragen im 
Hinterkopf konnten wir uns an die Ar¬ 
beit machen. Es wurde ein produktives 
Wochenende. 


I 

Konflikt des Galilei mit der 
Obrigkeit seiner Zeit in ein 
neues, schärferes Licht.“ Als ; 
Galilei bei der entscheiden- | 
den Wiederbegegnungsszene L | 
mit seinem früheren Schüler ; 
Andrea verrät, dass er seine 
Verbannung genutzt hat, um 
im Geheimen die „Discorsi“ 
zu schreiben, ist Andrea so- [ , 
fort bereit, ihm alles nachzu- j 
sehen, weil die Wissenschaft i 
nur ein Gebot, nämlich den 
wissenschaftlichen Beitrag 
kenne. Galilei muss ihm daraufhin 
auseinandersetzen, dass die Wissen¬ 
schaft, wenn sie sich von selbstsüchti¬ 
gen Machthabern einschüchtern lässt, 
zum Krüppel gemacht wird: „Ihr mögt 
mit der Zeit alles entdecken, was es zu 
entdecken gibt, und euer Fortschritt 
wird doch nur ein Fortschreiten von 
der Menschheit weg sein. Die Kluft 
zwischen euch und ihr kann eines 
Tages so groß werden, dass euer Ju¬ 
belschrei über irgendeine neue Er¬ 
rungenschaft von einem universalen 
Entsetzensschrei beantwortet werden 
könnte.“ 

Nach der Zustimmung der Atom¬ 
physiker zum Bau der Wasserstoffbom¬ 
be Anfang der fünfziger Jahre in den 
USA (Edward Teller war hier eine trei¬ 
bende Kraft), ergänzte Brecht in der 
neuen deutschen Fassung durch den 
Gedanken eines „hippokratischen Ei¬ 
des“ der Naturwissenschaftler. 

Obgleich Brecht anfangs lange 
überlegt hatte, ob er das Stück „Leben 
des Galilei“ nicht besser als Lehrstück 
fassen solle, verwarf er diese Idee. 

Für mich, die ich später an der 
Humboldt-Universität Physik stu¬ 
dierte und lange Jahre im Bereich der 
Philosophie, genauer auf dem Gebiet 



philosophischer Fragen der Wissen¬ 
schaftsentwicklung gearbeitet habe, 
war das Stück in gewissem Sinne ein 
„Lehrstück“. Besser eines, das half zu 
lernen, denn ein Theaterstück kann die 
eigene Erfahrung, die Auseinanderset¬ 
zung nicht ersetzen. Brechts „Galilei“ 
half aber in den früheren und aktuel¬ 
len Debatten über die Verantwortung 
des Wissenschaftlers, mit Argumen¬ 
ten und Orientierung. Es half auch 
darüber hinauszugehen. Das hieß und 
heißt nicht nur dagegen aufzutreten, 
dass Wissenschaft zur Schaffung von 
Destruktivmitteln pervertiert wird, um 
immer neue Waffensysteme zu entwi¬ 
ckeln. Oder dagegen, dass bestimmte 
wissenschaftliche Entwicklungsrich¬ 
tungen bewusst unterdrückt oder nur 
mangelhaft gefördert werden, weil 
sie Profitinteressen insgesamt oder 
den Profitinteressen starker Kapital¬ 
gruppen widersprechen usw. Es geht 
auch darum, über Risiken bestimmter 
Entwicklungen sowie ihrer technisch¬ 
technologischen Umsetzung und da¬ 
raus resultierenden Gefahren für 
Mensch und Natur aufzuklären - und, 
wie im Fall der Energiegewinnung mit¬ 
tels AKW, dagegen offensiv Stellung 
zu nehmen. 
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Gewerkschaftspolitisches 
Forum der DKP 

Samstag, den 3. September 2016 
Ort wird rechtzeitig gesondert bekanntgegeben 
Beginn um 11.00 Uhr, Einlass ab 10.30 Uhr, 
Ende um 17.00 Uhr 

Schwerpunktthema: 

Personalbemessung 
in den Krankenhäusern 

Der in ver.di zuständige Fachbereich 03 plant für den 
Herbst dieses Jahres bundesweite Aktionen für einen 
„Tarifvertrag Entlastung", der im wesentlichen die 
Personalbemessung in den Krankenhäusern zum In¬ 
halt hat. Dazu sollen vor Ort, also in den Bundeslän¬ 
dern, Kommunen und Gemeinden, Bündnisse gebildet 
werden, welche diese Auseinandersetzung positiv 
begleiten. Als DKP können wir uns hier gut einbrin- 
gen, fordern wir doch auch mit unseren Sofortforde¬ 
rungen wesentliche Verbesserungen im Gesundheits¬ 
system. Zudem ist davon auszugehen, dass diese 
Tarifauseinandersetzungen auch bis in das nächste 
Jahr hineinreichen, dem Jahr der Bundestagswahlen. 
Neben Sach- und Hintergrundinformationen wollen 
wir auch darüber diskutieren, wie wir als Partei der 
Arbeiterklasse uns in diese Auseinandersetzung mit 
einbringen können. 

Aufgrund der Erfahrungswerte in der Vergangenheit 
findet das Forum nur eintägig statt. Über die Mitglie¬ 
der der Kommission Betriebs- und Gewerkschafts¬ 
politik hinaus sind weitere aktive Genossinnen und 
Genossen aus Betrieb und Gewerkschaft herzlich ein¬ 
geladen. Aber auch Genossinnen und Genossen aus 
Wohngebietsgruppen, die sich eine aktive Unterstüt¬ 
zung der Kolleginnen und Kollegen vor Ort bei ihrem 
Kampf um eine Personalbemessung vorstellen kön¬ 
nen, sind gerne gesehen. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 



Jetzt neue Bücher im UZ-Shop 

www.uzshop.de 


Wer dies Leben lebt, muss sorgen, 
dass er tiefe Spuren prägt, 
dass durch ihn, wie eine Eiche, 
etwas tausend Jahre lebt 

(Helmut Preißler, nach Mussa Dshalil) 

Hesi (Hermann) Sittner ist tot 

Er hat Spuren geprägt mit seiner Standhaftigkeit, 
Geradlinigkeit und Zuverlässigkeit. Wir haben viel von ihm 
lernen können. 

Wir trauern um einen Freund und Genossen, mit dem 
wir teils über viele Jahre hinweg in der Zentralen 
Schiedskommission tätig waren. 

Peter Dürrbeck, Monika Ebert, Falk, Elfriede Haug, 
Walter Herbster, Irene Lang, Thomas Matthes, Michael 
Maercks, Brigitte Müller, Reiner Vollrath, Klaus Wegner, 
Bernd Wunder 



Ein Mann, der Herrn K. lange nicht gesehen hatte, 
begrüßte ihn mit den Worten: „Sie haben sich gar nicht 
verändert. “„Oh!" sagte Herr K. und erbleichte. 

(Bertolt Brecht) 

Warum erbleichte Herr Keuner? 

Oder: was ist Dialektik? 

Dialektik-Seminar der DKP Nürnberg vom 9. bis 11. 
September 2016 in Pappenheim 

Wir befassen uns mit dem Thema Dialektik, bereiten uns aber 
auch auf die Bundestagswahl vor. Herzliche Einladung an alle 
interessierten! 

weitere Informationen und Anmeldungen über: 

info@dkp-nuernberg.de 



Marx Engels 
Stiftung 


Terminänderung: 

Die Veranstaltung 

60 Jahre KPD-Verbot 

in Nürnberg findet nicht am 
Sa, 17.9., sondern am 

SO, 18.9. 2016,10-18 Uhr 

statt 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



z-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

<_y 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 



Gentech 2.0 

BAYER 

startet durch 



www.stichwort-bayer.de 
info@stichwort-bayer.de 
Postfach 150418 • 40081 Düsseldorf 
t(b facebook/Coordination 


STICHWORT 


BAYER 


KOSTENLOSES PROBEHEFT BESTELLEN. JETZT. 


„Per Mensch ist erst wirklich tot, 
wenn niemand mehr an ihn denkt/' 

ß. Brecht 


Wir trauern um unseren Vater, Großvater, 

Freund und Genossen 

Robert Jung 

geb. 19.5.1930 gest. 20.7.2016 

Robert starb nach einem erfüllten und abwechslungsrei¬ 
chen Leben im Alter von 86 Jahren. 

Sein ganzes Streben im Leben galt stets den kommunis¬ 
tischen Parteien dieser Welt. 

Besonderer Dank gebührt Petra, Irene, Artur und Erika, die 
ihn in den letzten Monaten intensiv betreut haben. 

Robert, wir werden Dich nie vergessen! 

Irene Jung, Petra Jung, Ralf und Sabine Jung, Artur Hofmann, 
Jacob Jung, Benjamin Friz und Sandra Maier, Klaus Grün¬ 
wald, Hannelore Thode, Erika Heitzig 




A>cbuct? 


1691 « 1685 -S 1759 * 1839 

Fpm. Hesi me» ftAu IIrt 
57392 Schnicillenberg-Grar , ach<3ft 
Tel. 029 72/9 7&00 * Fo* 02972/97 8097 
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1591 425 Jahre 2016 


Arbeit und Familie 

Pclcr im Speyer war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene der Klostergrafschaft. 

So wohnten und arbeiteten im I lause Bäcker, Brauer, 
Brenner, Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. 
Männer und brauen waren abwechselnd 1 lofbcsitzcr. 
Heute sind unsere Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant 
und Obslbrcnncrci. So bieten wir im Jubiläumsjahr ein 
monatlich wechselndes Menu an. 

Als Zugabe gibt cs einen süßen Abschluss oder Kaffee aus 
Medebach oder einen Hausbrand Apfel-Birne. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Restaurant: Dienstag Ruhetag 
Wir freuen uns auf Siet Gasthof-Heimes-Tearn 
www.gastfi 0f-heime5.de 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Sa./So. 27./28. August 2016 

„Revolutionäre Strategie in 
nichtrevolutionären Zeiten“ 

Referenten: P. Becher, P. Graubner, J. Lloyd 

„Worauf es vor allem an kommt, und wodurch wir uns von 
Reformisten unterscheiden ist, dass wir im Kampf um Re¬ 
formen niemals unser sozialistisches Ziel aus dem Auge 
verlieren.“ Diese Feststellung von Willi Gerns benennt den 
zentralen Ankerpunkt für die Kommunistische Partei im 
Umgang mit dem Verhältnis von Reform und Revolution. 

Die Frage, ob und wie sich die sozialistische Perspekti¬ 
ve im Charakter unseres Reformkampfes niederschlägt, 
oder ob Letzterer unbeeinflusst vom Ziel ein Teil unserer 
Strategie sein kann, ist eine der Fragen, mit denen wir 
uns im Seminar beschäftigen wollen. Welche Bedeutung 
die DKP dem Kampf um Reformen als einem Mittel zum 
Herankommen an die Revolution beimisst, ist eine weitere 
Frage. 

Der zu seinem Geburtstag im Dezember 2015 erschiene¬ 
ne Band mit Texten von Willi Gerns, dem wir auch den Ti¬ 
tel unseres Seminars entliehen haben, bietet reichhaltiges 
Material für unsere Diskussion. Das Seminar setzt eine 
Reihe von Veranstaltungen zur Strategie der DKP aus 
2014 (Antimonopolistische Demokratie) und 2015 (Über¬ 
gänge zum Sozialismus) fort. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise 
kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 €. 
Ab Freitag 30 €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis 
oder Bezirk abklären. 
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unsere zeit 


Linie der Ächtung ziehen 

Betr.: „Den Rassismus begreifen und 
bekämpfen“, UZ vom 22.7.2016, S. 9 

Patrik Köbele hat erklärt, warum die 
DKP sich nicht am Bündnis „Aufste¬ 
hen gegen Rassismus“ beteiligt. Nina 
Hager hat in einem Kommentar erklärt, 
dass es notwendig ist, dieses Bündnis zu 
unterstützen und in ihm mitzuarbeiten. 
Also was soll es, nun den Leiter der 
Karl-Liebknecht-Schule aufzubieten, 
um klar zu machen, warum das Bünd¬ 
nis eine „falsche“ Position vertritt? 

Im Aufruf des Bündnisses steht tat¬ 
sächlich: „Wir stehen auf gegen den Ras¬ 
sismus von Pegida, AfD, NPD & Co.“ 
Weiter schreibt das Bündnis: „Im Nach¬ 
kriegsdeutschland waren offen auftre¬ 
tende Nazi-Organisationen meist gesell¬ 
schaftlich geächtet und isoliert. Das war 
keine Selbstverständlichkeit, sondern 
das Resultat von antifaschistischen und 
antirassistischen Kampagnen. Genau das 
gerät gerade ins Wanken: Die AfD reißt 
Tabus ein. Vor allem aber ist die Rote 
Linie der Ächtung und Isolation durch¬ 
brochen. Hier setzen wir an: Wir wollen 
die Linie der Ächtung neu ziehen. 

Ja hätte Jürgen Lloyd doch seinen 
Text abgeschlossen mit dem Aufruf, sich 
am Bündnis „Aufstehen gegen Rassis¬ 
mus“ zu beteiligen. Es wäre ein guter 
Text geworden. Klare Position, Rassis¬ 
mus dient der Spaltung der Arbeiter¬ 
klasse. Also reihen wir Marxisten uns 
in dieses Bündnis ein. 

Nein, was tut er? Er polemisiert ge¬ 
gen das Bündnis: „Wenn wir ihnen (er 
meint die unzufriedenen Teile der Be¬ 
völkerung) mit einer moralisierenden 
Verurteilung rassistischer Ideen ent¬ 
gegentreten oder ihnen gar drohen, sie 
jenseits einer ,roten Linie 4 ... auszu¬ 
grenzen, isolieren wir uns von ihnen“. 
Da rufe ich Jürgen Lloyd zu: Mit die¬ 
ser Haltung isolierst du die DKP von 
denjenigen, die davon überzeugt sind, 
dass es erforderlich ist, Rassismus zu 
bekämpfen, nicht abstrakt, sondern in 
seiner heute schreienden Erscheinungs¬ 
form in Gestalt der AfD & Co. Wer da¬ 
rauf wartet, dass sich die Massen von 
der herrschenden Monopolbourgeoisie 
abwenden, diese stürzen und vermit¬ 
tels des Werkzeugs „Sofortprogramm 
der DKP“ erst die antimonopolistische 
Demokratie und dann den Sozialismus 
aufbauen werden, kann auch gleich re¬ 
gelmäßig Kirche, Synagoge oder Mo¬ 
schee besuchen. 

Norbert Birkwald , Walldorf 

Du musst alles wissen! 

Betr.: Leserbrief von Heide Janicki in 
UZ vom 29.7.2016, Seite 15 

Liebe Heide, genauestens zu lernen 
haben wir aus der Realität und aus 
ihr Schlüsse zu ziehen, sagst du. Und 
Brecht sagt: „Lerne das Abc, es genügt 
nicht, aber Lerne es! Lass es dich nicht 
verdrießen! Fang an! Du musst alles 
wissen!“ Das Monopolkapital zieht für 
seine Herrschaft Nutzen aus Rassis¬ 
mus und lässt die Menschen hinter ih¬ 
ren falschen Predigern her laufen, die 
ihnen vorgaukeln, wirksamer Protest 
wäre rücksichtslosere Durchsetzung des 
Konkurrenzkampfes. Dagegen lohnt es 
sich, Woche für Woche zu demonstrie¬ 


ren und auch noch mal auf der Schul¬ 
bank zu sitzen, um das Monopolkapital 
als alleinigen und einzigen Nutznießer 
von Rassismus auszumachen. Die Mit- 
streiterlnnen sollen wissen und verste¬ 
hen, dass wir beides wollen, demons¬ 
trieren und gleichzeitig mit Marx dem 
Rassismus auf den Grund gehen. 

Helmut Woda , Karlsruhe 

Wie die Malocherstadt aussieht 

Betr.: „Roter Sommer in Dortmund“, 
UZ vom 29.7.2016, S. 16 

Hallo Anja Röhl, welchen Weg zum 
Pressefest in Dortmund hast du denn 
genommen und welchen Revierpark 
hast du gefunden? Du scheinst einem 
Klischee aufgesessen zu sein, das im 
langen Sterben der hiesigen Montan¬ 
industrie entwickelt und gepflegt wurde. 
Was du als gestorbene Malocherstadt 
beschreibst, gibt es noch immer, ist aber 
vor allem abzulesen an den Zahlen von 
Arbeitsagentur und Jobcenter und nur 
punktuell noch in finsteren Nord- und 
Vorstadtbildern, die du bemühst. Die 
unbeirrbar sozialdemokratisch geführte 
Stadtentwicklung müht sich, das Elend 
zu verdecken und eine in ihren Worten 
,gut aufgestellte 4 Stadt zu zeigen. Äu¬ 
ßerlich gelingt ihr das auch einigerma¬ 
ßen und schafft so das neue Klischee: 
Wir schaffen das - im real existierenden 
Kapitalismus. Die innewohnenden Wi¬ 
dersprüche hebt sie nicht auf. 

Wolfgang Richter ; Dortmund 

VII. Weltkongress nicht 
wahrgenommen 

Betr.: Leserbriefe von Thomas 
Mehner, UZ vom 22. u. 29.7.2016 

Statt sich mit der demagogischen und 
verlogenen Behauptung des bayeri¬ 
schen Verfassungsschutzes auseinan¬ 
derzusetzen, „in der VVN-BdA werde 
ein kommunistisch orientierter Antifa¬ 
schismus verfolgt, der in dieser Form 
nicht nur dem Kampf gegen Rechtsex¬ 
tremismus diene, sondern der alle nicht¬ 
marxistischen Systeme - also auch die 
parlamentarische Demokratie - als po¬ 
tenziell faschistisch, zumindest aber als 
zu bekämpfende Vorstufe zum Faschis¬ 
mus betrachtet“, bewertet Thomas Meh¬ 
ner die Auseinandersetzung der VVN- 
BdA mit diesen Angriffen als „Zurück¬ 
weichen vor dem Antikommunismus“ 
und „Distanzierung vom kommunisti¬ 
schen Bündnispartner“. Die VVN-BdA 
soll nach Mehners Meinung von der 
bayerischen Staatsregierung fordern, 
den Antikommunismus aufzugeben. 


Genosse Mehner scheint den VII. 
Weltkongress der Kommunistischen 
Internationale 1935 nicht wahrgenom¬ 
men zu haben. Dort wurde es als Fehler 
bezeichnet, die demokratischen Rechte 
nicht genügend verteidigt zu haben, so 
dass diese nicht mehr als Kampfmög¬ 
lichkeiten der Arbeiterbewegung zur 
Verfügung standen. Die bürgerliche 
Demokratie mündet nicht notwen¬ 
digerweise in den Faschismus (diese 
Auffassung wird der VVN-BdA unter¬ 
stellt) - sonst gäbe es ja weltweit gar 
keine nicht-faschistischen Länder mehr. 

Der Angriff des bayerischen Innen¬ 
ministeriums auf die VVN-BdA und 
der Versuch ihrer Kriminalisierung ist 
ein Angriff auf alle Antifaschistinnen 
und damit auch auf die DKP. Mit der 
wiederholten Forderung von Mehner 
an die DKP und die UZ, die Solidarität 
mit der VVN-BdA aufzukündigen, wür¬ 
den wir der antifaschistisch-demokra¬ 
tischen Bewegung einen Bärendienst 
erweisen. 

Jürgen Schuh , Düsseldorf 

Mehr über Erfolge sprechen 

Betr.: Unser Pressefest 

Nochmals tausend Dank für dieses 
Pressefest. Seit September 2014 bin ich 
nun Mitglied der DKP und ich bin stolz 
auf diese kleine Partei, die lebt und so 
ein fantastisches linkes Fest auf die Bei¬ 
ne stellen kann. Ich würde mir wün¬ 
schen, in der UZ mehr darüber zu lesen, 
warum Menschen die Entscheidung ge¬ 
troffen haben, in die DKP einzutreten: 
eine kleine Rubrik mit Geschichten, Fo¬ 
tos und Stellungnahmen von Genossen. 

Ich hoffe, unsere Partei wächst, und 
wir alle sollten stets dafür eintreten, sie 
zu stärken und Werbung zu machen. Ich 
trage gern meine UZ-Rote-Tasche zur 
Schau. Ich finde es auch ganz wichtig, 
dass wir mehr über Erfolge sprechen 
und mehr berichten, wann und wieviel 
Menschen wir gewinnen konnten. Je¬ 
der Genosse in der DKP hat eine Ver¬ 
antwortung, sie zu stärken. Denn alles 
fängt bei uns an. Wir sind die DKP. 

Tornas Grundmann , Köln 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von 1800 Zeichen bleiben. 
Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 
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SA ★ 6. AUG 


München: „Hiroshima und Nagasaki mah¬ 
nen: Atomwaffenfreie Zukunft!“ Kundge¬ 
bung und Mahnwache mit Wortbeiträgen, 
Musik und Rezitation, Marienplatz, ab 
12.00 Uhr. Veranstalter: Münchner Frie¬ 
densbündnis, Münchner Bündnis gegen 
Krieg und Rassismus, Occupeace Mün¬ 
chen. Grußwort der Stadt München, Brigit¬ 
te Wolf, Stadträtin, 13.00 Uhr. Kundgebung 
und „lebendes“ Peacezeichen, 16.00 Uhr. 
Abschluss mit Gedenkminute, 20.30 Uhr. 

Bremen: „Taten statt leerer Worte - Abzug 
statt Aufrüstung der Atomwaffen!“ Breme¬ 
rinnen und Bremer gedenken der Atombom¬ 
benabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki. 
U.a.werden Mitgliederderkürzlichen Dele¬ 
gation zum Atomwaffenstandort Büchel be- 
richten. Marktplatz, 12.00 Uhr bis 13.30 Uhr. 

Frankfurt: „Hiroshima- und Nagasaki-Ge¬ 
denken“ mit Regina Hagen, Redakteurin 
Wissenschaft und Frieden; Prof. Dr. Ulrich 
Gottstein, IPPNW und Philipp Jacks, DGB 
Frankfurt. Veranstalter: Friedens- und Zu¬ 
kunftswerkstatt e.V. und DGB Frankfurt. 
Paulskirche, 12.00 Uhr._ 

Ravensburg: „Misch Dich ein für Frieden!“ 
Friedenskundgebung. Es rufen auf: Partei 
„Die Linke“, KV Ravensburg, Montags¬ 
mahnwache für den Frieden RV, WN-BdA 
Bodensee-Oberschwaben, Gewerkschafte- 
rlnnen der DGB-Einzelgewerkschaften, Frei¬ 
denker Ulm und Friedensbündnis Biberach. 
Marienplatz, 14.00 Uhr. 


SO ★ 7. AUG 


Hamburg: „Dauerausstellung zur Zwangs¬ 
arbeit in Hamburg 1939-1945“, Führung 
durch die Dauerausstellung in den letzten 
erhaltenen, ehemaligen Zwangsarbeiter¬ 
baracken Hamburgs, Lager Kowahl+Bruns 
(mit Filmvorführung). Veranstalter: Willi- 
Bredel-Gesellschaft-Geschichtswerkstatt 
e.V. Hamburg Fuhlsbüttel, Wilhelm-Raabe- 
Weg 23 (nahe S-Bahn Flughafen) 14.00 Uhr 
bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 8. AUG 


Gronau: „Das Sofortprogramm der DKP“, 
Diskussionsverastaltung der DKP im Kreis 
Borken mit Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP. Gaststätte Concordia, Eper Straße 13, 
19.00 Uhr. 

München: Helferinnenfete Dorf des Wider¬ 
stands beim UZ Pressefest. Eingeladen sind 
alle die mitgeholfen haben, aber auch dieje¬ 
nigen, die nicht helfen konnten oder wollten. 
Kommtreff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 

Lübeck: Jahreshauptversammlungen der 
DKP Lübeck/Ostholstein. Interkulturelle Be¬ 
gegnungsstätte e.V. (IKB) „Haus der Kultu¬ 
ren“ , Parade 12,19.30 Uhr. 


SA ★ 13. AUG 


Bonn: „Fiesta Moncada“, Fidels 90. Ge¬ 
burtstag wird gefeiert mit Live Musik, Ku¬ 
banischer Küche, Cocktail-Bar und kuba¬ 
nischen Zigarren. Botschaft der Republik 
Kuba Außenstelle, Kennedyallee 22-24, 
15.00 Uhr bis 20.00 Uhr. 


MO H 15. AUG 


Hannover: Treffen der DKP-Stadtteilgrup- 
pe Mitte. DKP-Büro, Göttinger Straße 58, 
19.30 Uhr. 


Dl ★ 16. AUG 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Straße 21, 
19.30 Uhr. 


DO ★ 18. AUG 


Marburg: „Kurt Julius Goldstein - Vorwärts 
und nicht vergessen! Ein Filmporträt von 
Ingrid Strobl“. DKP Marburg-Biedenkopf 
und die SDAJ Marburg-Gießen laden ein 
zu einem Filmabend mit persönlichem Ein¬ 
leitungsreferat von Friedrich-Martin Balzer 
(Autor und Herausgeber) zum Leben und 
Wirken von Kurt Julius Goldstein. Käte-Din- 
nebier-Saal im Gewerkschaftshaus, Bahn¬ 
hofstraße 6,19.30 Uhr. 


Ml ★ 24. AUG 


Bremen: „Industrie 4.0“, Veranstaltung 
der DKP mit Uwe Fritsch. Haverkamp 8, 
19.00 Uhr. 


Dl ★ 2. SEPT 


Leipzig: Enthüllung einer Informationstafel 
für den KPD-Politiker Karl Ferlemann. Ferle¬ 
mann war in den 30er Jahren bis zu seiner 
Verhaftung durch die Nazis in der Bezirkslei¬ 
tung der KPD Sachsen. Er wurde gemeinsam 
mit seiner Lebensgefährtin, der KPD-Abge- 
ordneten Gertrud Keller, am 17. November 
1933 verhaftet und verbrachte die Jahre bis 
1945 erst im Zuchthaus Waldheim, dann im 
KZ Sachsenhausen. Am 3. Mai 1945 wurde 
er von den Nazis auf einem Todesmarsch 
ermordet. Die Informationstafel wurde 
durch eine Spendensammlung ermöglicht. 
Die Enthüllung erfolgt durch den Leipziger 
Landtagsabgeordneten Marco Böhme (Par¬ 
tei „Die Linke“), Merseburger Straße Ecke 
Ferlemannstraße, 9.00 Uhr. 


SA ★ 10. SEPT 


Karlsruhe: „Weg mit dem KPD-Ver- 
bot!“ Zentrale Veranstaltungen der DKP. 
Kundgebung & Demonstration. Es spre¬ 
chen Patrik Köbele, Parteivorsitzender 
der DKP und Karin Binder, MdB der Partei 
„Die Linke“. Eingeladen sind auch weite¬ 
re Vertreterinnen europäischer kommunis¬ 
tischer Parteien. Ludwigsplatz, 15.00 Uhr. 
Im Anschluss Veranstaltung im Lo¬ 
kal „Walhalla“, Augartenstraße 27. 
Kulturprogramm mit Erich Schaffner und 
Georg Klemp. 


Wochenendseminar der 
Karl-Liebknecht-Schule, Leverkusen 

Sa./So. 27728. August 2016 

„Revolutionäre Strategie in 
nichtrevolutionären Zeiten“ 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, 
Jürgen Lloyd 

Weitere Informationen und Anmeldung unter 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 




Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 
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Olympische Spiele 1936 in Berlin, Siegerehrung im Weitsprung. Der Sieger Owens (USA) in der Bildmitte wäre nach der 
Naziideologie ein „Untermensch“. 


Olympia unter dem Hakenkreuz 

Trotz Verfolgung, trotz Terror gab es 1936 auch in Deutschland Widerstand gegen 
die Olympischen Spiele in Garmisch-Partenkirchen und Berlin 


A m 1. August 1936 eröffnete 
Adolf Hitler im Berliner Olym¬ 
piastadion die 11. Olympischen 
Sommerspiele. In Garmisch-Parten¬ 
kirchen hatten vom 6. bis 16. Februar 
bereits die Winterspiele stattgefunden. 
Fast zeitgleich mit den Sommerspie¬ 
len bestimmte Hitler in einer gehei¬ 
men Denkschrift die Grundlinien für 
die weitere Aufrüstung und Kriegsvor¬ 
bereitung. 

1931 hatte das Internationale Olym¬ 
pische Komitee (IOC) die Sommer¬ 
spiele nach Berlin vergeben. Trotz der 
Boykottaufrufe internationaler Sport¬ 
verbände und deutscher Emigranten, 
trotz des „Ermächtigungsgesetzes“ 
vom März 1933, der Unterdrückung 
und Verfolgung politischer Gegner und 
auch von Arbeitersportlern, der Nürn¬ 
berger Rassengesetze 1935, der antijü¬ 
dischen Pogromstimmung usw. hielt das 
IOC an seiner Entscheidung fest. 

Die Vertreter des faschistischen 
Regimes hatten schon 1933 zugesi¬ 
chert, die olympischen Regeln einzu¬ 
halten, später wurde zugesagt, auch 
jüdische Sportler in die deutsche 
Mannschaft aufzunehmen. Während 
der Spiele in Garmisch-Partenkirchen 
und später in Berlin verschwanden 
die antisemitische Propaganda und 
entsprechende Parolen aus dem Stra¬ 
ßenbild. 

Boykottaufrufe aus 
dem Widerstand 

Eine besondere Rolle bei der Mobili¬ 
sierung des Widerstandes gegen Olym¬ 
pia in Hitlerdeutschland spielten gewiss 
deutsche linke Intellektuelle in Frank¬ 
reich, die vor allem im „Pariser Tage¬ 
blatt“ gegen die Durchführung der 
Olympischen Spiele in Deutschland 
protestierten. Doch das waren nicht die 
einzigen Deutschen, die sich dagegen 
positionierten. Unter höchster Gefahr 
für die Beteiligten fanden auch Aktio¬ 
nen im Land statt. 

In einem Gestapobericht über Ak¬ 
tionen der „marxistischen Bewegung“ 
konnte man zudem Ende 1935 lesen: 
„Eine rege Propaganda wird von kom¬ 
munistischer Seite insbesondere gegen 
die im Jahre 1936 stattfindende Olym¬ 
piade betrieben. In allen sowohl im 
Ausland als auch in Deutschland er¬ 
scheinenden kommunistischen Druck¬ 
erzeugnissen wird unentwegt zum Boy¬ 
kott der Olympiade aufgefordert. Un¬ 
ter Anführung von einzelnen Staaten, 
die angeblich an der Olympiade nicht 
teilnehmen wollen, versucht man, die 
Sportler der ganzen Welt gegen eine 
Beteiligung an dieser Veranstaltung 
aufzuhetzen. So ist von der ,Roten 
Sportinternationale’ und der- Sozialis¬ 
tischen Arbeitersport-Internationale’ 
ein Flugblatt herausgegeben worden, in 
dem die Sportler und Turner der gan¬ 
zen Welt aufgerufen werden, die Ber¬ 
liner Olympiade zu boykottieren. Die 
beiden Arbeitersport-Internationalen 
wenden sich an die sozialistischen und 
freiheitlichen Parteien aller Länder mit 
dem Verlangen, keine Staatsmittel für 


die Teilnahme an der Olympiade zu be¬ 
willigen. ... 

Es ist zu erwarten, dass die kommu¬ 
nistische Propaganda gegen die Berli¬ 
ner Olympiade in der kommenden Zeit 
noch verstärkt werden wird, wie es be¬ 
züglich der Winterspiele in Garmisch- 
Partenkirchen bereits festgestellt wer¬ 
den konnte.“ (Gestapo-Berichte) 

Um die verschiedenen Aktivitäten 
gegen die Austragung der Olympischen 
Sommerspiele 1936 in Berlin zu koor¬ 
dinieren, gründete sich am 7. Dezem¬ 
ber 1935 in Paris das „Comite interna¬ 
tional pour le respect de l’esprit olym- 
pique“. Es bestand aus Mitgliedern der 
Komitees zur Verteidigung der olym¬ 
pischen Idee Großbritanniens, Frank¬ 
reichs, der Niederlande, der skandina¬ 
vischen Länder, der Tschechoslowakei 
sowie der Schweiz und hatte auch Ver¬ 
bindung zum US-amerikanischen Fair- 
Play-Komitee. 

Auf der Konferenz zur Verteidi¬ 
gung der Olympischen Idee am 6. und 
7. Juni 1936 in Paris erklärte Heinrich 
Mann unter anderem: „Ein Regime, das 
sich stützt auf Zwangsarbeit und Mas¬ 
senversklavung; ein Regime, das den 
Krieg vorbereitet und nur durch verlo¬ 
gene Propaganda existiert, wie soll ein 
solches Regime den friedlichen Sport 
und freiheitlichen Sportler respektie¬ 
ren? Glauben Sie mir, diejenigen der 
internationalen Sportler, die nach Ber¬ 
lin gehen, werden dort nichts anderes 
sein als Gladiatoren, Gefangene und 
Spaßmacher eines Diktators, der sich 
bereits als Herr dieser Welt fühlt.“ 

Das Komitee unterstützte auch die 
Vorbereitungen der als Gegenolympi¬ 
ade geplanten Volksolympiade vom 19. 
bis 26. Juli 1936 in Barcelona, die wegen 
des einsetzenden Spanischen Krieges 
abgebrochen werden musste, sowie die 
antifaschistische Kunstausstellung „De 
Olympiade onder dictatuur“ in Amster¬ 
dam. 

Die Boykottaufrufe waren jedoch 
nicht erfolgreich. Obgleich es beispiels¬ 
weise vor allem in den USA großen 
Widerstand gegen eine Teilnahme gab, 
setzen sich die Teilnahmebefürworter - 
allen voran der spätere IOC-Präsident 
(1952-1972) Avery Brundage - durch. 

Mit 49 teilnehmenden Nationen 
wurde in Berlin ein neuer Teilnehmer¬ 
rekord gefeiert. Auch mit ihrer Hilfe 
konnte die faschistische Regierung die 
Gelegenheit für eine große Propagan¬ 
daschau nutzen und - zugleich - für die 
Machtsicherung nach Innen. 

„Lieber Olympia-Gast“ 

Über die politischen Aktivitäten - da¬ 
mals gab es übrigens in vielen Regio¬ 
nen Deutschlands immer noch kleinere 
Streikaktionen in Betrieben, für die die 
Kommunisten verantwortlich gemacht 
wurden - der „Linksbewegung“ im Juli 
1936 berichtete die Gestapo: 

„In Düsseldorf wurde während 
der Vorführung der Wochenschau in 
einem Lichtspieltheater, als ,ein Vor¬ 
beimarsch der Roten Truppen in Spa¬ 
nien gezeigt wurde, lebhaft Beifall 


geklatscht. Gegen die ,Kriegslust des 
Dritten Reiches’ wird weiterhin sys¬ 
tematisch agitiert. Im Berichtsmonat 
konnten geschickt zusammengestellte 
Propagandaschriften gegen die Kriegs¬ 
gefahr erfasst werden. 

Gegen die Olympiade setzte kurz 
vor der Eröffnung erneut eine große 
Kampagne ein. In der zentralen Litera¬ 
tur des Auslandes wurden die üblichen 
Gräuelmärchen über Deutschland in 
geschickter Verbindung mit der Olym¬ 
piade gebracht. So zeigte eine Sonder¬ 
nummer der AIZ eine Übersichtskar¬ 
te über sämtliche Strafanstalten und 
Konzentrationslager. Weiter wurde die 
Parole verbreitet, dass der Olympiabe¬ 
sucher die deutsche Wiederaufrüstung 
durch Devisen unterstütze. Als Ersatz 
für die ausgefallene Volksolympiade 
in Barcelona werden Volksfestspiele 
in Prag abgehalten ...“ (Gestapo-Be¬ 
richte) 

Und über den August wurde un¬ 
ter anderem berichtet, dass vor allem 
in Berlin während der Olympiade „ei¬ 
nige zentrale Flugblätter (zum Teil in 
englischer und französischer Sprache) 
verbreitet wurden. Die Verteilung er¬ 
folgte teils durch Postsendungen, teils 
durch Einwerfen in die Hausbriefkäs¬ 
ten und Verstreuen auf der Straße. Es 
handelte sich dabei vor allem um fol¬ 
gende Hetzschriften: 

,Lieber Olympia-Gast’ (herausge¬ 
geben von der Deutschen Volksfront], 
,Ich rufe die Jugend der Welt’ (Heraus¬ 
gegeben von den Arbeitersportlern), 
,Lernen Sie das schöne Deutschland 
kennen’ (getarnte KPD-Broschüre) - 
Miniaturausgabe der ,AIZ’-Sonder- 
nummer ...“(Gestapo-Berichte) 

Eine Aktion jedoch schlug fehl: 
Werner Seelenbinder, ein Arbeiter¬ 
sportler und Kommunist, wurde für die 
deutsche Olympiamannschaft nomi¬ 
niert. Die Faschisten erhofften sich von 
dem Ringer eine Medaille. Genossen 
überredeten ihn, an den Start zu gehen. 
Nach einem möglichen Erfolg sollte er 
eines der zu erwartenden Rundfunk¬ 
interviews für einen antifaschistischen 
Appell nutzen. Seelenbinder willigte 
ein. Doch er wurde nur Vierter. In den 
folgenden Jahren nutzte er seine Aus¬ 
landsstarts als Kurier für die Wider¬ 
standsgruppe Uhrig. Am 4. Februar 
1942 wurde Werner Seelenbinder ver¬ 
haftet, am 24. Oktober 1944 im Zucht¬ 
haus Brandenburg hingerichtet. 

nh 

Gestapo-Berichte = Gestapo-Berich¬ 
te über den antifaschistischen Wider¬ 
standskampf der KPD 1933-1945. Band 
i: 1933-1939, Berlin 1989 
AIZ = Arbeiter-Illustrierte-Zeitung - er¬ 
schien als Wochenzeitung zwischen 
1921 und 1933 in Berlin und von 1933 bis 
1938 im Prager Exil 

Deutsche Volksfront = auch Zehn- 
Punkte-Gruppe genannt, war eine 
1936 gegründete und 1938 zerschla¬ 
gene, vorwiegend sozialdemokratisch 
geprägte Widerstandsgruppe um Her¬ 
mann Brill. 


Hat Olympia eine Zukunft? 

Coubertin hat uns auch heute etwas zu sagen 


Wie immer die Spiele in Rio de Janei¬ 
ro verlaufen mögen - vorweg: die U. Z. 
drückt ihr alle olympische Daumen -, 
unübersehbar sind die Risiken, mit de¬ 
nen sie konfrontiert sein dürften. Was 
uns wiederum motiviert, den kühnen 
Entschluss zu fassen, an die Abschieds¬ 
rede des Pierre de Fredy, Baron de Cou¬ 
bertin, und damit Mannes zu erinnern, 
der Ende des vorvorigen Jahrhunderts 
den Entschluss gefasst hatte, der Welt 
die Idee moderner Olympischer Spie¬ 
le zu präsentieren. Er nahm am 28. Mai 
1925 in Prag seinen Abschied, kehrte nie 
wieder zu den Spielen zurück, hielt aber 
an jenem Tag eine unvergessene Rede. 

Er begann damals: „Wer sich von 
dem fruchtbringenden Acker zurück¬ 
zieht, über den er jahrzehntelang ge¬ 
herrscht hat, den er eigenhändig bestellte 
und auf dem für ihn Erfolg und Freund¬ 
schaft zur Blüte gediehen, der möchte 
zum Abschluss noch einmal den Hügel 
besteigen, von dem aus der Blick sich 
bis zum Horizont weitet. (...) Zur Zeit 
ist Sport in Mode gekommen, eine zwar 
unwiderstehliche, aber auch schnell wie¬ 
der erschöpfte Macht. Man muss wirklich 
nichts von Geschichte verstehen, woll¬ 
te man sich einbilden, die Schwärmerei 
der Massen heute würde unbegrenzt an¬ 
dauern. (...)In welcher Richtung muss 
gearbeitet werden? Weniger Rummel, 
weniger Reklame, weniger einengende 
Organisationen, weniger intolerante Ver¬ 
bandsgruppierungen, weniger schwerfäl¬ 
lige hierarchische Strukturen.“ 

Diese Risiken sah Coubertin schon 
vor einem knappen Jahrhundert! Und 
damit erschöpften sich seine Vorstel¬ 
lungen von der olympischen Zukunft 
keineswegs. Coubertin sah noch viel 
tiefer in die Zukunft: „ Der Sport hat 
sich in einer Gesellschaft entwickelt, 


der durch die Jagd nach dem Gelde 
Verderben bis aufs Mark droht. Es liegt 
nun an den Sportvereinen, mit gutem 
Beispiel voranzugehen, Ehre und An¬ 
ständigkeit wieder zu pflegen, Lüge 
und Heuchelei aus ihrem Bereich zu 
verjagen (...) 

Für diesen Reinigungsprozess wird 
der erneuerte Olympismus der wirkungs¬ 
vollste Hebel sein, vorausgesetzt, es wird 
damit Schluss gemacht, die Olympischen 
Spiele mit Weltmeisterschaften zu ver¬ 
quicken. Weil einzelne Fachleute von 
diesem Gedanken nicht loskommen, su¬ 
chen sie dauernd die olympische Struk¬ 
tur zu zertrümmern, um sich dann eine 
Macht anzueignen, zu deren Ausübung 
sie sich in vollem Umfange in der Lage 
glauben. Es lag mir daran, meine Kolle¬ 
gen im Internationalen Olympischen Ko¬ 
mitee noch einmal vor jeder Konzession 
ihrerseits in diesem Punkt zu warnen. 
Wenn der moderne Olympismus voran¬ 
gekommen ist, dann nur deshalb, weil an 
seiner Spitze ein Gremium mit absoluter 
Unabhängigkeit stand, das zu keiner Zeit 
von irgendwem subventioniert wurde, 
das sich durch sein ihm eigenes Ergän¬ 
zungssystem von jeglichem Einfluss aus 
Wahlmanövern freihält sowie keinerlei 
Einwirkung seitens nationalistischer Lei¬ 
denschaften oder durch Druck korpora¬ 
tiver Interessen zulässt.“ 

Noch einmal gilt die Erinnerung: Vor 
einem knappen Jahrhundert hatte er die¬ 
se Feststellungen getroffen und oben¬ 
drein auch diese: „Muss ich denn darauf 
hinweisen, dass die Spiele weder einem 
Land noch insbesondere irgendeiner 
Rasse gehören und dass sie von keiner 
irgendwie gearteten Gruppierung mono¬ 
polisiert werden können? Sie sind welt¬ 
umspannend. Sie müssen, ohne Diskussi¬ 
on, für alle Völker da sein!“ Klaus Huhn 


Wortklauberei 

Glanz der Armut 


„Denn Armut ist ein großer Glanz aus 
innen ...“ endet ein einfühlsames Ge¬ 
dicht von Rainer Maria Rilke, in dem 
er die Behauptung aufstellt, die Armen 
brauchten „nur das Eine:/so arm sein 
dürfen, wie sie wirklich sind.“ Den Ob¬ 
dachlosen und denen, die in den Fuß¬ 
gängerzonen unserer Städte und auf 
den Bahnhöfen aus Not Passanten an¬ 
betteln, dürfte das nicht einleuchten, 
das hat vielleicht damit zu tun, dass der 
Dichterfürst in den Dingen des wirkli¬ 
chen Lebens nicht sehr kompetent war 
und vielleicht auch nicht alle Latten am 
Zaun hatte. 

Und auch den Behörden, die sich 
viel einfallen lassen, um Obdachlo¬ 
se und Bettler aus dem öffentlichen 
Raum zu verdrängen - was man nicht 
sieht, das gibt es nicht - wissen nichts 
von „Glanz der Armut“. Sie wissen nur, 
dass Armut und Kriminalität eng ver¬ 


bunden sind. So handelt es sich recht¬ 
lich gesehen um Mülldiebstahl, wenn 
sich jemand Lebensmittel aus Contai¬ 
nern holt. Übernachten in Abbruch¬ 
häusern zieht Anzeigen wegen Haus¬ 
friedensbruchs nach sich. Und als vor 
kurzem in Fürstenfeldbruck Obdach¬ 
lose auf dem überdachten Bahnhof¬ 
sparkdeck nächtigten, bedauerte ein 
Polizeibeamter: „Solange die Wohn¬ 
sitzlosen nicht straffällig werden, haben 
wir keine Handhabe.“ Dabei stellt doch 
das Übernachten auf öffentlich gewid¬ 
meten Flächen schon eine „unerlaubte 
Sondernutzung“ dar. 

Hat sich was mit Glanz. Tucholsky 
kannte das Rilke-Poem auch und mein¬ 
te: „Armut ist eben gewiss kein großer 
Glanz von innen, oder wie Vater Rilke 
das nannte, sondern eine einzige Sau¬ 
erei.“ 

B. Redlich 


Der rote Kanal 


Zwei Stimmen aus Korea 

Bang Gye Yong aus der KDVR lernt 
klassischen Gesang, Hu Sun Gyung 
aus Südkorea erhebt ihre Stimme 
in einer Punkband. Die Macher der 
Doku versprechen ein „wertfreies 
Doppelporträt“. Ehrlich? 

Mo, 8.8., 22.25 Uhr. 3Sat 

Der Nachwuchs und die Stars 

Beim Freiluftfestival in Bad Staffel¬ 
stein treffen so unterschiedliche In¬ 
terpretinnen und Interpreten wie 
Konstantin Wecker, Reinhard Mey, 
das A-capella Ensemble „Viva Voce“ 
und die Mondänpop-Gruppe „Rosen¬ 
stolz“ zusammen. 

Mo, 8.8., 22.50 Uhr, BR 

Hannah Arendt 

„VonTrottas ziemlich betulicher Film 
klebt undistanziert am Leib ihrer Pro¬ 
tagonistin wie ihr 60er-Jahre-Kostüm. 


... Zwar lässt von Trotta ihre Heldin 
am Ende als unabhängige Denkerin 
furios vor applaudierendem jungem 
Auditorium mit ihren zionistischen 
Widersachern abrechnen, aber wor¬ 
um es, außerhalb des Beharrens auf 
den eigenen Standpunkt, der histori¬ 
schen Hannah Arendt dabei politisch 
ging, bleibt weitgehend im Dunklen.“ 
(Klaus Wagener in UZ vom 18. 1. 
2013) 

Mo, 8.8.,23.15 Uhr, NDR 
Große Wellen 

In dieser Politschnurre werden drei 
Journalisten des Westschweizer 
Rundfunks im Frühjahr 1974 nach 
Portugal geschickt, um über Ent¬ 
wicklungshilf eprojekte ihres Landes 
zu berichten. Davon ist nichts auffind¬ 
bar, dafür stolpern die drei in die Nel¬ 
kenrevolution. 

Mi, io. 8., 22.20 Uhr, Arte 











